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I. Allgemeine Situation im Weinbau und den Steillagen 

1. Ausgangslage im Landkreis Ludwigsburg 
 

Der Weinbau ist für den Landkreis Ludwigsburg sehr prägend. Von den 11.330 ha 
Weinbaufläche in Württemberg liegen 2.055 ha im Landkreis.  
 
Der Weinmarkt ist im Jahr 2023 weiter unter Druck geraten. Weltweit wird mehr Wein 
produziert als konsumiert. Die führt zu einer Überproduktion und damit zu einem Ver-
fall der Preise. Wengerter, die ihre Trauben bei einer Genossenschaft abliefern, erhalten 
aktuell ein Traubengeld von maximal 0,60 € pro Kilogramm Trauben. Der Preisdruck 
im deutschen Markt ist insbesondere durch preiswerte Importe sehr hoch. 
 
Damit lohnt sich Weinbau heute in vielen Situationen nicht oder kaum mehr. Ganz be-
sondere Auswirkungen hat dies auf die terrassierten Steillagen entlang der Fließgewäs-
ser im Landkreis. Diese Lagen sind aufgrund des Bewirtschaftungsaufwandes somit die 
Ersten, die aufgegeben werden.  Das bedeutet, dass diese Weinberge nicht mehr ge-
pflegt werden, verbuschen und die wertvollen Trockenmauern verfallen. Damit geht ein 
schleichender Verlust des vielleicht landschaftsprägendsten Elements in unserem Land-
kreis einher. Mit dem Verlust dieser Jahrhunderte alten Kulturlandschaft verliert der 
Landkreis auch Heimatkultur und damit ein Stück unserer Identität, mit den damit ver-
bundenen weitergehenden Auswirkungen, z.B. auf den Tourismus und den Fremdenver-
kehr. 

 
Derzeit werden laut Weinbaukartei noch ca. 305 ha terrassierte Steillagen bewirtschaf-
tet. Das sind rund 50 ha weniger als noch vor 10 Jahren. 
 
Der Landkreis hat sich entschieden, dieser Entwicklung entgegenzuwirken. Ziel ist es, 
die historische Kulturlandschaft der Weinbergsteillagen in unserer Region soweit mög-
lich zu erhalten. Die Trockenmauern, welche Lebensraum für viele trocken- und wär-
meliebende Tiere und Pflanzen sind, sollen weiterhin das Landschaftsbild prägen. 
Durch ein ganzheitliches Konzept, das sowohl wirtschaftliche, ökologische als auch tou-
ristische Aspekte berücksichtigt, soll der Weinbau in den terrassierten Steillagen des 
Landkreises gestärkt werden. 
 
Dabei ist der Landkreisverwaltung bewusst, dass es nicht möglich sein wird, alle Steilla-
gen zu bewahren und daher somit im Hinblick auf eine Bewahrung der besonders 
„wichtigen“ Steillagen auch eine Priorisierung nötig sein wird.  

 
2. Wirtschaftliche Situation 

 
Seit rund zehn Jahren ist auch der württembergische Weinbau von deutlich sinkenden 
Erzeugerpreisen betroffen. Zunächst sanken die Preise dabei im Schnitt um gute 5% pro 
Jahr. Seit gut fünf Jahren sind die Preise jedoch stark rückläufig. So gab es vor rund 
zehn Jahren noch durchschnittlich 1,0 bis 1,20 €/kg Trauben (je nach Sorte und Quali-
tät). Für die Ernte 2023 geht die Landkreisverwaltung von maximal der Hälfte aus. Bei 
einzelnen Vermarktungsbetrieben sank die Auszahlung im Herbst 2023 sogar auf 0,25 
bis 0,30 €/kg Trauben. 
 
Gleichzeitig haben sich die Produktionskosten zum Teil drastisch erhöht: Diesel, Pflan-
zenschutzmittel, Versicherungen, Reparaturen etc., vor allem die Lohnkosten sind mit 
der Einführung des Mindestlohns enorm gestiegen. In den maschinell bewirtschaftbaren 
Direktzuglagen belegen Vollkostenrechnungen, dass die Wengerter aktuell im Durch-
schnitt je nach Rebsorte und Auszahlungspreis 2.000 bis 5.000 € pro Hektar und Jahr im 
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Minus sind. Gleichzeitig steigt das unternehmerische Risiko durch Klimawandel be-
dingte Ertragsverluste enorm an: durch Spätfröste wie z.B. am 23.4.2024, zunehmenden 
Krankheitsdruck oder zum Teil neue Schädlinge wie die Kirschessigfliege. 
 
Hinzu kommen die aktuell schlechten Vermarktungsaussichten. Den meisten Konsu-
menten ist der Württemberger Wein zu teuer. Sie wollen und/oder können die am Markt 
aufgerufenen Preise nicht bezahlen. Zudem sinkt auch der Weinkonsum in Deutschland 
stetig (innerhalb weniger Jahre von 25 Liter auf rund 20 Liter /Kopf und Jahr).  
 
Alles in allem kann die wirtschaftliche Situation des gesamten württembergischen 
Weinbaus derzeit nur als sehr herausfordernd bezeichnet werden. Der Preisverfall bei 
Verpachtung und Veräußerung von Rebflächen (Nahe Null) schreitet fort und für die 
ersten direktzugfähige Lagen im Landkreis lässt sich kein Bewirtschafter mehr finden. 

 
3. Der Begriff „Steillage“ 

 
Der Begriff der Steillage ist nicht genau definiert. Im allgemeinen Sprachgebrauch ver-
steht man unter „Weinbausteillage“ einen Weinberg mit Trockenmauern und Terrassen, 
der nicht oder nur sehr eingeschränkt mit Fahrzeugen befahren werden kann. 
  
Weinbaurechtlich kann für den Begriff nur die Steillagenkulisse, welche im Rebenauf-
bauplan Anfang der 80er Jahre erhoben wurde, angewandt werden. Dabei wurden Flä-
chen ab 30% Hangneigung als Steillage kartiert – allerdings nur auf Antrag. Somit hat 
nicht jede „kartierte Steillage“ auch tatsächlich Mauern und nicht jeder „Mauerwein-
berg“ ab 30% Hangneigung ist als Steillage kartiert. 
  
Insgesamt gab es 2015 in Württemberg rd. 800 ha abgegrenzten Steillagen (im Kreis 
Ludwigsburg 365 ha). Die Gesamtfläche der Mauerweinberge im Land wird von Fach-
leuten allerdings auf deutlich über 1.000 ha geschätzt.  
 
Die Arbeit in den Steillagen ist schwer, stellt hohe Anforderungen an die Wengerter und 
verursacht gegenüber der Flachlage einen drei- bis fünfmal höheren Arbeitszeitaufwand 
(500 - 1.500 h/ha). Dazu kommt noch der Aufwand für den Erhalt der Trockenmauern.  
 
Gerade die terrassierten Steillagen, also die Steillagenflächen mit Mauern, sind image-
gebend für unseren Landkreis. Um die besondere Bedeutung hervorzuheben, werden 
diese mittlerweile meist als Handarbeitslagen bezeichnet. Die terrassierten Mauersteilla-
gen im Landkreis unterliegen verschiedensten Schutzkategorien. Diese reichen vom Bi-
otopschutz für die Trockenmauern, über Landschaftsschutzgebiete bis zum Denkmal-
schutz. Teilweise befinden sich Flächen auch in Naturschutzgebieten. 
 
Der überwiegende Anteil der Steillagen wird von Hobby- bzw. Kleinst-Wengertern aus 
familiärer Tradition oder aus besonderer Überzeugung bewirtschaftet. Aber auch diese 
werden bei anhaltend niedrigen Auszahlungspreisen, die nicht einmal die Produktions-
kosten decken, über kurz oder lang die Bewirtschaftung nicht mehr weiterführen.  
 

4. Definition von Kernzonen 
 
Der Rückgang des Weinbaus in den Steillagen ist derzeit in fast allen Kommunen deut-
lich zu sehen. Da sich die Akteure einig sind, dass nicht alle Flächen zu halten sind, ist 
eine Definition von Kernzonen bzw. eine Priorisierung von Flächen sinnvoll. Damit soll 
ein strukturierter Rückzug ermöglicht werden. Ziel ist es, möglichst zusammenhän-
gende Flächen weinbaulich zu nutzen, damit diese dann gut bewirtschaftbar sind und 
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zusätzlicher Schädlingsdruck von nebenliegenden Flächen vermieden wird. Dazu gehört 
auch, dass der im konventionellen wie auch im ökologischen Weinbau teilweise im en-
gen Turnus erforderliche Pflanzenschutzmitteleinsatz auch weiterhin effizient und ar-
beitssparend mittels Hubschrauber oder Drohne aus der Luft erfolgen kann und ausrei-
chend wirksame Mittel zu Verfügung stehen.  
 
Die Definition der Flächen kann nur gemeinsam in der Kommune stattfinden, wobei das 
Landratsamt hierbei gern unterstützen kann. Es muss diskutiert werden, welche Krite-
rien herangezogen werden. Beispiele hierfür sind:  
- weinbauliche herausragende Lage,  
- emotionaler Bezug des Ortes,  
- geologische Gegebenheiten (sicherer oder rutschender Hang),  
- touristischer Hotspot.  

 
Bei der Definition von Priorisierungen müssen alle möglichen Auswirkungen vorab be-
sprochen werden. Sinnvoll wäre, wenn interessierte Bewirtschafter sich in den Kernzo-
nen konzentrieren. Dies könnte auch einen Tausch von Flächen beinhalten, welcher nur 
freiwillig erfolgen kann. Auf Förderungen aus EU und Land hätte eine Priorisierung 
keinen Einfluss, da dort allein die Festlegung als Rebfläche gültig ist. Ob und wie bei 
kommunalen Förderprogrammen die Flächendefinition eine Auswirkung bringt, ist frag-
lich, da die Möglichkeiten hierbei begrenzt sind. 
 
Das Höchstleistungsrechenzentrum (HLRS) der Universität Stuttgart entwickelt einen 
digitalen Zwilling der Kulturlandschaft entlang des Neckars. Mit diesem zukunftswei-
senden Modellprojekt sollen durch diverse Simulationen potenzielle Landschaftsverän-
derungen sichtbar gemacht werden. Damit werden hervorragende Beurteilungs- und 
Entscheidungsgrundlagen für ein nachhaltiges Landschaftsmanagement gewonnen. Bei 
diesem dreijährigen Modellprojekt beteiligen sich neben dem Landkreis Ludwigsburg 
weitere Partner an der Finanzierung. Dieser Digitale Zwilling kann den Akteuren auch 
bei der Entscheidung über die Festlegung von Priorisierungen eine Unterstützung sein. 
 
Grundsätzlich ist die Flurbereinigung ein Instrument, mit dem die Produktions- und Ar-
beitsbedingungen in der Landwirtschaft verbessert werden können. Erreicht wird dieses 
zum Beispiel durch ländlichen Wegebau sowie die Neuzuteilung und Arrondierung von 
landwirtschaftlichen Flächen. Gerade der Wegebau in den Steillagen gestaltet sich als 
sehr herausfordernd und ist an unterschiedliche Bedingungen, wie zum Beispiel einer 
einhergehenden Arrondierung von Flächen geknüpft. Zusätzlich ist der Wegebau mit 
sehr hohen Kosten verbunden. Die Erfahrungen von in den letzten Jahren umgesetzten 
Maßnahmen in Besigheim und Vaihingen zeigen, dass mit Baumaßnahmen allein die 
Bewirtschaftung nicht in den angrenzenden Flächen gehalten werden kann. Zur Bildung 
von größeren, arrondierten, bewirtschafteten Flächen und zur Umsetzung von Kernzo-
nen kann die Verfahrensart des freiwilligen Landtauschs angewendet werden. Mit die-
sem Verfahren nach dem Flurbereinigungsgesetz können ländliche Grundstücke zur 
Verbesserung der Agrarstruktur oder aus Gründen des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege in einem schnellen und einfachen Verfahren neu geordnet werden. Um ei-
nen freiwilligen Landtausch einzuleiten, genügt ein schriftlicher Antrag der tauschwilli-
gen Eigentümer der Grundstücke. Dieser ist bei der unteren Flurbereinigungsbehörde 
einzureichen. Nach der Prüfung des Antrags ist der Tauschplan an einem Anhörungster-
min zusammen mit den Tauschpartner zu erörtern und von den Tauschpartnern zu unter-
schreiben. Anschließend wird der Tauschplan an die für die jeweiligen öffentlichen Bü-
cher zuständigen Stellen zur Berichtigung versendet. Sobald die öffentlichen Bücher be-
richtigt sind, ist das Verfahren beendet. Die Berichtigung der öffentlichen Bücher ist 
kosten- und gebührenfrei. 



6 
 

Bei der Durchführung eines freiwilligen Landtausches fallen für die Tauschpartner 
keine oder nur geringe Kosten zur Herstellung der Wertgleichheit an. Die Verfahrens-
kosten werden durch das Land Baden-Württemberg getragen. 
 

II. Förderungen von Steillagenflächen und Mauern 

1. Bestehende Förderungen 
 

1.1 Europäische Union / Land Baden-Württemberg 
 
Von der EU über den Bund bis hin zum Land gibt es im Weinbau umfassende 
Rechtsvorschriften, die nahezu alles sehr detailliert regeln. Grundlegende Verord-
nung ist die EU-Weinmarktordnung, die Anbau, Vermarktung, Bezeichnungsrecht 
und auch die Förderung im Weinbau EU-weit regelt. Weitere kommunale Förde-
rungen des Weinbaus durch Bund, Land und Kommunen dürfen nur entsprechend 
den engen EU-Vorgaben und ggf. nach ausdrücklicher Genehmigung durch die EU 
(sog. Notifizierung) erfolgen.  
 
Insgesamt gehört der Weinbau innerhalb der EU zu den Kulturen mit den höchsten 
Fördersätzen je Hektar.  
 
Umstrukturierung und Umstellung von Rebflächen 
Eine zu 100% von der EU finanzierte Förderung im Weinbau ist die „Umstrukturie-
rung und Umstellung von Rebflächen“. Gefördert werden Sortenumstellungen, Zei-
lenverbreiterung, Reben- und Maueraufbau (inkl. Querterrassierung) in Hanglagen. 
Die Förderhöhe liegt in der terrassierten Handarbeitslage bei 32.000 €/ha. Zusätz-
lich kann der Einbau einer Bewässerung mit 1.800 €/ha gefördert werden.  
Im Dienstbezirk des Fachbereichs Landwirtschaft (Landkreis Ludwigsburg und 
Stadtgebiet Stuttgart) gab es jährlich i.d.R. über 200 Anträge. Seit 2022 (170 An-
träge), 2023 (164 Anträge) und 2024 (119 Voranträge) nimmt die Anzahl deutlich 
ab. Dies ist vor allem den hohen Kosten (nahezu eine Verdoppelung in 10 Jahren) 
für eine Weinbergneuanlage geschuldet und spiegelt insgesamt die gesunkene Be-
reitschaft bzw. Fähigkeit für Neuinvestitionen im Weinbau wider. Zusätzlich ist für 
die Antragssteller die Flächenermittlung in den Terrassenlagen schwierig und es 
kommt häufig zu nachträglichen Kürzungen, da 100% der Flächen kontrolliert wer-
den müssen, wobei es geringe Messtoleranzen gibt. Die Beantragung der Förderung 
ist mit Vorantrag, Auszahlungsantrag und Vorlage von Verwendungsnachweisen 
aufwendig. Ob eine Antragstellung durch Kommunen auch zukünftig zulässig ist, 
wird derzeit noch vom Land geprüft.   
 
Förderung Handarbeitsweinbau 
Das Land fördert seit 2018 die Bewirtschaftung von Terrassenweinbergen oder 
Weinbergen mit einer überwiegenden Hangneigung von mind. 45 % (sehr steile 
Weinberge) innerhalb der Weinanbaugebiete Baden und Württemberg mit bisher 
3.000 €/ha, wenn bestimmte Auflagen eingehalten werden (u.a. keine maschinelle 
Bewirtschaftung und andere Bewirtschaftungsauflagen, fünfjährige Verpflichtung). 
Eine Antragstellung ist nur durch kleine und mittlere Unternehmen, nicht jedoch 
durch Kommunen möglich. 
 
Besonders positiv ist, dass ganz aktuell das Ministerium informiert hat, dass die be-
antragte Erhöhung von 3.000 €/ha auf 5.000 €/ha durch die EU-Kommission geneh-
migt wurde. Zudem wurde nun auch die Mindestantragsfläche von fünf auf drei Ar 
geändert. 
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Das Antragsvolumen aus dem Landkreis Ludwigsburg (inklusive Stadt Stuttgart) 
liegt bei gut 400 Anträgen, mit in den letzten Jahren leicht gestiegener Tendenz, 
wobei die Förderung nur für rund 60% der Handarbeitslagen beantragt wird. Es 
zeigt sich, dass Bewirtschafterinnen und Bewirtschafter mit kleinen Flächen den 
Antragsaufwand und die damit verbundenen Anforderungen bei einer Förderung 
von bisher 30 €/Ar teilweise nicht aufbringen wollten. Ob die Erhöhung der Förde-
rung ab 2024 zu einer besseren Inanspruchnahme der Förderung führt, bleibt abzu-
warten. 
 
Einschienenzahnradbahn 
Als reine Landesmaßnahme wird in Steillagen die Erschließung mit Einschienen-
zahnradbahnen gefördert (bis zu 60 % Zuschuss, max. 15.000 €). 

 
1.2  Landkreis Ludwigsburg / Stiftung Kreissparkasse  

 
Schadensfälle in den Weinbergen 
Grundstückseigentümer (ggf. der Bewirtschafter) haben die Verantwortung für die 
Verkehrssicherungspflicht. In einem Schadensfall mit Mauereinsturz können gerade 
in den Steillagen die Kosten hierfür schnell mehrere Tausend Euro übersteigen. 
Deshalb hat der Landkreis wegen seiner besonderen Verantwortung für den Erhalt 
des Kulturerbes Trockenmauerweinbau ein Förderprogramm zur Unterstützung bei 
Schadensfällen in Weinbergen nach extremen Naturereignissen aufgelegt. Danach 
können Wengerter, deren Weinbergsteillagen von Naturereignissen betroffen sind 
für Maßnahmen zur Verkehrssicherung mit bis zu 50 Prozent der Nettokosten un-
terstützt werden, jedoch im Einzelfall nicht mit mehr als 10.000 €. Förderfähig sind 
dabei unmittelbar nötige Sofortmaßnahmen zum Schutz gegen weitere Hangrut-
schungen. Voraussetzung für den Erhalt der Fördermittel ist, dass die betroffene 
Fläche im Landkreis liegt und innerhalb einer angemessenen Frist wieder aufgebaut 
und weiter bewirtschaftet wird. Dieses Förderprogramm trat am 01.01.2018 in 
Kraft.  
 
Sanierung von Trockenmauern 
Durch die Untere Naturschutzbehörde wird das Programm der Kreissparkassenstif-
tung zur Sanierung von Trockenmauern fachlich betreut. Hier konnten seit dem 
Jahr 2000 Mittel von insgesamt rund 482.000 € bereitgestellt werden. Aufgrund 
Kostensteigerungen und der zunehmend schwierigen Entwicklung beim Weinbau 
wurden die Fördersätze zuletzt 2023 deutlich erhöht. Neben den vielen kleinen 
Maßnahmen sind die Schwerpunktprojekte die Roßwager Halde, Kirchheim und 
der Hohenasperg.   

 
1.3 Kommunale Förderungen  

 
Für kommunale Förderungen oder Beihilfen im Bereich der Landwirtschaft gibt es 
einen engen rechtlichen Rahmen. Der Vertrag über die Arbeitsweise der Europäi-
schen Union (AEUV) verbietet staatliche Beihilfen grundsätzlich (Artikel 107, Abs 
1), da diese zu Wettbewerbsverzerrungen führen können. Diese Vorgaben gelten 
für alle landwirtschaftlichen Produkte, die im Anhang 1 des AEUV aufgeführt sind. 
Dazu gehören auch Trauben und Wein.  
Bestimmte Beihilfen können jedoch als „mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar“ 
angesehen werden. Zur Prüfung müssen die Mitgliedstaaten staatliche Beihilfen bei 
der Kommission anmelden. Ausgenommen von der Anmeldepflicht sind lediglich 
bestimmte „unbedeutende“ Beihilfen, die in den De-minimis-Verordnungen gere-
gelt sind. Wird eine ungenehmigte, auch im Nachhinein nicht vereinbare Beihilfe 



8 
 

von der EU festgestellt, so muss die Beihilfe beim Empfänger zurückgefordert wer-
den. 
 
Eine Beihilfe im Sinne des EU-Rechts ist zum Beispiel eine Geldleistung (Förde-
rung, Zuschuss) ohne marktübliche Gegenleistung, eine Sachleistung oder eine 
Maßnahme zur Vermeidung von üblichen Kosten. Dabei geht es immer nur um 
staatliche Beihilfen, also um Beihilfen von Bund, Land, Kommunen und z.B. nicht 
um Zahlungen der Privatwirtschaft. 
 
Generell muss der Beihilfengeber bei allen staatlichen Förderungen sicherstellen, 
dass es keine Doppelförderungen für denselben Tatbestand gibt und dass keine 
rechtlichen Verpflichtungen oder Vorgaben anderer Förderprogramme gefördert 
werden (z.B. Auflagen aus Fachrecht). 
 
Werden von der Kommune dagegen Zahlungen an Privatpersonen geleistet, die 
keine Landwirte sind, so ist dies nicht als Agrarbeihilfe zu sehen. Dies trifft bei-
spielsweise häufiger im Streuobstbereich zu, wenn die Kommune private Streuobst-
wiesenbewirtschafter unterstützt, die ihr Obst rein privat verwenden. 
 
Für kommunale Förderungen in den Steillagen gibt es vor allem drei Rechtsgrund-
lagen:  
 

1.3.1 Förderungen nach De-minimis  
Dies sind staatliche Beihilfen, deren Betrag die EU als geringfügig ansieht, so 
dass eine Beeinträchtigung des Wettbewerbs dadurch nicht zu erwarten ist. De-
minimis-Beihilfen sind nicht genehmigungspflichtig, können aber von der EU-
Kommission kontrolliert werden. 
Für verschiedene Sektoren gelten unterschiedliche EU-Verordnungen (Agrar-
sektor: EU-VO 1408/2013 mit Änderungsverordnungen; Gewerbesektor: EU-
VO 1407/2013; Fischereisektor: EU-VO 717/2014; Dienstleistungssektor / 
DAWI EU-VO 360/2012). Bei allen De-minimis-Verordnungen gelten be-
stimmte Obergrenzen, die je Unternehmen innerhalb von drei Jahren einzuhal-
ten sind. Die Einhaltung der Grenzen ist vor der Auszahlung zu prüfen. Ober-
grenze pro Betrieb im Agrarbereich sind 20.000 €. Bei Gewerblichen De-mini-
mis-Beihilfen gelten 200.000 €. Diese Grenze darf zusammen mit den De-mi-
nimis Agrar-Beihilfen nicht überschritten werden.  
 
Beihilfen, die sich nach Preis oder Menge richten, sind dabei nicht erlaubt. Die 
sogenannte „Höchste Beihilfeintensität“ darf nicht überschritten werden. Für 
Weinbauflächen sind dies 900 €/ha und Jahr, so dass über De-minimis keine 
Flächenförderung möglich ist bei Weinbaubetrieben, die bereits die Handar-
beitsweinbauförderung des Landes beantragen.  
 
Die Kommune muss ein entsprechendes Förderprogramm haben, das auf ihrer 
Homepage zu veröffentlichen ist. Die Einhaltung der Höchstbeträge muss sie 
durch eine entsprechende Antrags- und Bewilligungsgestaltung sicherstellen. 
Zudem sind im Rahmen des Antragsverfahrens die in den letzten zwei Jahren 
erhaltenen und die im aktuellen Jahr beantragten Beihilfen abzufragen. Außer-
dem muss die Kommune die ausgezahlten Beträge und die für das nächste Jahr 
geplanten Beträge jährlich an das Landratsamt melden.  
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Fazit: aufwändiges Verfahren, kaum Spielraum für Flächenförderung, lediglich 
bei Betrieben/Hobbybewirtschaftern, die keine Landesförderung Handarbeits-
weinbau beantragen. 

 
1.3.2 Förderungen nach der Agrar-Freistellungs-Verordnung 

Bestimmte Gruppen von Beihilfen im Agrarsektor werden von der EU als ver-
einbar mit dem AEUV freigestellt. Für den Steillagenweinbau käme Artikel 36 
der Freistellungs-Verordnung der EU in Frage. Danach sind Beihilfen für In-
vestitionen zur Erhaltung des Kultur- und Naturerbes in landwirtschaftlichen 
Betrieben freigestellt, sofern nur Investitionskostenzuschüsse mit maximal 
100% der beihilfefähigen Kosten und maximal 10.000 €/Jahr für bauliche Ei-
genleistungen gefördert werden.  
Auch hier muss die Kommune ein Förderprogramm aufstellen, das bestimmte 
Vorgaben der EU erfüllt, wobei sich eine enge Vorabstimmung mit dem Minis-
terium für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz (MLR) empfiehlt. Vor Be-
ginn der Förderung muss das MLR das Förderprogramm über eine EDV-Platt-
form der EU (SANI 2) hochladen. Die EU prüft dann und kann die Beihilfe 
ggf. einschränken oder untersagen. Auch hier ist ein jährlicher Bericht erfor-
derlich und es gelten dieselben Kumulierungsverbote wie bei De-minimis.  
 
Fazit: Aufwand geringer als bei De-minimis, eingeschränkte Fördermöglich-
keiten. 
 
Beispiel: Förderprogramm der Gemeinde Mundelsheim zum Erhalt und Wie-
deraufbau von Weinbergsmauern und Staffeln (Anlage 1). 

 
1.3.3 Genehmigung des Förderprogramms nach der Rahmenregelung Staatliche 

Beihilfen 
Die Prüfung der geplanten Beihilfe und Notifizierung des Programms findet 
durch die EU statt. Hier sind Investitionsförderungen und die Förderung von 
Agrar-, Umwelt- und Klimaschutzmaßnahmen (AUKM) möglich. Es gilt 
grundsätzlich die höchste Beihilfeintensität wie bei De-minimis (besonders be-
gründete Ausnahmen sind möglich). Auch hier ist eine enge Vorabstimmung 
mit dem MLR erforderlich. Die geplante Beihilfemaßnahme muss über das 
MLR und den Bund bei der EU vor Förderbeginn angezeigt werden. Es folgt 
ein intensives Prüfverfahren mit mehreren Fragerunden, das ggf. auch mehrere 
Jahre dauern kann.  
 
Fazit: sehr aufwändiger Weg, der aber Rechtssicherheit für 5 bis 7 Jahre bietet 
(je nach Dauer der Genehmigung); für Flächenförderung Weinbau voraussicht-
lich keine Option. 
 
Beispiele hierfür sind die Agrarumweltprogramme der Stadt Bietigheim-Bis-
singen (Anlage 2) und der Stadt Ludwigsburg (Anlage 3). 

 
2. Unterstützungsangebote des Landkreises für die Kommunen bei kommunalen 

Förderungen 
 
Zahlreiche Weinbaukommunen haben die Bedeutung und die schwierige Situation in 
den Steillagen erkannt und würden die Steillagenwengerter gerne finanziell unterstüt-
zen. Doch die Vorgaben der EU für staatliche Beihilfen im Agrarbereich sind kompli-
ziert, Genehmigungsverfahren langwierig, die mit den EU-Vorgaben vereinbare 
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Förderhöhe je Hektar ist zu niedrig und die Umsetzung der Förderung ist sehr bürokra-
tisch.  
 
Der Landkreis sieht die schwierige Situation der Kommunen und hat alternative kom-
munale Fördermöglichkeiten rechtlich von einer fachlich versierten Anwaltskanzlei 
aus Brüssel prüfen lassen. Die Anwaltskanzlei kam in Abstimmung mit dem MLR je-
doch zu dem Schluss, dass eine zunächst angedachte Lösung über eine Stiftung oder 
einen Verein, welcher sich aus privatem und staatlichem Mitteln finanziert, für eine 
umfangreiche zusätzliche Flächenförderung in den Steillagen rechtlich nicht möglich 
ist. Dabei wurde auch geprüft, ob eine Förderung unter den Gesichtspunkten Beihilfen 
zum „Erhalt der traditionellen Kulturlandschaft“ oder Beihilfen für „denkmalge-
schützte Weinbergsteillagen“ möglich ist. Auch dieses wurde ausgeschlossen, da es 
für Wertung einer beihilfenrechtlichen Vorteilsgewährung weder auf den Grund noch 
auf das Ziel des staatlichen Handelns ankommt, sondern allein darauf, wie sich die 
Maßnahme auf das Unternehmen auswirkt.  
 
Einziger rechtssicherer Weg sind daher die dargestellten Fördermöglichkeiten nach 
De-minimis, nach der Freistellungsverordnung (hier nur Investitionen) oder im Rah-
men eines von der EU genehmigten Förderprogramms (s. Ziffer II, Nr. 1).  

 
Mit folgenden Angeboten wird der Landkreis die Kommunen bei Interesse intensiv 
dabei unterstützen (insbesondere durch den Fachbereich Landwirtschaft und das Steil-
lagenmanagement): 
 Information über den rechtlichen Rahmen der nach EU-Recht zulässigen Förde-

rungen  
 Vorabprüfung der beabsichtigten Förderungen nach De-minimis, Freistellungs-

verordnung oder Rahmenregelung staatliche Beihilfen; Begleitung bei der For-
mulierung der Förderprogramme und Kontaktherstellung mit dem zuständigen 
Fachreferat des MLR 

 Hilfestellung bei der Abgrenzung zwischen Zahlungen an Unternehmen des Ag-
rarsektors und an Privatpersonen 

 Vermittlung von Förderbeispielen anderer Kommunen 
 Unterstützung beim Abgleich von Doppelförderungen je Antragsteller 
 Hilfestellung bei der Entwicklung der für die Abwicklung nach De-minimis er-

forderlichen Formulare. 
 

Darüber hinaus wird der Landkreis die Abstimmungsgespräche mit dem MLR fortset-
zen, um zusätzliche Unterstützungsmöglichkeiten der Kommunen für den Steillagen-
weinbau, zum Beispiel durch Verbesserung der Infrastruktur (Bewässerung, Erschlie-
ßung/Zuwegung) oder personelle Unterstützung seitens der Kommunen zu klären. 

 
3. Unterstützung durch nicht-staatliche Personen / Organisationen 

 
Die vorgenannten Ausführungen über Einschränkungen der Förderung von Steillagen-
flächen durch EU-Recht greifen nur bei staatlichen Förderungen – also bei allen Förde-
rungen, die von staatlichen Stellen wie Bund, Land oder Kommune ausgegeben werden 
oder von Organisationen, bei denen staatliche Stellen maßgeblich beteiligt sind.  
Eine Förderung durch Privatpersonen oder Unternehmen, die einzelne Wengerter oder 
gezielt Projekte im Steillagenweinbau unterstützen möchten, ist jederzeit zulässig, so-
lange nicht für dieselbe Maßnahme auch eine staatliche Förderung beantragt wird. So 
zum Beispiel können Kellereien höhere Auszahlungspreise oder andere Vergünstigun-
gen für die Steillagen gewähren, ebenso wie örtliche Unternehmen oder Privatleute die 
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Steillagenbewirtschaftung unterstützen dürfen. Dabei sind zum Beispiel auch von Ver-
einen koordinierte Arbeitseinsätze auf freiwilliger Basis denkbar.  

 
Die strengen Regulierungen betreffen vor allem die Förderung der Agrarproduktion. 
Im Gegensatz dazu sind kommunale Förderungen im Bereich der Vermarktung ein-
schließlich Tourismus möglich, soweit nicht einzelne Unternehmen die alleinigen 
Nutznießer der Förderung sind (dies müsste dann nach den De-minimis-Regelungen für 
gewerbliche Unternehmen abgewickelt werden). So können staatliche Mittel zum Bei-
spiel zur Markenentwicklung, zur Förderung von Gemeinschaftsaktionen oder auch für 
Tourismusprojekte eingesetzt werden. Auf Ziffer VI dieses Maßnahmenpapiers wird 
verwiesen. 

 
III. Bauliche Maßnahmen 

1. Zulassung baulicher Anlagen 
 

Die Attraktivität der Steillagen und der Verkauf von Wein soll durch die Zulassung von 
Bewirtungsmöglichkeiten erleichtert werden. Um das einzigartige Bild der terrassierten 
Steillagen nicht über Gebühr durch zusätzliche bauliche Anlagen zu beeinträchtigen, 
unterstützt die Landkreisverwaltung jedoch nur Bewirtungsmöglichkeiten, die durch die 
Kommunen oder die Genossenschaften errichtet und allen Wengertern nach festen Re-
geln zur Verfügung gestellt werden. Dafür können bereits bestehende Plätze und Bau-
lichkeiten genutzt, aber auch neue Einrichtungen gebaut werden. Da diese Gemein-
schaftsanlagen einer Vielzahl von Betrieben zugutekommen, können diese im Hinblick 
auf die geltenden Bestimmungen als privilegierte Vorhaben im Sinne des Baugesetzbu-
ches betrachtet werden. Je Kommune bzw. Ortsteil soll eine Gemeinschaftshütte zuge-
lassen werden. Bei örtlichen Besonderheiten können auch zusätzliche Hütten in Be-
tracht kommen. Eine Verbindung dieser Bewirtungen durch Wanderwege wird aus-
drücklich gewünscht.  
 
Bei diesen Gemeinschaftsanlagen wird sich die Landkreisverwaltung nicht auf die bau-
rechtlich verfahrensfreie Größe von 20 m³ beschränken, sondern wird eine Fläche von 
ca. 80 m² akzeptieren. Diese Fläche kann für eine Ausschankhütte und eine Bewirtungs-
terrasse genutzt werden. Stellplätze für das Personal und eine vernünftige Zuwegung 
dürfen dazukommen. Da diese Anlagen baurechtlich genehmigt werden müssen, ist dem 
Bauantrag ein Bewirtschaftungskonzept beizufügen, das auf die Anforderungen von Na-
tur und Umwelt Rücksicht nehmen soll. Dazu gehört, dass sichergestellt wird, dass auf 
die Tierwelt insbesondere während der Schonzeit Rücksicht genommen wird. Laute 
Musik, Feuerwerke u.ä. müssen daher unterbleiben.  
 
Die Anforderungen an diese Gemeinschaftsanlagen lauten im Überblick, wie folgt: 

 
• pro Kommune / je Teilort grundsätzlich eine Gemeinschaftshütte zur Nutzung 

durch die Wengerter 
• Lage möglichst in bereits baulich vorbelasteten Bereichen mit guter Erreichbar-

keit (Zuwegung) an bereits vorhandenen Weinausschankplätzen, am Oberhang 
oder Unterhang 

• nicht in ökologisch besonders sensiblen Gebieten, geschützten Biotopen, Natur-
denkmalen oder mitten in die Steillage 

• Beteiligung der unteren Naturschutzbehörde bei der Standortsuche für Gemein-
schaftshütten 

• Begrenzung der versiegelten Flächen für Gebäude, Terrassen, Stellplätze auf das 
notweniges Mindestmaß; Bedarf für Stellplätze begründen 



12 
 

• bei entsprechend großer Flächenversiegelung ist ein Freiflächengestaltungsplan 
und ggf. eine Eingriff-Ausgleichsbilanz durch ein Fachbüro zu erstellen 

• dezente und landschaftsgerechte Gestaltung 
• Einbindung der Gebäude in die Landschaft durch entsprechende Fassaden- und 

Dachgestaltung, Eingrünung (mit gebietsheimischen Gehölzen), landschaftsver-
trägliche Gestaltung von Markisen, Sonnenschirme etc., insektenverträgliche 
Beleuchtung (Leuchtmittel, Lampenabstrahlung, keine beleuchteten Werbeanla-
gen etc.) 

• Darlegung/ Abstimmung des damit einhergehenden Veranstaltungsbetriebs/ Be-
wirtungstätigkeiten 

• ausreichende sanitäre Anlagen und Abwasserentsorgung. 
 

2. Einschreiten gegen illegale bauliche Anlagen und Zweckentfremdungen 

Das Erscheinungsbild der terrassierten Stellagen wird durch zahlreiche, nicht geneh-
migte bauliche Anlagen bzw. durch Zweckentfremdungen bestehender Anlagen zum 
Teil erheblich beeinträchtigt. Das Landratsamt schreitet im Rahmen seiner personellen 
Kapazitäten gegen diese Nutzungen ein. Allerdings ist hier eine Ausweitung der Kon-
trollen und eine verstärkte Durchsetzung der gesetzlichen Vorgaben erforderlich. Die 
Verwaltung weist darauf hin, dass für diese Aufgabe zusätzliches Personal erforderlich 
sein wird, dass wir rein für die Steillagen auf einen Umwelt-/Baukontrolleur und zwei 
Verwaltungsmitarbeitende schätzen. 

3. Photovoltaikanlagen 
 
Es wurden hierzu gesetzliche Änderungen angekündigt. Der Verband Region Stuttgart 
hat der Landkreisverwaltung mitgeteilt, dass im Zuge der Änderung des Regionalplans 
die Regionalen Grünzüge in Weinbaulagen aufgehoben werden sollen. Außerdem steht 
der Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2023/2413 
im Bereich Windenergie an Land und Solarenergie im Raum, der vermutlich in der vor-
gelegten Form beschlossen werden wird. Mit diesem Gesetz werden zahlreiche Gesetze, 
insbesondere auch das Baugesetzbuch geändert und die Errichtung von Freiflächen-
Photovoltaikanlagen im Außenbereich erheblich erleichtert. In diesem Zuge sollen auch 
die Belange des Landschaftsschutzes grundsätzlich gegen die Belange der Solarenergie 
zurückstehen. Der Gesetzentwurf ist als Anlage 5 beigefügt. 

 
Das Ziel des Landkreises ist es, einen vernünftigen Ausgleich zwischen den Belangen 
der Energiewende und den Belangen unserer Landschaft zu erreichen. Die Landkreis-
verwaltung bietet allen Kreiskommunen deshalb an, in Zusammenarbeit mit dem Land-
kreis die für eine Solarnutzung im Außenbereich und in den Landschaftsschutzgebieten 
potenziell geeigneten Flächen in Weinbaulagen zu identifizieren, um dort die entspre-
chend dem Gesetzentwurf vorgesehenen Erleichterungen für den Bau von Anlagen zur 
Gewinnung von Solarenergie umzusetzen. Dabei sollte berücksichtigt werden, dass 
diese Anlagen nicht dem Erhalt der Trockenmauer-Steillagen dienen, sondern grund-
sätzlich eine Überbauung und technische Überprägung herausragender und geschützter 
historischer Kulturlandschaften darstellen. In meist vorgeschädigten Trockenmauer-Ter-
rassen sind Montage, Leitungsverlegungen, Mauerunterhaltung und Sanierung bei Ab-
rutschen aber auch eine Offenhaltung der Anlagen (Gehölz- und Brombeerdruck) sehr 
problematisch und zudem nur in aufwändiger Handarbeit möglich. Zudem stellen die 
Trockenmauern gesetzlich geschützte Biotope dar, so dass Photovoltaikanlagen in den 
terrassierten Steillagen allenfalls ausschließlich in begründeten Einzelfällen und im 
Rahmen der eingangs erwähnten Priorisierung in Betracht kommen dürfen.  
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Die Errichtung von Photovoltaikanlagen muss deshalb vorrangig in flurbereinigten 
Weinberglagen ohne Trockenmauern oder in Direktzuglagen stattfinden. Die Errichtung 
der Anlagen auf Flächen mit Mauern darf nur in ökologisch weniger sensiblen und we-
niger ausstrahlenden Bereichen, z.B. nahe dem Siedlungsrand, am Unterhang anstatt 
dem meist weithin exponierten und reflektierenden Oberhang sowie abseits von Natur-
denkmalen und gesetzlich geschützten Biotopen erfolgen. Der Überproduktion von 
Wein kann durch die dann neu entstehenden Photovoltaikanlagen zumindest in gewis-
sem Umfang entgegengewirkt werden.  

 
IV. Ökokonto 

 
Auf Grund der politischen Unterstützung zum Bau von Anlagen zur Energiegewinnung 
ist von einer weiteren Zunahme der Nachfrage nach Ausgleichsmaßnahmen auszuge-
hen. Hier könnten Maßnahmen generell auf bisherige Weinbauflächen und teilweise 
auch in die Steillagen geleitet werden. Auch der Verband Region Stuttgart sagt hier Un-
terstützung zu (Anlage 4).  
 
Die größte Herausforderung dabei sind die laufenden Pflegekosten, da solche Maßnah-
men während der gesamten Dauer des Eingriffs und somit dauerhaft zu unterhalten sind. 
Für diese Maßnahmen sind die Regelungen der Ökokontoverordnung anzuwenden. 
Denkbar sind Flächenaufwertungen und Mauersanierungen. Der reine Erhaltungsauf-
wand für Trockenmauern kann nicht angerechnet werden. 
 

V. Alternativen zur Bestockung mit Reben 
 

1.  Alternative Pflanzungen 
 

Steillagen, die bewirtschaftet werden, bieten die beste Gewähr für den Erhalt der Terras-
sen und damit des Landschaftsbildes. Die Landkreisverwaltung wird deshalb alternative 
Pflanzungen, auch in Abstimmung mit dem Landesamt für Denkmalpflege ermöglichen. 
Dabei wird auf die Formalien der landschaftsschutzrechtlichen Erlaubnis und der denk-
malschutzrechtlichen Genehmigung verzichtet. Jedoch muss eine vorherige Abstim-
mung mit der Landkreisverwaltung erfolgen, denn die alternativen Pflanzen dürfen 
durch Stammwachstum und Wurzelwerk die geschützten Trockenmauern nicht beschä-
digen, zerstören oder stark verschatten. Invasive Arten sind grundsätzlich auszuschlie-
ßen.  

 
2.  Offenhaltung  

 
2.1 Ungepflegte Weinberge   

 
Beschwerden über ungepflegte Weinberge haben in den letzten Jahren deutlich zu-
genommen, da gerade in den Steillagen immer mehr Pachtflächen zurückgegeben 
werden und sich kein neuer Pächter findet. Rebflächen, in denen sich mangels 
Pflege Pilzbefall ausbreitet, werden durch die Verbreitung von Pilzsporen mit dem 
Wind sehr schnell zu einem massiven Problem in den nebenliegenden Weinbergen. 
Gerade in den Steillagen kann das dazu führen, dass der Pflanzenschutzaufwand in 
der nebenliegenden Parzelle so immens ansteigt, dass auch diese aufgegeben und 
nicht mehr bewirtschaftet wird.  

 
Weinbauberatung und Kommune versuchen in diesen Fällen im Gespräch mit dem 
Eigentümer und/oder dem letztverantwortlichen Bewirtschafter zu erreichen, dass 
die Flächen ordnungsgemäß bewirtschaftet werden, oder zumindest die grüne 
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Pflanzenmasse schnellstmöglich zurückgeschnitten und die Reben spätestens bis 
zum Beginn der neuen Vegetationsperiode gerodet werden. Die amtliche Durchset-
zung dieser Maßnahmen ist allerdings frühestens nach zwei Jahren möglich und 
dauert viel zu lange. Von Seiten der Weinbauberatung wird daher intensiv über die 
Problematik informiert und appelliert, nicht mehr bewirtschaftete Reben frühzeitig 
zu roden.   

 
2.2 Offenhaltung durch Pflegemaßnahmen 

 
Wenn die Reben gerodet sind, ist mindestens ein jährlicher Pflegeschnitt erforder-
lich, um einer Verbuschung vorzubeugen und die Mauern zu erhalten. Dabei kann 
die Begrünung der Fläche durch Selbstaussaat oder gezielte Ansaat von erwünschten 
und für die Biodiversität förderlichen Arten (Begrünungsmischung) erfolgen. Das 
Abräumen des Mähgutes wäre wünschenswert, um die Flächen langfristig auszuha-
gern, verursacht aber gerade in den Steillagen einen hohen Handarbeitsaufwand, den 
niemand freiwillig leisten wird.  

 
Soweit es sich bei den offen zu haltenden Flächen um Eigentum der Kommunen 
handelt, kann diese einen Dienstleister (ggf. auch Landwirt) mit der Pflege beauftra-
gen und ortsüblich entlohnen. Dies stellt dann keine staatliche Agrarbeihilfe dar.  

 
Auf besonders Naturschutz- und für das Landschaftsbild wichtigen Flächen käme in 
Absprache mit dem Fachbereich Umwelt ggf. eine Förderung nach der Landschafts-
pflegerichtlinie in Betracht. Auch eine kommunale Förderung durch die Kommune 
analog der Landschaftspflegerichtlinie (unter Ausschluss von Doppelförderungen) 
wäre denkbar.  
 
Möglich wäre auch die finanzielle Unterstützung von Privatleuten / Eigentümern 
durch die Kommune für die Offenhaltung der Flächen, da hier keine landwirtschaft-
liche Produktion stattfindet und wenn die Empfänger der Gelder keine Unternehmer 
im Agrarsektor sind. Entsprechende Förderprogramme müssen vorab mit dem Land-
ratsamt abgestimmt werden. Derzeit liegt ein Vorschlag der Gemeinde Hessigheim 
vor. Nach endgültiger Prüfung (auch durch das MLR), Ergänzung und Freigabe 
kann dieser ggf. als Grundlage für andere Kommunen dienen. 

 
2.3 Beweidung  

 
Eine Beweidung der terrassierten Flächen, wird von Betroffenen oft als einfache 
Möglichkeit zur Offenhaltung von Flächen gesehen. Allerdings ist dies fachlich nicht 
haltbar. Zum einen besteht eine große Gefahr der Beschädigung der Trockenmauern 
und damit der Zerstörung von Biotopen. Zum anderen sind die topographischen Ge-
gebenheiten meist nicht mit dem Tierwohl vereinbar. Die Mauern und Mauerkronen 
müssen mit entsprechendem Abstand so eingezäunt oder anderweitig gesichert wer-
den können, dass eine Beschädigung der Trockenmauern ausgeschlossen wird. Dies 
ist in den prägnanten Trockenmauergebieten mit steilen Muschelkalk-Hängen, be-
sonders engen Mauerrastern und schmalen Wasserstaffeln in der Regel nicht durch-
führbar. In Randlagen mit wenig oder ohne Mauern, bei ausreichend breiten Terras-
sen und nicht zu steilem Gelände oder sonstigen speziellen Flächen könnte die Be-
weidung  im Einzelfall eine Option bleiben. Eventuelle Projekte können nur in enger 
Abstimmung mit dem Landratsamt entwickelt werden, wobei eine sehr frühzeitige 
Kontaktaufnahme nötig ist.  
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2.4 Freihaltung der unteren Terrassen an Straßen 
 
Wenn durch die Straßenbehörde des Landkreises Mäharbeiten entlang der Straßen 
durchgeführt werden, besteht die Möglichkeit den zweiten Mähaufleger auf der un-
tersten Terrasse mitzuführen und so einen Teil mitzumähen. Die mögliche Fläche 
ergibt sich aus den topographischen Gegebenheiten. Dafür ist es aber notwendig, 
dass es keine Hindernisse (Fangzäune, Steine, schützenswerte Pflanzen usw.) auf 
dieser Fläche gibt. Der Eigentümer oder die Kommune können keinen Mähzeitpunkt 
festlegen. Ebenso wird kein Mähdurchgang extra für die Terrasse durchgeführt. Aus 
diesem Service entsteht kein Anspruch für die Zukunft. Teilweise wird dieses be-
reits praktiziert. 

 
VI. Vermarktung 
 

1. Allgemeines 
 

Wichtiger noch als staatliche Fördermaßnahmen sind auskömmliche Auszahlungspreise, 
die die Produktion in den Steillagen wieder wirtschaftlicher werden lassen. In manchen 
Genossenschaften werden daher schon seit einigen Jahren höhere Auszahlungspreise für 
das Lesegut aus der Steillage gezahlt, doch die Möglichkeiten hierfür sind natürlich be-
grenzt.  

 
Da ein teuer produzierter Steillagenwein aber nicht per se besser schmeckt als ein Wein 
aus anderen Lagen, muss im Rahmen der Vermarktung die Geschichte der Steillage, de-
ren Wert für Natur-, Umwelt-, Landschaftsschutz und das Kulturgut als Botschaft mit-
transportiert werden („Storytelling“). Nur wenn so die Wertschätzung der Verbraucher 
für den heimischen Steillagenwein steigt, werden diese Weine auch gezielt, zu den nöti-
gen höheren Preisen und in der erforderlichen größeren Menge nachgefragt.  

 
Durch gezielte Maßnahmen können Verbraucherinnen und Verbraucher für die Schön-
heit und Einzigartigkeit der Kulturlandschaft sowie die Qualitäten der regionalen Weine 
sensibilisiert werden. Im Landkreis gibt es viele gute Beispiele hierfür: Weinfeste, 
Weinproben, Weinbergs- und Kellerführungen oder Rundfahrten sowie viele andere 
Veranstaltungen gehören dazu. In verschiedenen Kommunen oder Genossenschaften 
sind Kurse etabliert, in denen interessierte Menschen ohne Weinbauhintergrund über 
eine Vegetationsperiode im Steillagenweinberg mitarbeiten und die wichtigsten Bewirt-
schaftungsmaßnahmen bis zum eigenen Wein miterleben. Die Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer werden dabei in ihrem privaten Umfeld nicht nur zu Botschaftern für den 
Steillagenwein, sondern werden danach manchmal selbst zum Wengerter einer kleinen 
Pachtfläche, was diese Kurse besonders wertvoll macht.  
 
Ein besonderes Projekt ist das Steillagenkollektiv der Lembergerland Kellerei in Ross-
wag, bei dem für 365 € im Jahr ein solidarischer Anteil an einer Steillagenterrasse er-
worben werden kann, für die es Weinpakete, vielfältige Informationsangebote und das 
gute Gefühl gibt, zum Erhalt der Steillagen beigetragen zu haben. Denn das ist das ent-
scheidende Ziel bei allen Vermarktungsbemühungen für den Steillagenwein: möglichst 
großen Rückhalt und vielleicht sogar Begeisterung in der gesamten Gesellschaft für die 
Steillagen und den Einkauf der dort produzierten Weine zu fairen Preisen zu erreichen. 

 
Darüber hinaus wird auch auf die Förderung des Tourismus gesetzt, um die Attraktivität 
der Weinbergsteillagen als Erholungs- und Naturerlebnisraum zu steigern und zu kom-
munizieren und auch hierdurch für den Erhalt des Weinbaus zu werben.  
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Diese einzelnen Maßnahmen dienen alle dem Zweck, die Wirtschaftlichkeit der terras-
sierten Steillagen zu steigern. Sie sind dringend notwendig, unverzichtbar und immens 
wichtig, um die Bewirtschaftung in den Kernzonen der Steillagen auch zukünftig zu er-
halten. Nachfolgend sind die Maßnahmen und Aktivitäten in den Bereichen Vermark-
tung und Tourismus näher ausgeführt, bei denen der Landkreis beteiligt ist.  

 
2. Gemeinsamer Steillagenwein im Lebensmitteleinzelhandel (LEH) 

 
Der Landkreis hat sich bereits in den Jahren 2018-2022 aktiv in das EIP-Projekt „Steile 
Weine“ eingebracht, welches aus dem ILEK (Integriertes ländliches Entwicklungskon-
zept Neckarschleifen) hervorgegangen ist. 
 
Unter der Koordinierung des Landratsamtes wurde in einem weiteren Schritt mit sieben 
Betrieben (Genossenschaften und private Weingüter) die Erzeugung eines gemeinsamen 
Steillagenweins vereinbart. Durch den Aufbau einer gemeinsamen und zielgerichteten 
Vermarktung von Steillagenweinen soll dieser in dem Markt des Lebensmitteleinzel-
handel platziert werden. In diesem Marktsegment werden in Deutschland 75% aller 
Weine verkauft. Um die erforderlichen Mengen bereitzustellen, einen Preis von rund 10 
€ pro 0,75 Liter-Flasche durchzusetzen und eine Marketingkampagne für die Steillagen-
weine durchzuführen, ist ein gemeinsames Vorgehen möglichst vieler Akteure erforder-
lich.  
 
Gelingt es dadurch, für die Weine aus Steillagen ein Mehrerlös von 1 € je 0,75 Liter-
Flasche bei einer Erntemenge von 80 Liter je Ar zu generieren, bedeutet dies schon ei-
nen Mehrerlös von ca. 100 € je Ar bzw. 10.600 € je Hektar. 
 
In das Projekt werden zusätzlich die Erfahrungen aus dem Projekt „WeinBergWerk“ in-
tegriert. Das „WeinBergWerk“ ist ein Zusammenschluss der Genossenschaften Lauffe-
ner Weingärtner, Felsengartenkellerei Besigheim, Lembergerland Kellerei Rosswag und 
den Weingärtner Esslingen. Dabei wurden Rotweine in drei Qualitätsstufen für Fach-
handel und Direktvertrieb gemeinsam produziert. Im Zuge des neuen Gemein-
schaftsprojektes hat das WeinBergWerk beschlossen, sich für Privatweingüter und wei-
tere Genossenschaften zu öffnen, so dass jederzeit weitere Betriebe als Partner beitreten 
können. Das „WeinBergWerk“ soll als Marke ausgebaut werden und zwei Schienen be-
dienen.  
 
Die Markenschiene „WeinBergWerk“ soll mit den bestehenden drei Preis- und Senso-
rikstufen optimiert und weiterhin für den Fachhandel bestehen bleiben. Diese Schiene 
beinhaltet nur Rotweine.  
 
Dazu wird eine weitere, in Design und Namen unterschiedliche Marke für den Einzel-
handel aufgebaut. Zusätzlich sollen in der neuen Markenschiene neben einem Rotwein 
auch ein Rosé- und Weißwein angeboten werden, um die Vermarktung im Lebensmitte-
leinzelhandel durch eine bessere Produktvielfalt zu erhöhen.  
 
Aufgrund der Besonderheit dieses zukunftsweisenden Projekts laufen derzeit Gespräche 
mit dem MLR zur Bereitstellung von Fördermitteln die Startphase für das Projekt. Im 
Anschluss sollte sich das Projekt selbstfinanzieren. Für die ersten drei Jahre ist ein Ge-
samtvolumen von rd. 320.000 € vorgesehen. Je nach Fortgang der Gespräche mit dem 
MLR kann sich der Landkreis vorstellen, sich an der Vermarktung finanziell zu beteili-
gen und plant, vorbehaltlich des Haushaltsbeschlusses, die entsprechenden Mittel hier-
für ein. 
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Die Landkreisverwaltung schlägt vor, die Anschubfinanzierung für die Umsetzung der 
ersten drei Jahre des Projektes gemeinsame Vermarktung eines Steillagenweins zu 
finanzieren. Danach muss sich das Projekt sich wirtschaftlich selbstständig tragen. 
Sollte das MLR die Finanzierung mit unterstützen, würden die Kosten für den 
Landkreis entspre-chend sinken. Die Gesamtkosten des Projektes in Höhe von 320.000 
€ erstrecken sich auf die Jahre 2025 bis 2027. 

In diesen Kosten sind (externe) Personalkosten sowie Kosten für Design eines Etiketts, 
Flaschenausstattung, Messeauftritte und die Vermarktungskampagne eingerechnet.     
Die geplanten Kosten erstrecken sich über die drei Jahr wie folgt: 2025: 157.000 €; 
2026: 90.000 €; 2027: 73.000 €. 

3. Verein Regionalentwicklung Neckarschleifen e.V.

Der Verein fördert bereits seit über drei Jahren Projekte mit Bezug zu den terrassierten
Weinbergen mit den Mitteln des Regionalbudgets . Die Projekte müssen entweder dazu
dienen, die Steillagenweine zu profilieren, die Steillagen touristisch aufzuwerten, inno-
vative Perspektiven zu zeigen oder das Bewusstsein für die Wein-Kultur-Landschaft zu
schärfen. Das Ziel ist es, den eigenen Wein bekannter zu machen, dem Steillagenwein
ein besonders Image zu geben und damit den Absatz zu erhöhen.

Die Projekte dazu sind vielfältig und reichen von mobilen Weinbars über Weinautoma-
ten bis zum Geo-Caching.

Die Geschäftsstelle des Vereins ist durch eine 0,5 Stelle beim Landkreis Ludwigsburg
besetzt. Für die Durchführung der Förderung und den Erfolg des Vereins setzt sich der
Landkreis intensiv ein.

4. Steillagenbeauftragte

Der Landkreis Ludwigsburg hat seit 2023 eine zentrale Ansprechpartnerin für alle Pro-
jekte und Anliegen rund um die terrassierte Weinsteillagen. Die Steillagenbeauftragte
berät alle Akteure in diesem Bereich und ergänzt die Aufgaben der Fachbehörden. So ist
es dem Landratsamt möglich, eine Vielzahl der oben genannten Themen zu bearbeiten.
Gerade neue Ideen und Projekte betreffen eine Vielzahl von öffentlichen Belangen (z.B.
Naturschutz, Denkmalschutz, Baurecht). Um die Akteure bei ihrem Engagement vor Ort
zu unterstützen und die Anfragen und Anliegen zu bündeln und zu koordinieren, ist
diese Stelle in der jetzigen Zeit besonders wichtig.

5. Tourismus

Der Tourismus im Landkreis Ludwigsburg arbeitet sehr eng mit den Tourismusge-
meinschaften, den Kommunen und weiteren Akteuren zusammen. Alle Maßnahmen
im Tourismus wurden gemeinsam erarbeitet und in den Touristischen Maßnahmenka-
talog aufgenommen. Dieser Maßnahmenkatalog wird regelmäßig evaluiert und fortge-
schrieben.

Finanzielle Unterstützung bieten in diesem Bereich die beiden Förderprogramme des
Verbands Region Stuttgart: Landschaftspark Region Stuttgart und Programm Wirt-
schaft und Tourismus (Anlage 4).



18 
 

 
5.1 Dachmarke Echt.Schön.Schräg 

 
Mit der 2021 entwickelten Dachmarke „Echt.Schön.Schräg“ wurde für die Steilla-
gen im Landkreis Ludwigsburg ein gemeinsames touristisches Profil geschaffen. 
Die Dachmarke stiftet Identität und kann von allen Akteuren sowie dem Landkreis 
für die eigene Kommunikation genutzt werden, ohne dass diese dabei ihre Eigen-
ständigkeit einbüßen. Ziel ist es, die Bekanntheit der Steillagen im Landkreis Lud-
wigsburg regional und überregional zu erhöhen und einen Beitrag zum Erhalt der 
Kulturlandschaft zu leisten. Die zugehörige Webseite www.echt-schoen.schrag.de 
dient als Informationsquelle rund um das Thema und soll in diesem Jahr inhaltlich 
erweitert werden, beispielweise um einen Veranstaltungskalender mit allen Weine-
vents und -angeboten in den Steillagen. Die kostenlose Steillagen-App, die seit 
Herbst 2022 in den App-Stores verfügbar ist, dient als Ausflugsbegleiter und infor-
miert die Nutzer über Wissenswertes zu den Steillagen, touristische Angebote und 
die Weinproduzenten. Die App soll zukünftig noch um den Bereich entlang der Enz 
ergänzt werden. Die touristische Erschließung der Steillagen spielt auch für die 
Weingärtnergenossenschaften und Wengerter eine wichtige Rolle und spiegelt sich 
in verschiedenen Angeboten, wie Weinerlebnisführungen, Weinproben oder 
Weinevents wider. Der Tourismusbereich des Landkreises wirbt auf Veranstaltun-
gen für die Steillagen-App und die Dachmarke. 

 
5.2 Steillagenwege (ILEK) und verbindende Wege 

 
Als ein Projekt aus dem ILEK und dem anschließenden Regionalmanagement wur-
den mittlerweile 10 Neckarschleifen-Steillagenrundwege konzipiert und umgesetzt. 
Diese führen teilweise in die Steillagen hinein und sind alle in einem einheitlichen 
Layout gekennzeichnet und ausgeschildert. Dabei wurden auch „Genussplätze“ sa-
niert oder neu geschaffen. Die Projekte wurden über den Verband Region Stuttgart 
gefördert. Mittelfristig prüft der Landkreis auch die Möglichkeit eines verbinden-
den Wanderwegs durch die Steillagen. 

 
5.3 Gemeinsames Weinfest  

 
Über Weinfeste kann die Gemeinschaft gefördert und die Bevölkerung für den Auf-
wand des Erhalts der Kulturlandschaft sensibilisiert werden. In vielen Städten und 
Gemeinden existieren dazu bereits verschiedenste und erfolgreiche Angebote.  

 
Im Rahmen der Weiterentwicklung des touristischen Maßnahmenkatalogs wurde 
die Idee bzw. der Wunsch nach einem gemeindeübergreifenden Weinfest aufgegrif-
fen. Der Landkreis wird mittelfristig den Bedarf und die Umsetzbarkeit prüfen und 
ein Konzept für eine größere Veranstaltung erarbeiten. In diesem Bereich ist eine 
weitere Unterstützung auch finanzieller Art möglich, da es hier keine Einschrän-
kungen nach dem EU-Beihilferecht gibt.  

 

http://www.echt-schoen.schrag.de/


Ordnungsnummer 782.07.

Gemeinde Mundelsheim 
Landkreis Ludwigsburg 

Richtlinie über die finanzielle Förderung von Erhaltungs- und  
Wiederaufbaumaßnahmen für Weinbergmauern und Staffeln in 

Weinbergsteillagen  

§ 1 Förderzweck

Terrassierte Weinbergsteillagen gehören seit Jahrhunderten zu den 
landschaftsprägenden Kulturformen im Neckartal.   

Mit ihren vielen kleinräumigen Strukturen wie Mauern, Staffeln, Steinriegeln, Höhlen, 
Brachflächen und Hecken bis zu artenreichem Trockenwald wurden sie zu einem 
Mosaik verschiedenster Lebensräume und damit zur Heimat für viele, auch seltene, 
Tier- und Pflanzenarten.   

Ziel der Förderung ist die Erhaltung der Mauern und Staffeln in den Steillagen und 
damit eine Bewahrung der Artenvielfalt.  

Die Förderung wird auf Grundlage der Verordnung (EU) 2022/2472 der Kommission 
vom 14.12.2022 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen 
im Agrar- und Forstsektor und in ländlichen Gebieten mit dem Binnenmarkt in 
Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union (ABl. L 327 vom 21.12.2022, S.1), insbesondere des Artikels 36 
gewährt.   

§ 2 Geförderte Maßnahmen

Gefördert werden die Wiederherstellung oder Instandsetzung von Trockenmauern und 
Weinbergstaffeln unter den nachfolgend aufgeführten Voraussetzungen:  

a) Trockenmauern und Staffeln sind in Trockenbauweise mit entsprechender
Hintermauerung unter Verwendung von Natursteinen herzustellen.

b) Der Einbau von Betonteilen wird nicht bezuschusst.
c) Fugen dürfen nicht ausgemörtelt werden. In Ausnahmefällen ist eine

Hinterbetonierung mit wasserdurchlässigem Einkornbeton zulässig, sofern dies
aus statischen Gründen (z.B. Wegunterseite) erforderlich wird. In Fundamenten
wird wasserdurchlässiger Beton zugelassen.
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§ 3 Zuwendungsempfänger  

Zuwendungsempfänger sind Eigentümer oder Nutzungsberechtigte von 
Grundstücksflächen in Weinbergsteillagen der Markung Mundelsheim, die im 
genehmigten Rebenaufbauplan liegen.   

Von der Förderung ausgeschlossen sind:  
 Zuwendungsempfänger, die einer Rückforderung auf Grund der Entscheidung der 

Europäischen Kommission zur Feststellung der Rechtswidrigkeit und 
Unvereinbarkeit der Beihilfe mit dem Gemeinsamen Markt nicht Folge geleistet 
haben.  

 „Unternehmen in Schwierigkeiten“ gemäß Artikel 2 Nummer 59 der Verordnung 
(EU) 2022/2472.  

  

§ 4 Form und Höhe der Förderung  

Die Förderung wird als Zuschuss gewährt. Für die Wiederherstellung von Mauern 
beträgt die Zuwendung 200 €/m² Mauerfläche, bei Weinbergstaffeln 200 €/lfd. Meter.
Sofern Mauerteile im Vorgriff auf eine drohende Schädigung instandgesetzt werden 
sollen, beträgt der Fördersatz 100 €/m².  

Die Zuwendung kann in keinem Fall mehr als 100 % der tatsächlichen Kosten 
betragen. Der Zuschuss für bauliche Eigenleistungen ist auf 10.000 € pro Jahr und
Betrieb begrenzt.   

Die Mehrwertsteuer (MwSt.) ist nur zuwendungsfähig, wenn sie nicht als Vorsteuer 
rückerstattet wird.   

  

§ 5 Verfahren, Auszahlung Verwendungsnachweis  

Die Förderung wird auf Antrag gewährt. Je Flurstück und Kalenderjahr kann maximal 
ein Antrag gestellt werden. Der Antrag ist vor Beginn der Arbeiten schriftlich bei der 
Gemeinde Mundelsheim einzureichen. Er muss mindestens die folgenden Angaben 
enthalten: Name und Größe des Unternehmens, Beschreibung des Vorhabens mit 
Angabe des Beginns und des Abschlusses, Standort des Vorhabens, die Kosten des 
Vorhabens, Art der Beihilfe (z. B. Zuschuss, Kredit, Garantie, rückzahlbarer Vorschuss 
oder Kapitalzuführung) und Höhe der für das Vorhaben benötigten öffentlichen 
Finanzierung. 

Der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, eine Doppelförderung der Maßnahme 
durch Dritte auszuschließen. Die Bewilligung des Zuschusses erfolgt nach Prüfung der 
Voraussetzungen der §§ 1 bis 4. Von der Gemeinde beauftragte Personen haben das 
Recht, bezuschusste Grundstücke zur Kontrolle zu betreten.   

Die Maßnahme muss innerhalb von 6 Monaten ab Bewilligung der Förderung 
abgeschlossen sein und der Gemeinde angezeigt werden. Andernfalls verfällt der 
bewilligte Zuschuss.   



 

 

Die Auszahlung des Zuschusses erfolgt nach Abschluss der Maßnahme. Sie ist vom
Zuschussberechtigten mit schriftlichem Verwendungsnachweis bei der Gemeinde
Mundelsheim anzuzeigen.   

Die Zuschüsse werden im Rahmen der bereitgestellten Haushaltsmittel gewährt. Ein 
Rechtsanspruch auf Gewährung besteht nicht.   

   
§ 6 Inkrafttreten  

Diese Förderrichtlinie tritt am 1. Dezember 2023 in Kraft und gilt für alle Maßnahmen, 
die nach diesem Datum begonnen werden. Sie tritt am 31.12.2029 außer Kraft.  

 

 

Seitz 

Bürgermeister 
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Lfd.-Nr.: 

Eingang:

 

 

Bürgermeisteramt  

Hindenburgstraße 1 

74395 Mundelsheim  

 

ANTRAG 
auf Gewährung eines Zuschusses für die Instandhaltung und 

Wiederherstellung von Trockenmauern und Staffeln in 
Weinbergsteillagen 

 
 

1. Grundstück 
  
Gemarkung:  
  
Gewann:  
  
Flurstück-Nr.: Größe (ar): 
  
Eigentümer:  
(Name, Anschrift) 
 

 

 
 
2. Instandsetzung/Wiederherstellung von Mauern und Staffeln 
  
Größe (m²) Mauer (n):  
  
Lange (m²) Staffel:  
  
 Instandsetzung*  Wiederherstellung* 
 
*Zutreffendes bitte ankreuzen 

 

  
Zeitraum der Durchführung 
(Monat/Jahr): 
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4. wird von der Förderstelle ausgefüllt: 
  
Geprüft:  
  
Instandsetzung  
  

Mauerfläche (m²) x 100 € = 
  
Staffeln (lfm) x 100 € =  
  
Wiederherstellung  
  

Mauerfläche (m²) x 200 € = 
  
Staffeln (lfm) x 200 € =  
  
Gesamtzuwendung: Euro 
  

  
Sachlich und rechnerisch richtig:  
  
  

Zur Zahlung anzuweisender Betrag: Euro 
 

3. Antragsteller/in
  
Name:  
  
Anschrift: 
 
 

 

  
IBAN: BIC: 
  
bei der:  
(Name Bankinstitut)  
  
Ich versichere, dass meine Angaben vollständig und richtig sind. Die 
Fördervoraussetzungen nach der geltenden Richtlinie treffen für das angeführte Grundstück 
zu bzw. werden von mir berücksichtigt. Ich versichere insbesondere, dass für die 
beantragten Maßnahmen keine Doppelförderung mit anderen staatlichen Förderungen oder  
mit Förderungen Dritter (z.B. Sparkassen-Stiftung o.ä.) vorliegt.  
Mit der Überprüfung der Angaben durch vom Bürgermeisteramt beauftragte Personen auf 
dem Grundstück bin ich einverstanden. Ferner bin ich einverstanden, dass meine Daten 
vom Bürgermeisteramt zur Prüfung einer Doppelförderung mit Daten, die beim Landratsamt 
(untere Landwirtschaftsbehörde) hinsichtlich einer Förderung nach U+U vorliegen, 
abgeglichen werden dürfen. Mir ist bewusst, dass im Falle einer Missachtung der 
Förderrichtlinie der gewährte Zuschuss vollständig oder anteilmäßig zurückgefordert 
werden kann. Falsche Angaben führen in jedem Fall zum Verlust der Fördermittel. Die 
Förderrichtlinie wurde von mir zur Kenntnis genommen. 
 
 
________________________________________________________________________ 
Ort, Datum und Unterschrift 
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Stadt Bietigheim-Bissingen

Naturschutz- und Landschaftspflegemaßnahmen 
Förderprogramme Biotopverbund 

Förderrichtlinien 

Staatliche Beihilfe Nummer SA.63240 (2021/N) 
 genehmigt durch die Europäische Kommission am 10.02.2022 

………………………………………… 

1 Förderziel 
In Ergänzung zu den kommunalen Naturschutz- und Landschaftspflegemaßnahmen der Stadt werden 

über die Förderprogramme Biotopverbund finanzielle Anreize geschaffen, damit private Flächen in den 

lokalen Biotopverbund eingebracht und naturverträglich gepflegt werden. 

Ziel der Förderprogramme ist es auf dem Gemarkungsgebiet der Stadt Bietigheim-Bissingen 
 die Verbesserung des Lebensraumverbundes,
 die Verbesserung der Lebensbedingungen der heimischen Pflanzen- und Tierwelt
 die Erhöhung der Biodiversität in der modernen Agrarlandschaft,
 der Schutz vor Bodenerosion und
 die Erhaltung der Kulturlandschaft

Förderfähig sind 
 die Pflanzung hochstämmiger Obstbäume im Außenbereich(vgl. 3.1) 
 der Erhalt bzw. Neupflanzung von Solitärbäumen (vgl. 3.2)  
 Neuanlage bzw. Erhalt und Pflege von Streuobstwiesen (vgl. 3.3) 
 Bereitstellung/Neuanlage/Pflege von Grünstreifen entlang Teerwegen (vgl. 3.4) 
 Bereitstellung/Neuanlage/Pflege von Biotopschutzflächen (vgl. 3.5) 
 Bereitstellung/Neuanlage/Pflege von Blühbrachen in der Feldflur (vgl. 3.6) 

2   Geltung, Laufzeit und Art der Förderung 

2.1 Geltungsbereich 
Maßnahmen werden nur auf dem Gebiet der Stadt Bietigheim-Bissingen gefördert. 

2.2 Art der Förderung 
Teilnehmer/innen am Förderprogramm Biotopverbund erhalten für die geförderten Maßnahmen aus-
schließlich kommunale Zuschüsse.  
Die Förderung kann nicht gewährt werden, wenn  

 Neuanlagen oder Pflanzungen bereits vor Beantragung durchgeführt wurden (dies gilt nicht für 
die Verlängerung von Maßnahmen, die bereits über das Förderprogramm Biotopverbund be-
zuschusst wurden),  

 die Maßnahmen aufgrund einer rechtlichen Verpflichtung (z.B. gesetzliche Regelungen, Aus-
gleichsmaßnahmen, baurechtliche Auflagen durchzuführen sind) 

 der Tatbestand einer Doppelförderung vorliegt. 

2.3   Laufzeit 
Die Anträge auf Zuschüsse („Pflegegeld“) für die unter Ziffer 3 genannten Förderpunkte – ausge-nom-
men Pkt. 3.1 Pflanzung hochstämmiger Obstbäume - beziehen sich auf eine Laufzeit von fünf Jah-
ren. 
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3   Die Förderprogramme Biotopverbund  
 

3.1   Pflanzung hochstämmiger Obstbäume im Außenbereich 

Gefördert wird sowohl die Pflanzung von Solitärbäumen in der Feldflur, um Trittsteinbiotope und land-
schaftsgestaltende Elemente zu erhalten bzw. abgängige Einzelbäume zu ersetzen. Als auch Neu- und 
Nachpflanzungen in Streuobstwiesen, um eine Verjüngung dieser Lebensräume zu erreichen.  
 
Für Neupflanzungen dürfen nicht sämtliche absterbende oder abgängige Bäume einer Streuobstwiese 
gerodet gleichzeitig werden. Aufgrund der von Oktober bis März währenden Pflanzsaison für Hoch-
stämme (Stammhöhe über 1,60 m) besteht für dieses Förderprogramm keine Antragsfrist (vgl. 4.2).  
Pflegegeld für zusätzliche Neupflanzungen kann im darauffolgenden Jahr beantragt werden.  
Im Hinblick auf den Erhalt der Obstsortenvielfalt und zum Schutz der Umwelt ist die Förderung auf 
landschaftstypische und robuste Lokalsorten beschränkt.  

  Fördervoraussetzungen: 
 Die Grundstücke müssen außerhalb des Siedlungsbereichs liegen und sollten den Vorausset-

zungen der Streuobstwiesenförderung  (vgl. 3.3) entsprechen.  
 Auf dem Grundstück, auf dem gepflanzt werden soll, sollte der Baumbestand nicht dichter als  

1 Baum pro Ar sein und darf 2 Bäume pro Ar nicht überschreiten. Nachpflanzungen in Be-
standslücken mit engerem Pflanzraster (8x8 m oder 8x10m) sind förderfähig.  

 Sachgerechte Pflanzung sowie ein artgerechter Erziehungsschnitt der Jungbäume (drei bis vier
Leitäste für einen langlebigen Kronenaufbau) in den ersten Jahren.  

 Baumscheiben von Jungbäumen sind in den ersten Jahren mechanisch freizuhalten. 
 Begrenzung auf max. 25 hochstämmige Obstbäume pro Antragsteller/in   

  Förderumfang:  100 %, Übernahme der Baumkosten im Gutschein-Verfahren 
 

3.2 Solitärbäume auf Ackergrundstücken  

Förderziel ist der Erhalt von Solitärbäumen auf Ackerflächen, als Trittsteinbiotop in der Feldflur und Teil 
der Kulturlandschaft. 

Fördervoraussetzungen: 
 Der Solitärbaum steht auf mindestens 4 Ar Ackerland. 
 Die flachgründige Bewirtschaftung im Kronenbereich der Solitärbäume. 
 Der fachgerechte Pflanz- und mehrjährige Erziehungsschnitt bei Jungbäumen. 
 Ein gelegentlicher Erhaltungsschnitt bei älteren Bäumen. 
 Das Dulden von Vogelnisthilfen und Stammvegetation. 

Förderumfang:   25,-- Euro / Solitärbaum /Jahr 

3.3 Erhaltung von Streuobstwiesen durch extensive Bewirtschaftung 

Streuobstwiesen sind ein prägender Bestandteil unserer Kulturlandschaft und zählen zu den wertvolls-
ten Flächenbiotopen. Infolge nachlassender wirtschaftlicher Bedeutung bei hohem Pflegeaufwand 
wurden in den vergangenen Jahrzehnten immer mehr Streuobstwiesen gerodet beziehungsweise sind 
aufgrund von Überalterung entfallen.  
Streuobstwiesen wirken sich positiv auf das Lokalklima aus und sind wichtiger Lebensraum für zahl-
reiche Pflanzen- und Tierarten. Durch das "Pflegegeld“ soll die traditionelle, extensive und nachhaltige 
Bewirtschaftung der privaten Streuobstwiesen anerkannt und unterstützt werden. 

 Nicht förderfähig sind Streuobstwiesengrundstücke, die 
- eingefriedet oder überwiegend verbuscht sind, 
- offensichtlich der Naherholung dienen (Pkw-Stellplatz, Feuer-/Grillstelle, Terrassenanbau vor 

Geschirrhütte etc.), 
- einen hohen Anteil untypischer Ziergehölze und -pflanzen aufweisen, 
- einen mehr als 20-prozentigen Anteil von Halb- und Niederstämmen am Gesamtbaumbestand 

aufweisen, d.h. Stammhöhe weniger als 1,60 Meter, 
- deren Baumdichte 2 Bäume pro Ar beträgt oder übersteigt. 

 

Fördervoraussetzungen für die Gewährung von Pflegegeld: 
 Ein- bis maximal dreimalige Wiesenmahd.    
 Nach der ersten Mahd ist das Abräumen des Mähgutes erforderlich.   
 Die erste Mahd sollte aus ökologischen Gründen nicht vor der Blüte der Gräser und Wie-

senkräuter, möglichst nicht vor Mitte Juni, erfolgen.  
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 Im Hinblick auf den Insektenschutz ist es wünschenswert, wenn - auf jährlich wechselnden Flä-
chen - bereits bei der ersten Mahd ca. 10 (max.15) % der Fläche als sog. Blüh- /Altgrasinseln 
bis zum nächsten Jahr stehen bleiben.  

 Der zweite Schnitt sollte im Lauf des Septembers durchgeführt werden. Zur Obsternte kann 
eventuell eine dritte Mahd erfolgen.  

 Der zweite und dritte Schnitt kann auch als Mulchmahd durchgeführt werden. 
 Eine Beweidung anstelle des zweiten Schnittes ist mit der Förderstelle abzustimmen. 
 Verzicht auf chemische Pflanzenbehandlungsmittel.  

Im Bedarfsfall können bei der Jungbaumpflege die Methoden des integrierten Pflanzenschutzes 
angewendet werden. Sonstige Ausnahmen sind im Vorfeld mit der Förderstelle abzustimmen. 

 Das teilweise Dulden von alten ertragsschwachen Bäumen sowie absterbenden alten Bäumen 
zur Erhöhung des Altholzanteiles in der Wiese. 

 Jungbäume müssen einen artgerechten Erziehungsschnitt, ältere Bäume regelmäßige Erhal-
tungsschnitte erhalten.   

 Begrüßt wird das Belassen von Stammvegetation (z.B. Flechten, Moosen), das Anbringen von 
Vogelnisthilfen sowie das Nachpflanzen von abgängigen Obstbäumen (vgl. Punkt. 3.1). 

 Der Antragsteller muss mind. fünf hochstämmige Obstbäume bewirtschaften. 
 

Förderumfang:     6,-- Euro / Hochstammbaum / Ar / Jahr und maximal 1 Baum pro Ar 
         Sonderfall:  Baumreihen auf Böschungen:  6,-- Euro/ Hochstamm /10 laufende m/ Jahr 
 
 

3.4 Anlage und Pflege von Grünlandstreifen zwischen Acker und befestigtem Weg 

Die Stadt Bietigheim-Bissingen fördert die Bereitstellung und Pflege von Randstreifen (Mulch- und 
Mähvariante) zwischen Ackerfläche und befestigtem Feldweg. Die kräuterreichen Verbundlinien be-
reichern das Landschaftsbild und bieten einer Vielzahl von Kleintieren in der Feldflur Lebensraum.  
 

Hinweis:  
Ackerflächen, die aufgrund einer vertraglichen Naturschutzvereinbarung / einem kommunalen Agrarumweltprogramm als
Grünland genutzt werden, sind gemäß der Dauergrünlandverordnung des Ministeriums für Ländlichen Raum (DGLVO –
Vollzugshinweise vom 14.03.2018) „altes Dauergrünland“ und können nach Ablauf des Vertrages bzw. Einstellung des
entsprechenden Förderprogrammes genehmigungsfrei wieder umgebrochen werden. Sofern die Grünlandstreifen im
Gemeinsamen Antrag als „Grünland aufgrund vertraglicher Vereinbarung“ codiert werden, kann - unabhängig von Cross
Compliance Verpflichtungen bei aus der Nutzung genommenen Flächen (z.B. Pflegeverbotszeitraum) - bereits vor 1.Juli
gemäht oder gemulcht werden.

   Fördervoraussetzungen für Mulch- und Mähvariante 
 Bereitstellung und Pflege eines Randstreifens entlang von befestigten Wegen 
 Bei Erstanlage muss eine mindestens fünfjährige Ackernutzung vorausgehen 
 Bei Neuanlagen oder Neuansaaten bestehender Randstreifen liegt die Breite zwischen mindes-

tens 1,5 m und maximal 3,0 m Breite, zusätzlich zum bestehenden 0,5 m breiten Wegebankett         
 Einsaat mit bereitgestelltem gebietsheimischem, kräuterreichem Saatgut 
 Keine Düngung und keine Pflanzenschutzmittelausbringung  
 Beim Auftreten von Problemkräutern müssen diese - in Abstimmung mit der Förderstelle - me-

chanisch bekämpft werden 

3.4.1 Randstreifen Mulchvariante  

Fördervoraussetzungen 
 Ein- bis zweimalige Mulchmahd.    
 Erster Schnitt nach der Blüte der Gräser und Wiesenkräuter,  

möglichst erst im Juni, der zweite Schnitt ab August.  
 Höhere Einstellung des Mähwerks: mindestens 8 cm, nach Möglichkeit 10 cm  

        Förderumfang:  0,12 Euro / qm / Jahr  *) vgl. Hinweisblatt zu Direktzahlungen GA und Staffelmahd

3.4.2  Randstreifen Mähvariante 

Fördervoraussetzungen 
 Ein- bis zweimalige Mahd mit mindestens einmaligem Abtransport des Mähguts. 
 Erster Schnitt nach der Blüte der Gräser und Wiesenkräuter, nicht vor Mitte Mai,  

möglichst erst im Juni.   
 Ein zweiter Schnitt ist auch als Mulchmahd möglich.  
 Höhere Einstellung des Mähwerks: mindestens 8 cm, nach Möglichkeit 10 cm 

Förderumfang:   0,17 Euro / qm / Jahr         
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3.5     Anlage und Pflege von Biotopschutzflächen  

Die Stadt Bietigheim-Bissingen fördert die Anlage und Pflege von extensivem, ein- bis zweischüri-
gem Grünland (Blumenwiese) als Puffer zu artenschutzrelevanten Flächen (z.B. Laichbiotopen) und 
sensiblen Biotopen (z.B. Halbtrockenrasen). Die Förderstelle entscheidet im Einzelfall über die Auf-
nahme von Flächen in dieses Programm.   

Hinweis:  
Ackerflächen, die aufgrund einer vertraglichen Naturschutzvereinbarung / einem kommunalen Agrarumweltprogramm
als Grünland genutzt werden, sind gemäß der Dauergrünlandverordnung des Ministeriums für Ländlichen Raum
(DGLVO – Vollzugshinweise vom 14.03.2018) „altes Dauergrünland“ und können nach Ablauf des Vertrages bzw. Ein-
stellung des entsprechenden Förderprogrammes genehmigungsfrei wieder umgebrochen werden. Sofern die
Grünlandstreifen im Gemeinsamen Antrag als „Grünland aufgrund vertraglicher Vereinbarung“ codiert werden, kann -
unabhängig von Cross Compliance Verpflichtungen bei aus der Nutzung genommenen Flächen (z.B.
Pflegeverbotszeitraum) - bereits vor 1.Juli gemäht oder gemulcht werden.
 

Fördervoraussetzungen 
 Die Flächen müssen durch ihre Lage einen Beitrag zum Schutz bestehender Biotope, zur Bio-

topvernetzung oder zum Artenschutz leisten.  
 Bei Erstanlage muss eine mindestens fünfjährige Ackernutzung vorausgehen. 
 Saatbettbereitung, Einsaat und Anwalzen einer bereitgestellten, kräuterreichen, gebietsheimi-

schen Wiesenmischung. 
 Ein- bis zweimalige Mahd mit Abfuhr des Mähguts, wobei die 1.Mahd nicht vor dem 15.Juni 

erfolgen darf. Im Einzelfall können ergänzende Regelungen zu Mahdzeitpunkt oder -häufigkeit 
vertraglich festgelegt werden. 

 Höhere Einstellung des Mähwerks: mindestens 8 cm, nach Möglichkeit 10 cm  
 Das anfallende Mähgut muss abgeräumt werden.   
 Um die Insekten- und Kleintierwelt zu fördern, sind an jährlichen wechselnden Stellen der Bio-

topschutzfläche ca.10-15 % ungemäht als Blühinseln und den darauffolgenden Winter als Alt-
grasinseln stehen zu lassen. 

 Die Fläche ist regelmäßig im Jahr auf Problemkräuter (z.B. Ampfer oder Windblütige wie die 
Ackerkratzdistel) zu prüfen. Nach vorheriger Absprache mit der Förderstelle sind diese me-
chanisch zu bekämpfen.  

Förderumfang:   0,13 Euro / qm / Jahr     

3.6 Anlage und Pflege von Blühbrachen in der Feldflur 

Die Stadt Bietigheim-Bissingen fördert die Anlage und Pflege von nicht genutzten Rückzugsflächen 
für bodenbrütende Feldvögel, Insekten und Niederwild inmitten der intensiv genutzten Agrarland-
schaft. Die Maximalgröße der geförderten Blühbrachen liegt bei jeweils 2.500 qm (0,25 Hektar).  
Die Förderstelle entscheidet im Einzelfall über die Aufnahme von Flächen in dieses Programm.   

Ausschlusskriterium:   
Sofern die Möglichkeit besteht, andere Programme mit derselben Zielsetzung zu nutzen, insbeson-
dere Verträge, die über den Landschaftserhaltungsverband LEV Ludwigsburg innerhalb der sog. 
Offenlandbrüterkulisse des Landkreises Ludwigsburgs abgeschlossen werden können, ist die Teil-
nahme am kommunalen Programm „Blühbrache Feldflur“ ausgeschlossen. 
 

Fördervoraussetzungen: 
 Bei Erstanlage muss eine mindestens fünfjährige Ackernutzung vorausgehen. 
 Saatbettbereitung und Einsaat mit bereitgestellter Saatgutmischung gebietsheimischer Her-

kunft 
 Mehrjährige Standzeit ohne Pflege und Nutzung, d.h. möglichst ohne Mahd, um die Kleintier- 

und Insektenwelt zu fördern.  
 Regelmäßige Kontrollen auf Problemkräuter (insbesondere windblütige, wie die Ackerdistel) 

und mehrfaches, gezieltes mechanisches Zurückdrängen dieser Pflanzen vor der Samenreife. 
Es ist mit der Förderstelle abzustimmen, ob die gemähten Problemkräuter im Bestand bleiben 
oder abgeräumt werden müssen. 

 Ist aus ökologischen Gründen (z.B. zu dichte, am Boden lichtarme Vegetationsbestände oder 
hoher Gehölzdruck) die Mahd von wechselnden Teilflächen erforderlich, ist dies im Vorfeld 
zwischen Förderstelle und Antragsteller abzustimmen.  

 Das Mähwerk (möglichst Messerbalken) ist höher einzustellen: mindestens 8 cm, nach Mög-
lichkeit 10 cm 

 Das anfallende Mähgut ist abzuräumen und zu entsorgen  
 

Förderumfang:   0,16 Euro / qm / Jahr       
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4 Verfahren und Antragstellung 

 
 

4.1 Antragsberechtigte 

Antragsberechtigt sind Landwirte und Privatpersonen, die Flächen auf der Gemarkung Bietigheim-Bis-
singen bewirtschaften. 
Wird ein Antrag vom Pächter oder Bewirtschafter gestellt, so ist bei den Förderprogrammen „Hoch-
stamm“ und „Streuobstwiesen“ (Punkt 3.1 und 3.3) die Einverständniserklärung des Grundeigentümers 
notwendig.  
Bei den Förderprogrammen „Grünlandstreifen“, „Biotopschutzfläche“ und „Blühbrache Feldflur“ (Punkte 
3.2., 3.4, 3.5 und 3.6.) ist das Pachtverhältnis nachzuweisen. 

 
 

4.2 Antrag und Abgabefristen 
 
Die Pflegegelder werden nur auf Antrag gewährt. Der Antrag muss auf dem städtischen Formblatt bis 
spätestens 15. März des Jahres, ab dem Fördermittel beantragt werden, bei der Stadtverwaltung ein-
gereicht werden. 
Beim Streuobstwiesenprogramm (Punkt 3.2) sind die Anträge jährlich bis spätestens 15.März zu bestä-
tigen (Wiederholungsantrag ohne Veränderung). 
Aufgrund der von Oktober bis März dauernden Pflanzsaison für Obstbäume besteht für den Antrag auf 
Kostenübernahme für Hochstämme keine Antragsfrist (Punkt 3.1) 

 
 

4.3 Bewilligungs- und Auszahlungsverfahren 

 Die Stadtverwaltung prüft die Anträge auf der Grundlage dieser Richtlinien. Von der Stadtverwaltung 
beauftragte Personen haben das Recht, die geförderten Flächen jederzeit zu betreten und gegebe-
nenfalls Bodenproben zu entnehmen.  

 Jegliche Veränderung (z.B. Flächengröße, Baumzahl oder Kontaktdaten) ist der Förderstelle umge-
hend mitzuteilen.  

 Die Laufzeit aller Anträge beträgt fünf Jahre.  
Von der Fünfjahresfrist kann im folgenden Fall entsprechend ELER –Verordnung (EU) Nr. 
1305/2013, Artikel 47(2) vom 17.12.2013 abgewichen werden: Wird die Verpflichtung an eine andere 
Person oder Gruppe übertragen, so kann die Verpflichtung ganz oder teilweise für die verbleibende 
Laufzeit von dieser Person oder Gruppe übernommen werden oder auslaufen, ohne dass für den 
tatsächlichen Verpflichtungszeitraum eine Rückzahlung gefordert wird. Diese Regelung gilt auch für 
den Fall, dass Flächen mit Verpflichtungen wegen Bauleitplan- oder Planfeststellungsverfahren ge-
kündigt werden oder wenn neue landes- oder bundesweite Vorschriften mit derselben Zielsetzung 
erlassen werden. 

 Empfänger/innen von Pflegegeldern sind verpflichtet, Doppelförderungen auszuschließen. Für Be-
wirtschaftungsflächen, für die Antragsteller/innen bereits Beihilfen zur Verbesserung der Umwelt und 
des Naturschutzes über staatliche Förderprogramme (z.B. FAKT Programm, Landschaftspflegericht-
linie BW) beantragt hat, werden für die gleichen Sachverhalte bzw. Fördertatbestände über diese 
Richtlinien keine weiteren Zuschüsse gewährt. Die Anrechnung als Ökologische Vorrangfläche ÖVF 
ist nicht zulässig. Der Doppelförderungsausschluss wird überprüft. 

 Hinsichtlich einschlägiger Rechtsbestimmungen liegt die Verantwortung bei den Empfängern/innen 
der Pflegegelder. 

 Die Stadt kann die Förderprogramme Biotopverbund einstellen, ohne dass die betreffenden Begüns-
tigten verpflichtet sind, die bereits empfangenen Pflegegelder zurückzuerstatten, vorausgesetzt 
(a) im Rahmen der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 werden erneut Beihilfen zur Verfügung gestellt, für 
die Bestimmungen gelten, die ebenso umfassende Auswirkungen auf die Agrarumwelt haben wie 
die beendeten Agrarumweltmaßnahmen; 
(b) die Beihilfen sind für die betreffenden Begünstigten finanziell nicht weniger vorteilhaft; 
(c) die betreffenden Begünstigen werden über diese  Möglichkeit informiert, wenn sie ihre Verpflich-
tungen eingehen (Art.1 Nr.8 der VO (EG) Nr. 74/2009) 
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 Die Auszahlung der Pflegegelder erfolgt jährlich im 4.Quartal.  Die Gewährung erfolgt vorbehaltlich 
der Mittelbereitstellung im städtischen Haushalt.  

 Übersteigt das Volumen der Anträge die im Haushalt bereitgestellten Mittel, so erfolgt die Auszah-
lung in der Reihenfolge der gestellten Anträge. Die Leistungen der Stadt haben freiwilligen Charak-
ter. Ein Rechtsanspruch auf Gewährung dieser Mittel besteht nicht.  

 Die Stadtverwaltung behält sich bei Nichtbeachtung dieser Förderrichtlinien die Rückforderung be-
reits gewährter Pflegegelder vor. 
 

 

 
5.   Die Fördersätze im Überblick 

Hochstämmiger Obstbaum:  Gutschein-Verfahren 
Streuobstwiesen:    6,-- Euro/Baum/Ar/Jahr      
Solitärbäume:             25,00 Euro/Baum/Jahr 
Grünlandstreifen an Wegen  
          Mulchvariante:     0,12 Euro/qm/Jahr   
          Mähvariante:     0,17 Euro/qm/Jahr 
Biotopschutzflächen:  0,13 Euro/qm/Jahr      
Blühbrache Feldflur:              0,16 Euro/qm/Jahr 

6. Inkrafttreten 

Mit der Genehmigung der kommunalen Agrarumweltprogramme der Städte Bietigheim-Bissingen, 
Heilbronn und Ludwigsburg durch die EU-Kommission vom 10.02.2022 treten diese Richtlinien zum 
11.2.2022 in Kraft. 
 
Alle vorhergehenden Richtlinien verlieren hiermit ihre Gültigkeit. 

_________________________________________________________ 
 
 
 
 
 
 
 
 

Bei Fragen wenden Sie sich bitte an die Förderstelle: 
 

Bauhof & Stadtgärtnerei,  
FB Naturschutz & Landschaftspflege 

Höpfigheimer Straße 26  
 74321 Bietigheim-Bissingen 

Tel.:  07142 / 74-391  Fax: 07142 / 74-405 
e-mail: k.rau@bietigheim-bissingen.de 

c.walter@bietigheim-bissingen.de 



STADT LUDWIGSBURG, Wilhelmstraße 11, 71638 Ludwigsburg, Telefonzentrale 07141 910-0 11.02.2022

FACHBEREICH  

BÜRGERBÜRO BAUEN

Agrarumweltprogramm 

Förderrichtlinien

Staatliche Beihilfe Nr. SA.63240 (2021/N) genehmigt durch die Europäische 
Kommission am 10.02.2022 Aktenzeichen C(2022)717 final 

1 Förderziel

Ziel dieser Förderung ist auf Ludwigsburger Gemarkung

 die Verbesserung der Biotopstruktur und Biodiversität in der modernen 
Agrarlandschaft, damit verbunden auch der Schutz vor Bodenerosion
sowie die Sicherung und Verbesserung der Lebensbedingungen für die 
heimische Tier- und Pflanzenwelt, 

 die Erhaltung der traditionellen Ludwigsburger Kulturlandschaften und 
 die Verbesserung stadtrandnaher Erholung und die Minderung von    

Nutzungskonflikten in der Agrarlandschaft. 

2 Geltung, Laufzeit, Art und Höhe der Förderung 

2.1 Geltungsbereich

Maßnahmen werden nur auf der Gemarkung Stadt Ludwigsburg einschließlich 
sämtlicher Stadtteile gefördert.  

2.2 Laufzeit 

Die Laufzeit der Anträge für Zuschüsse der Förderpunkte 2.5 bis 2.7.3 beträgt 
fünf Jahre.  

 Von der Fünfjahresfrist kann im folgenden Fall entsprechend ELER –
Verordnung (EU) Nr. 1305/2013, Artikel 47(2) vom 17.12.2013 abgewichen 
werden: Wird die Verpflichtung an eine andere Person oder Gruppe 
übertragen, so kann die Verpflichtung ganz oder teilweise für die verbleibende 
Laufzeit von dieser Person oder Gruppe übernommen werden oder auslaufen,
ohne dass für den tatsächlichen Verpflichtungszeitraum eine Rückzahlung 
gefordert wird. Diese Regelung gilt auch für den Fall, dass Flächen mit 
Verpflichtungen wegen Bauleitplan- oder Planfeststellungsverfahren gekündigt 
werden bzw. wenn neue landes- oder bundesweite Vorschriften mit derselben 
Zielsetzung erlassen werden.

Es besteht eine jährliche Berichtspflicht, mit der die Einhaltung der 
Fördervoraussetzungen und der Umfang der bewilligten Maßnahmen bestätigt 
wird. 

Anlage 3
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2.3   Förderung 
 

Die Teilnehmer/innen am Agrarumweltprogramm erhalten für die geförderten 
Maßnahmen ausschließlich kommunale Zuschüsse. Die Zuschüsse werden 
nicht gewährt, wenn Maßnahmen auf Grund einer rechtlichen Verpflichtung 
durchzuführen sind und / oder der Tatbestand einer Doppelförderung (siehe 
Förderrichtlinie 6.2) vorliegt. Ebenso, wenn Neuanlagen oder Pflanzungen 
bereits vor der Beantragung durchgeführt wurden (dies gilt nicht für die 
Verlängerung von Maßnahmen, die bereits über das Agrarumweltprogramm 
gefördert wurden). 

Die Art und Höhe der Förderung ist den folgenden Förderpunkten 2.4 bis 2.7 
zu entnehmen: 

2.4 Pflanzung von Obstbaumhochstämmen 

Gefördert wird der Streuobstanbau durch die Wiederanpflanzung von 
Obstbaumhochstämmen in Grundstücken außerhalb des Siedlungsbereiches. 

 
Zu beachten ist, dass für eine Neupflanzung nicht sämtliche abgestorbene
bzw.  abgängige Bäume einer Streuobstwiese gerodet werden dürfen. 

 
 Zudem sollten bewährte, pflegeleichte und robuste Obstsorten verwendet 

werden. Auch Walnusshochstämme werden bezuschusst.  
 
  Förderfähig sind nur Hochstämme mit einer Stammhöhe von mehr als 
  1,60 m. Die Stammhöhe entspricht dem Abstand zwischen dem Erdboden 

und dem Kronenansatz. 
 
Förderumfang:  

Der Zuschuss pro Baum beträgt maximal 20,-- €.  

2.5 Anlage und Pflege von Grünlandstreifen, extensiv bewirtschafteten Äckern 
und Ackerrändern sowie Blühbrachen

Hinweis zur Vereinbarkeit mit dem Gemeinsamen Antrag (GAP = Gemeinsame
Agrarpolitik der Europäischen Union) für: 

Grünlandstreifen:
Ackerflächen, die länger als fünf Jahre als Grünland genutzt werden, sind
Dauergrünland und dürfen nach §16 Direktzahlungendurchführungsgesetz
und §27a Landwirtschaft- und Landeskulturgesetz nur nach Genehmigung
umgebrochen werden. Flächen, die jedoch aufgrund einer vertraglichen 
Naturschutzvereinbarung / einem kommunalen Agrarumweltprogramm als 
Grünland genutzt werden, können nach Ablauf des Vertrages bzw. Einstellung
des entsprechenden Förderprogrammes genehmigungsfrei wieder 
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umgebrochen werden. Sofern die Grünlandstreifen im Gemeinsamen Antrag 
als „Dauergrünland“ (451-462) codiert werden, kann - unabhängig von 
sonstigen Cross Compliance Verpflichtungen bei aus der Nutzung 
genommenen Flächen (wie z.B. Pflegeverbotszeitraum) - bereits vor 1.Juli 
gemäht oder gemulcht werden. 

Extensiv bewirtschaftete Äcker und Ackerrandstreifen sowie Blühbrachen:  
Sofern Streifen/Flächen aus der Erzeugung genommen werden, sind die 
Cross-Compliance-Verpflichtungen und ggf. weitere Vorgaben der EU zu 
beachten, nach denen unter anderem zwischen dem 01.April und dem 
30.Juni ein generelles Pflegeverbot besteht. Die aus der Erzeugung 
genommenen Streifen / Flächen sind im Gemeinsamen Antrag mit dem NC
915/ NC 591 zu codieren.  

Gefördert wird: 

2.5.1 die Anlage und Pflege von Grünlandstreifen entlang von Äckern durch  
Aussaat von standortgerechten, vom Fachbereich Tiefbau und Grünflächen 
bereitgestellten, gebietsheimischen Gras-/Kräutermischungen oder durch 
Aufkommen lassen von Spontanvegetation. Mindestbreite 2,50 m bei 
Neuanlage oder Neuansaat von bestehenden Grünlandstreifen, zusätzlich 
zum bestehenden Wegbankett. 

        Nutzungsbeschränkungen, Auflagen und Empfehlungen: 

 Einer Erstanlage muss eine mindestens fünfjährige Ackernutzung 
vorausgehen.  

 Keine Düngung und Pflanzenschutzmittelausbringung.
 Mechanische Bekämpfung von Problemunkräutern in Abstimmung mit der 

Förderstelle. 
 In Absprache mit der Förderstelle kann bei Neuansaaten in den ersten 

zwei Jahren mehr als 2-mal gemäht werden, auch der Zeitpunkt kann zu 
2.5.1 a) differieren.  

 Höhere Einstellung des Mähwerks, mindestens 8 cm, nach Möglichkeit  
10 cm. 

 Bei Streifen ab 3 m Breite wird empfohlen, ca. 15 % eines beantragten 
Grünlandstreifens als Altgrasstreifen für Kleintiere und Insekten 1-jährig 
ungemäht zu belassen. Die Altgrasstreifen dürfen nicht schmäler als 2 m 
sein. Zur Verhinderung einer Verbuschung sind diese Steifen innerhalb 
von 5 Jahren mindestens 2-mal zu wechseln. 

a) Mähvariante 1: 
Ein- bis zweimalige Mahd mit Abfuhr des Mähgutes, wobei die erste Mahd 
nach Blüte der Gräser und Wiesenkräuter, möglichst erst im Juni erfolgen 
sollte. Ein zweiter Schnitt ist auch als Mulchmahd möglich. 
Mähvariante 2: 
Ein- bis zweimalige Mahd entsprechend Mähvariante 1, wobei erster und 
zweiter Schnitt nur mit Messerbalken durchgeführt werden darf.  
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b) Mulchvariante:
Falls keine Verwertung oder ökologisch vertretbare Entsorgung des
Mähgutes möglich ist, kann mit einem Mulchgerät auch in der unter a)
erwähnten Zeit gemulcht werden. 
 

 
2.5.2  die extensive Bewirtschaftung von Äckern und Ackerrandstreifen
        (Mindestbreite 2,5 Meter), das heißt: Bestellung der Äcker bzw. Randstreifen 

mit Kulturpflanzen, wie Getreide oder Hackfrucht mit folgenden  

Nutzungsbeschränkungen und Auflagen: 

  Düngeverzicht, 
 keine Anwendung von Pflanzenschutzmitteln, 
 schonende Bodenbearbeitung nach Vorgabe, 
 Vorgabe der Fruchtfolge, 
 gegebenenfalls Aussaat von Wildkräutern – zusätzlich oder an Stelle

der Kulturpflanzen - nach Vorgabe. 

Die Stadt Ludwigsburg behält sich bei den Förderungen 2.5.1 und 2.5.2 vor

 für ökologisch wertvolle Bereiche gesonderte Auflagen hinsichtlich 
Mähzeitpunkt und Bewirtschaftung zu erteilen, 

 für das Mähen von zusammengehörenden Ackerrandstreifen einen 
Landwirtschaftlichen Betrieb zu beauftragen,  

 die Randstreifen auf eine Maximalbreite zu beschränken. 

Grünlandstreifen und extensives Ackerland auf Gewässerrandstreifen (5 m 
Breite) sind von einer Förderung ausgeschlossen. 

2.5.3. die Anlage und Pflege von Blühbrachen in der Feldflur 

Gefördert wird die Anlage und Pflege von nicht genutzten Rückzugsflächen für
Feldvögel, Insekten und Niederwild inmitten der intensiv genutzten 
Agrarlandschaft. Die Maximalgröße der geförderten Blühbrachen liegt bei
jeweils 2.500 qm (0,25 Hektar). Die Förderstelle entscheidet im Einzelfall über 
die Aufnahme von Flächen in dieses Programm. 

Ausschlusskriterium:  

Sofern die Möglichkeit besteht, andere Programme mit derselben Zielsetzung 
zu nutzen (insbesondere LPR-Verträge, die über den
Landschaftserhaltungsverband LEV Ludwigsburg innerhalb der sogenannten
Offenlandbrüterkulisse des Landkreises Ludwigsburgs abgeschlossen werden
können), ist die Teilnahme am Förderpunkt 2.5.3 ausgeschlossen.
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Nutzungsbeschränkungen und Auflagen:  

 Bei Erstanlage muss eine mindestens fünfjährige Ackernutzung 
vorausgehen. 

 Saatbettbereitung und Einsaat mit bereitgestelltem Saatgut 
gebietsheimischer Herkunft. 

 Möglichst mehrjährige Standzeit ohne flächige Pflege oder Nutzung, um 
die Kleintier- und Insektenwelt zu fördern. 

 Regelmäßige Kontrollen hinsichtlich Bestandsentwicklung oder dem 
Auftreten von Problemkräutern (insbesondere windblütige, wie die
Ackerdistel) und mehrfaches, gezieltes mechanisches Zurückdrängen 
dieser Pflanzen vor der Samenreife. Es ist mit der Förderstelle 
abzustimmen, ob gemähte Problemkräuter im Bestand verbleiben
können oder abgeräumt werden müssen. 

 Ist aus ökologischen Gründen (z.B. zu dichte, Vegetationsbestände oder 
hoher Gehölzdruck) auf Teilflächen eine Mahd oder ein Umbruch mit 
Neuansaat erforderlich, ist dies im Vorfeld zwischen Förderstelle und 
Antragsteller abzustimmen. 

 Das Mähwerk (möglichst Messerbalken) ist höher einzustellen: 
mindestens 8 cm, nach Möglichkeit 10 cm.  

 Das anfallende Mähgut ist abzuräumen und zu entsorgen. 

Förderumfang 2.5.1, Grünlandstreifen: 

Die Förderung beträgt bezogen auf die beantragte Randstreifenfläche bei
ausschließlichem Mulchen des Aufwuchses 0,14 € / qm / Jahr 
(Mulchvariante), für das Mähen und Abräumen des Mähgutes, mindestens
beim ersten Schnitt im Jahr, 0,17 € / qm / Jahr (Mähvariante 1), bei  
1 - 2maliger Messerbalkenmahd mit Abräumung des Mähgutes 0,19 € / qm /
Jahr (Mähvariante 2). 

Förderumfang 2.5.2, extensive Äcker, Ackerrandstreifen: 

Die Förderung entspricht bei Wegfall jeder Erntemöglichkeit und Mulchen 
bzw. Mähen mit Abräumung des Mähgutes dem jeweiligen Förderumfang 
2.5.1. 
Bei eingeschränkter Erntemöglichkeit bei extensiver Ackernutzung beträgt die 
Förderung 5,18 € / Ar / Jahr.  

Förderumfang 2.5.3, Blühbrachen:   0,16 € / qm / Jahr     
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2.6 Anlage und Pflege von Baumreihen oder Feldhecken auf einem Ackerstreifen 
mit einer Mindestbreite von acht Metern und einer Mindestlänge von 50 m,

 
        Gefördert wird: 
 
2.6.1 die Anlage und Pflege von Baumreihen auf Ackerflächen mit mind. fünf 

hochstämmigen, gebietsheimischen, standortgerechten Laubbäumen oder
Obstbäumen in Sorten entsprechend 2.4.  

Die Fördervoraussetzungen gelten entsprechend 2.5.1. 
Das Mähen / Mulchen der Randstreifen erfolgt in Abstimmung mit der 
Förderstelle entsprechend 2.5.1, die Baumpflege entsprechend 2.7.1 .  

Förderumfang: 

0,27 € / qm / Jahr bei zweimaligem Mulchen entsprechend 2.5.1,
Mulchvariante. Bäume samt Pflanzpfahl, Bindematerial, Verbiss- und 
Wühlmausschutz werden von der Stadt Ludwigsburg gestellt. 

0,31 € / qm / Jahr für das Mähen und Abräumen des Mähgutes, mindestens 
beim ersten Schnitt im Jahr, entsprechend 2.5.1 Mähvariante 1. 

0,33 € / qm / Jahr bei 1-2maliger Messerbalkenmahd mit Abräumung des 
Mähgutes ohne Einsatz von Mulchgeräten entsprechend 2.5.1. Mähvariante 2.

Die Maßnahme wird für zunächst fünf Jahre vereinbart. Für die weitere 
Unterhaltung und Aufrechterhaltung der Baumreihe wird mit der Stadt 
Ludwigsburg eine gesonderte Vereinbarung getroffen.   

2.6.2 die Anlage und Pflege von Feldhecken auf Ackerstreifen, bei einer 
Heckenpflanzfläche von ca. 30- 40 % der Streifenfläche.

 
Die Fördervoraussetzungen gelten entsprechend 2.5.1. 
Das Mähen / Mulchen der Randstreifen erfolgt in Abstimmung mit der 
Förderstelle entsprechend 2.5.1. Ab einem Mindestalter von ca. 10 Jahren 
sollen die Hecken in Intervallen von etwa 5 Jahren zu je 1/4 bis 1/3 auf den
Stock gesetzt werden, so dass die Hecken in einem Zeitraum von etwa 25 bis 
30 Jahren stufenweise einmal komplett auf den Stock gesetzt wurden.  

 
Förderumfang: 

0,37 € / qm / Jahr bei zweimaligem Mulchen entsprechend 2.5.1,
Mulchvariante. Gehölze, Pfähle und Verbissschutz werden von der Stadt 
Ludwigsburg gestellt.  

0,41 € / qm / Jahr für das Mähen und Abräumen des Mähgutes, mindestens 
beim ersten Schnitt, entsprechend 2.5.1 Mähvariante 1. 

0,43 € / qm / Jahr, bei 1-2maliger Messerbalkenmahd mit Abräumung des 
Mähgutes ohne Einsatz von Mulchgeräten entsprechend 2.5.1 Mähvariante 2. 
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Die Maßnahme wird für zunächst fünf Jahre vereinbart. Für die weitere 
Unterhaltung und Aufrechterhaltung der Heckenpflanzung wird mit der Stadt 
Ludwigsburg eine gesonderte Vereinbarung getroffen. 

 

2.7 Gewährung von Pflegegeldern für Streuobstwiesen, Solitärbäume an 
Ackergrundstücken und extensive Grünlandnutzung  

Pflegegelder (Erschwerniszulagen) können gewährt werden für: 

2.7.1 die dauerhafte Erhaltung von Streuobstwiesen. Diese müssen zum 
überwiegenden Teil aus Obstbaumhochstämmen bestehen. 

Voraussetzung für die Gewährung von Pflegezuschüssen: 

Die Wiesen dürfen ein- bis maximal dreimal pro Jahr gemäht werden, wobei 
der erste Schnitt nicht vor der Blüte der Obergräser und Wiesenkräuter, 
möglichst nicht vor Mitte Juni, erfolgen sollte. Das Mähgut muss entweder 
entfernt werden oder kann auf die Baumscheiben verteilt werden. Der zweite 
Schnitt sollte im September durchgeführt werden, bei wüchsigem Wetter im 
Frühherbst kann auch eine dritte Mahd vor der Obsternte erfolgen. Der zweite 
und dritte Schnitt kann bei geringem Aufwuchs auch als Mulchschnitt 
durchgeführt werden. Im Hinblick auf den Insektenschutz wird empfohlen, 
bereits bei der ersten Mahd ca. 10 – 15 % der Fläche als Altgrasinsel bis zum 
nächsten Jahr stehen zu lassen. Auf chemische Pflanzenschutzmittel ist zu
verzichten. In Ausnahmefällen (z.B. Jungbaumpflege) kann die Verwendung
von integrierten Pflanzenschutzmitteln erlaubt werden. Eine Beweidung 
anstelle des zweiten Schnittes mit einer temporären Aufstellung eines 
beweglichen Weidezaunes kann erlaubt werden. Dies und sonstige 
Ausnahmen sind im Vorfeld mit der Förderstelle abzustimmen.

Jungbäume sollen einen artgerechten Erziehungsschnitt erhalten und ältere 
Bäume gelegentlich Auslichtungsschnitte erhalten. 
Alte, ertragsschwache oder abgestorbene Bäume sollen möglichst lange 
erhalten bleiben. Stammvegetation, wie z.B. Flechten und Moose, soll nicht
entfernt werden, die Anlage von Nisthilfen wird begrüßt.  

Die Förderung von Streuobstwiesengrundstücken ist ausgeschlossen, wenn
diese eingefriedet, überwiegend verbuscht oder mit einem hohen Anteil an
nicht standortheimischen Ziergehölzen versehen sind, bzw. intensiv der 
Naherholung dienen. 
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2.7.2 den Erhalt von Solitärbäumen in Ackergrundstücken.  

Voraussetzung für die Gewährung von Pflegezuschüssen: 

Die flachgründige Bewirtschaftung im Kronenbereich der Bäume. 
Empfohlen wird die Anlage von Grünland. 

Für das Pflegen der Bäume gilt das unter 2.7.1 genannte sinngemäß. 

Mehrere nebeneinanderstehende Bäume am Ackerrand können als ein
Solitärbaum berechnet werden.

2.7.3 die Extensivierung von Grünland an geeigneten feuchten oder trockenen 
Standorten. In Wasserschutzgebieten mit gesetzlich vorgeschriebenen
Nutzungseinschränkungen und deren Vergütung ist eine Förderung nur auf 
Biotopvernetzungsflächen der Stadt Ludwigsburg möglich.  

Voraussetzung für die Gewährung von Pflegezuschüssen: 

a) keine Düngung und Beweidung.
b) keine Verwendung von chemischen Pflanzenschutzmitteln. 
c) ein- bis zweimalige Mahd im Jahr mit Abtransport des Mähgutes, wobei die 

erste Mahd nicht vor dem 15. Juni erfolgen darf. 
d) Duldung einer eventuellen Verschattung der Wiese durch Uferbewuchs. 

Die Stadt behält sich vor, 

 eine erneute Beantragung von extensivem Grünland abzulehnen, wenn im 
Jahr zuvor die Förderrichtlinien nicht eingehalten wurden, 

 eine ökologisch sinnvolle Auswahl aus beantragten Grünlandflächen zu
treffen, 

 für spezielle Flächen gesonderte Mähtermine festzulegen. 
 

Die Extensivierung von Grünland auf Gewässerrandstreifen (5m Breite) ist von 
einer Förderung ausgeschlossen.  
 
Empfehlung: 
 
Belassen eines einjährig ungemähten Flächenanteils von insgesamt ca. 10 %-
15% der beantragten Wiesen als Altgrasstreifen pro Fläche für Kleintiere und  
Insekten. Die Streifen sollen nicht schmäler als zwei Meter sein und jährlich 
gewechselt werden. Der Aufwand für einen Insektenschutzstreifen wird im
Rahmen der Pflege bei Beantragung honoriert.  



Seite 9 von 11 

Förderumfang 2.7.1 -2.7.3:  

Für die Pflege von Streuobstwiesengrundstücke 6,-- € / Baum / Jahr, 
maximal jedoch ein Baum pro Ar und Jahr, bei gesonderten, einzelnen 
Baumreihen ein Baum pro laufende 10 m und Jahr. Solitärbäume in 
Ackergrundstücken 25,--€ / Baum / Jahr. Für die Grünlandextensivierung
2,81 € / Ar / Jahr, für die Pflege der Altgrasstreifen und entgangener Ernte 
6,88 € / Ar / Jahr zusätzlich.

3. Antragsberechtigte 

Antragsberechtigt sind Landwirte und andere Landbewirtschafter. Zuschüsse 
werden nicht gewährt an den Bund (einschließlich Sondervermögen), ein 
Bundesland, einen ausländischen Staat, sowie deren Körperschaften, 
Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, den Landkreis und 
Kommunen.

Ist der Antragsteller/die Antragstellerin nicht Eigentümer/in des Grundstückes 
auf dem die Maßnahme erfolgen soll, ist die Einverständniserklärung des 
Eigentümers/der Eigentümerin notwendig.
(Ausnahme: Ziffern 2.5. und 2.7.3) 
Als Ersatz für eine Einverständniserklärung kann auch eine schriftliche 
Bestätigung der Bewirtschaftungsbefugnis des Antragstellers gelten.   

4. Fördervorrang

Vorrangig gefördert werden Maßnahmen, die schon seit 2010 oder länger im 
Rahmen des kommunalen Förderprogramms gefördert wurden.  

Des weiteren Vorhaben, die einen besonderen dringenden Bedarf decken und
die besonders geeignet sind, die ökologischen und agrarstrukturellen 
Verhältnisse der Kulturlandschaft nachhaltig zu verbessern.

5. Antrag und Abgabefristen 

Anträge auf Gewährung von Zuschüssen sind von dem 
Antragsberechtigten/der Antragsberechtigten schriftlich durch vollständiges
Ausfüllen des dafür bestimmten Vordruckes beim Bürgerbüro Bauen der Stadt
Ludwigsburg zu stellen. Die im Antragsformular genannten Unterlagen sind 
beizubringen. 

Die fachtechnische Beratung und Bearbeitung erfolgt durch den Fachbereich 
Tiefbau und Grünflächen. 
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Abgabefristen:

Die Frist zur Abgabe des Antrages für die Ziffern 2.5 (Grünlandstreifen, 
Extensive Äcker, Ackerrandstreifen, Blühbrachen) sowie für die Ziffer 2.7 
(Streuobstwiesen, Solitärbäume, extensive Grünlandnutzung) ist der 15. April 
des Jahres, für das Fördermittel beantragt werden.  

6. Bewilligungs- und Auszahlungsverfahren 

6.1  Das Bürgerbüro Bauen prüft anhand der eingereichten Unterlagen - in
Zusammenarbeit mit den technischen Fachbereichen / Federführung 
Fachbereich Tiefbau und Grünflächen - die Zuschussvoraussetzungen. Liegen 
die Bewilligungsvoraussetzungen vor, so erteilt das Bürgerbüro Bauen einen 
Bewilligungsbescheid, der mit Auflagen und Bedingungen verbunden sein
kann, die zur sachgerechten Verwendung der Zuschussmittel notwendig sind 
und setzt die Höhe des Zuschusses fest.  

6.2 Empfänger von Pflegegeldern sind verpflichtet, Doppelförderungen       
auszuschließen: Für Bewirtschaftungsflächen, für die der Antragsteller bereits 
Beihilfen zur Verbesserung der Umwelt und des Naturschutzes über staatliche 
Förderprogramme (z.B. FAKT, LPR) beantragt hat, werden für die gleichen 
Sachverhalte bzw. Fördertatbestände über diese Richtlinien keine weiteren 
Zuschüsse gewährt. Die Anrechnung als Ökologische Vorrangfläche ÖVP ist
nicht zulässig. Der Doppelförderungsausschluss wird überprüft.  

6.3 Die Zuschüsse werden im Rahmen der bereitgestellten städtischen
Haushaltsmittel gewährt. Ein Rechtsanspruch auf ihre Gewährung besteht 
nicht.  

        Die Auszahlung der bewilligten Anträge erfolgt jährlich im 4. Quartal, nach 
Vorliegen der Bestätigung der Einhaltung der Fördervoraussetzungen und des 
Umfangs der bewilligten Maßnahmen.  

Bei Förderpunkt 2.4, Pflanzung von Obstbaumhochstämmen, ist eine 
Bewilligung nur möglich, wenn mit der Maßnahme noch nicht begonnen, d.h. 
die Obstbäume noch nicht gekauft wurden. Die Auszahlung erfolgt mit dem 
Auszahlungsantrag und nach Prüfung der Originalrechnungen.  

6.4   Übersteigt das Volumen der Anträge die im Haushalt bereitgestellten Mittel, so 
erfolgt eine Bewilligung/Auszahlung entsprechend der Priorität der Erfüllung 
der unter 1. genannten Förderziele bzw. in der Reihenfolge der gestellten 
Anträge.  

6.5 Die Durchführung der Maßnahmen kann, neben den Mitarbeitern und
Mitarbeiterinnen des Bürgerbüro Bauen und des Fachbereichs Tiefbau und 
Grünflächen, auch von Beauftragten der Stadtverwaltung überwacht werden; 
der Antragsteller/ die Antragstellerin hat die Überprüfung zu ermöglichen und
sicherzustellen.



Unterstützungen durch den Verband Region Stuttgart 

Ausgangslage  
Die Region Stuttgart lebt von der vielfältigen Landschaft. Steillagenweinberge sind dabei ein 
besonderes Identifikationsmerkmal mit hohem Wiedererkennungswert, wertvollen Biotopen 
und attraktiven Naherholungsangeboten.  
Voraussetzung für diese besondere Element der historischen Kulturlandschaft ist jedoch eine 
entsprechende Bewirtschaftung: Entfällt die (mühsame) Pflege der Steillagenweinberge, 
gehen auch die positiven Wirkungen für Mensch und Natur verloren. Auf Grund der 
schwierigen Ertragssituation ist diese Entwicklung bereits an unterschiedlichen Standorten 
eingetreten. Gesucht werden daher Konzepte, um diesen Landschaftsbestandteil zu 
stabilisieren. 

Eine mögliche Unterstützung könnte dabei (u.a.) auf folgenden Grundlagen aufbauen: 

1. Mit dem Landschaftspark Region Stuttgart (www.landschaftspark.region-
stuttgart.org/de/) verfügt der Verband Region Stuttgart über ein Instrument, um aktiv
gemeinsam mit den Kommunen und anderen Stakeholdern die Freiraumentwicklung
planerisch und finanziell zu unterstützen. Das jährliche Budget beträgt aktuell 1,5 Millionen
Euro. Antragsberechtigt sind die Kommunen in der Region bzw. in deren Auftrag auch der
Landkreis. Die Kofinanzierung beträgt bis zu 50% der Gesamtkosten, jedoch maximal den
von Gemeinden aufgebrachten Betrag. Eine Verknüpfung mit dem nachfolgend skizzierten
Programm Wirtschaft und Tourismus ist möglich.
Im Hinblick auf die terrassierten Steillagen kommen z.B. in Frage
• Steillagenerlebniswege
• Rast-, Aussichts- und Genussplätze
• ökologische Aufwertung und Biotopverbundprojekte
• Naturerlebnisräume, Grüne Klassenzimmer
• Nachnutzung für sportliche Freizeitaktivitäten (z.B. Trail)
• Unterstützung von Einrichtungen auch zur Direktvermarktung

2. Mit dem Programm Wirtschaft und Tourismus (www.region-stuttgart.org/wt) kofinanziert
der Verband Region Stuttgart innovative Ansätze zur Stärkung von Wirtschaft und Tourismus
in der Region und der interkommunalen Zusammenarbeit. Das Programm bietet die
Möglichkeit für große, übergreifende Projekte. Im Sinne eines Anschubs werden dauerhaft
angelegte Projekte bis zu drei Jahre kofinanziert. Die Kofinanzierung umfasst maximal 50%
der Projektkosten abzüglich möglicher Drittmittel. Aktuell stehen Kofinanzierungsmittel in
Höhe von rund 750.000 Euro zur Verfügung. In Frage kommen Projekte aus den Bereichen
Wirtschaftsförderung, Tourismusförderung und deren Schnittstellen, wie
• Konzeption, Umsetzung und Vermarktung touristischer Angebote, Produkte,

Freizeiteinrichtungen, Gastronomienetzwerke, neue/besondere Übernachtungsformen
(Wohnmobilfreundliche Region)
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• Erarbeitung gemeinsamer Tourismus(marketing)konzeptionen und 
Umsetzungsmaßnahmen  

• Vermarktungskonzepte und -tools z.B. für regionale Angebote/Erzeugnisse 
(Weiterentwicklung Heimatmarke) unter Einbindung neuer Medien (Steillagen-App) 

• Digitalisierung im Tourismus, z.B. geodatenbasierte Angebote (Q-vadis Schwäbischer 
Wald), Routen, Führungen (Lauschtouren 3B Land) 

• Dauerhafte Zusammenarbeit in der Tourismus- und/oder Wirtschaftsförderung  
• „Kümmerer“, Aufstockung oder neue (Koordinations-)Stelle (gemeinsame Vermarktung 

Schwäbische Waldbahn, gem. Wirtschaftsförderung 
Lenningen/Owen/Erkenbrechtsweiler, „Stadtführungen neu gedacht“ Weil der Stadt, 
remstal.business) 

Als Antragsteller könnten z.B. federführend der Landkreis oder der Verein 
Regionalentwicklung Neckarschleifen fungieren, Partner können z.B. 
Weingärtnergenossenschaften sein. 

3. Kompensationsmaßnahmen werden im Zuge des erforderlichen Ausbaus Erneuerbarer 
Energien erforderlich. Entsprechend geeignete Flächen für Windenergieanlagen wie auch 
Freiflächen-PV-Anlagen sind dabei im Umfang von (mindestens) 2 % der Gesamtfläche 
bereitzustellen. Gerade Eingriffe in das Landschaftsbild werden dabei regelmäßig auch der 
Grundlage verbal-argumentativer Betrachtungen ermittelt. Die Bereitstellung von Flächen für 
Ausgleichmaßnahmen im Bereich der Steillagen könnten dazu beitragen, 
• wertvolle Elemente der Kulturlandschaft zu stabilisieren; 
• erforderliche Kompensationsmaßnahmen ohne Inanspruchnahme landwirtschaftlicher 

Nutzflächen zu realisieren; 
• die Nutzung Erneuerbarer Energien zu vereinfachen, die Energiewende zu 

beschleunigen und mit einem Beitrag zur Erhaltung wertvoller Kulturlandschaft nicht 
zuletzt auch die Akzeptanz für Windenergie- bzw. PV-Anlagen zu steigern.  

Gleichermaßen als Vorreiterrolle und Signal! 
 
Grundsätzlich haben Steillagenflächen ein hohes Potential für naturschutzfachliche 
Aufwertung in Kombination mit Naherholungs- und Umweltbildungsangeboten. Insofern 
können die unter den einzelnen Punkten dargelegten Maßnahmen auch in Kombination 
entwickelt werden.  
Im Zuge der Entwicklung der Steillagen-App und ihrer Inhalte hatte Frau Bartzsch vom 
Landratsamt Ludwigsburg einen großen Kreis beisammen. Diesen wieder zu aktivieren und 
ggf. zu erweitern für ein interkommunales Gesamtkonzept und Leuchtturmprojekt könnte ein 
Anknüpfungspunkt sein.    
 
 
Thomas Kiwitt 
Dr. Christine Baumgärtner 
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Referentenentwurf 

des Bundesministeriums für Wirtschaft und Klimaschutz, des Bundes-
ministeriums für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen und des 
Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und 
Verbraucherschutz 

Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2023/2413 im 
Bereich Windenergie an Land und Solarenergie 

A. Problem und Ziel

Die Richtlinie (EU) 2023/2413 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Okto-
ber 2023 zur Änderung der Richtlinie (EU) 2018/2001, der Verordnung (EU) 2018/1999 und 
der Richtlinie 98/70/EG im Hinblick auf die Förderung von Energie aus erneuerbaren Quel-
len und zur Aufhebung der Richtlinie (EU) 2015/652 des Rates (ABl. L, 2023/2413, 
31.10.2023) ist am 20. November 2023 in Kraft getreten.  

Die geänderte Richtlinie (EU) 2018/2001 sieht vor, dass die Erzeugung von Energie aus 
erneuerbaren Quellen auf mindestens 42,5 Prozent bis zum Jahr 2030 gesteigert werden 
muss. Um dieses Ziel zu erreichen, sind in der Richtlinie Maßnahmen vorgesehen, um die 
Genehmigungsverfahren für Projekte im Bereich erneuerbarer Energien deutlich zu be-
schleunigen.  

Artikel 15c der geänderten Richtlinie (EU) 2018/2001 verpflichtet die Mitgliedstaaten zur 
Ausweisung sogenannter Beschleunigungsgebiete, in denen für Erneuerbare-Energien-
Vorhaben ein besonderes, beschleunigtes Genehmigungsverfahren gemäß der Artikel 16 
und 16a der genannten Richtlinie gelten soll. Die Ausweisung der Gebiete ist an verschie-
dene Voraussetzungen geknüpft, die mit diesem Gesetz umgesetzt werden sollen. Auch 
außerhalb von Beschleunigungsgebieten werden die Genehmigungsverfahren durch die 
Artikel 16 und 16b der Richtlinie (EU) 2018/20001 angepasst und beschleunigt.  

Die Bestimmungen der Richtlinie (EU) 2023/2413 sind von den Mitgliedstaaten grundsätz-
lich bis zum 21. Mai 2025 umzusetzen, wobei die Richtlinie zum Teil abweichende Umset-
zungsfristen vorsieht. Insbesondere muss ein Teil der Regelungen im Bereich der Geneh-
migungsverfahren bereits bis zum 1. Juli 2024 umgesetzt werden.  

Die Änderungen fügen sich in die Gesamtlinie Deutschlands ein, seine gesamte Klima-, 
Energie- und Wirtschaftspolitik auf den 1,5-Grad-Klimaschutz-Pfad auszurichten, zu dem 
sich die Europäische Union im Rahmen des Übereinkommens von Paris verpflichtet hat. 
Die Stromversorgung soll im Jahr 2030 zu mindestens 80 Prozent auf erneuerbaren Ener-
gien beruhen. Für die Erreichung dieses Ziels sind massive Anstrengungen beim Ausbau 
der erneuerbaren Energien erforderlich.  

B. Lösung

Dieser Gesetzesentwurf setzt die planungs- und genehmigungsrechtlichen Bestimmungen 
der Richtlinie (EU) 2018/2001 in den Bereichen Windenergie an Land sowie Solarenergie 
um.  

Anlage 5



 - 2 - Bearbeitungsstand: 02.04.2024  13:18 

Es werden Änderungen im Gesetz zur Festlegung von Flächenbedarfen für Windenergie-
anlagen an Land (Windenergieflächenbedarfsgesetz - WindBG), im Baugesetzbuch 
(BauGB), Raumordnungsgesetz (ROG), im Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) 
sowie im Gesetz für den Ausbau erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz - 
EEG 2023) vorgenommen. 

Die wesentlichen Inhalte des Gesetzentwurfs lassen sich wie folgt zusammenfassen: 

Planerische Ausweisung von Beschleunigungsgebieten 

Im BauGB sowie im ROG soll eine Verpflichtung geregelt werden, sogenannte Beschleuni-
gungsgebiete für erneuerbare Energie gemäß Art. 15c der Richtlinie (EU) 2018/2001 aus-
zuweisen.  

Genehmigungsverfahren in Beschleunigungsgebieten 

Für Vorhaben im Bereich Windenergie an Land in den Beschleunigungsgebieten werden 
die Anforderungen an die Genehmigungsverfahren im Windenergieflächenbedarfsgesetz 
geregelt. Die Erleichterungen der Richtlinie (EU) 2018/2001 im Bereich der Umweltverträg-
lichkeitsprüfung, bei der Prüfung nach § 34 des Bundesnaturschutzgesetzes, bei der arten-
schutzrechtlichen Prüfung und bei der Prüfung der Vereinbarkeit des Vorhabens mit den 
Bewirtschaftungszielen des Wasserhaushaltsgesetzes werden umgesetzt.  

Genehmigungsverfahren auch außerhalb von Beschleunigungsgebieten 

Die von der Richtlinie (EU) 2018/2001 vorgesehen Beschleunigungsmaßnahmen für alle 
Vorhaben auch außerhalb von Beschleunigungsgebieten werden im BImSchG umgesetzt. 

Monitoring der Beschleunigungsgebiete 

Um ein Monitoring zum Stand der Ausweisung von Beschleunigungsgebieten zu ermögli-
chen, werden die Vorschriften des Erneuerbare-Energien-Gesetzes zu Informations- und 
Berichtspflichten im Rahmen des Bund-Länder-Kooperationsausschusses erweitert. 

C. Alternativen 

Keine. Das Gesetz ist erforderlich, um die Vorgaben der Richtlinie (EU) 2018/2001 in der 
durch die Richtlinie (EU) 2023/2413 revidierten Fassung in den Bereichen Windenergie an 
Land und Solarenergie umzusetzen und bestehende Regelungen richtlinienkonform anzu-
passen.  

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand sind für Bund, Länder und Kommunen nicht 
zu erwarten. 

E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Für die Bürgerinnen und Bürger entsteht kein Erfüllungsaufwand. 
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E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Die Vorhabenträger werden durch die Änderungen im Windenergieflächenbedarfsgesetz 
entlastet, da die Zulassungsverfahren in Beschleunigungsgebieten vereinfacht werden. Die 
Anpassungen sehen zwar Minderungsmaßnahmen bzw. Zahlungen in Artenhilfspro-
gramme vor. In der Summe ist aber von einer Entlastung auszugehen, da aufwendige Kar-
tierungen und umfangreiche Nachweise im Rahmen der Antragsunterlagen entfallen  

Durch die Änderung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes entsteht für die Wirtschaft kein 
Erfüllungsaufwand. 

Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten 

Keine. 

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Durch die Änderungen des Baugesetzbuchs und des Raumordnungsgesetzes entsteht kein 
Erfüllungsaufwand auf Ebene des Bundes. Für die Planungsträger auf Ebene der Länder, 
der Regionen und der Gemeinden entsteht ein Mehraufwand.  

Durch die Änderung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes und des Windenergieflächen-
bedarfsgesetzes entsteht auf der Ebene des Bundes kein Erfüllungsaufwand; auch für die 
Verwaltung der Länder ist kein zusätzlicher Erfüllungsaufwand zu erwarten.  

F. Weitere Kosten 

Das Gesetz verursacht weder sonstige Kosten für die Wirtschaft noch Kosten für die sozi-
alen Sicherungssysteme. Kostenüberwälzungen, die zu einer Erhöhung von Einzelpreisen 
führen und Auswirkungen auf das allgemeine Preisniveau, insbesondere auf das Verbrau-
cherpreisniveau, haben, sind nicht zu erwarten. 



 - 4 - Bearbeitungsstand: 02.04.2024  13:18 

Referentenentwurf des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Klimaschutz, des Bundesministeriums für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen und des Bundesministeriums für 
Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucher-
schutz 

Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2023/2413 
im Bereich Windenergie an Land und Solarenergie *) 

Vom ... 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

Artikel 1 

Änderung des Windenergieflächenbedarfsgesetzes 

Das Windenergieflächenbedarfsgesetz vom 20. Juli 2022 (BGBl. I S. 1353), das zuletzt 
durch … [aktualisieren: Fundstelle Solarpaket] geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Der Bezeichnung des Gesetzes werden folgende Wörter angefügt:  

„und zur Genehmigungserleichterung in bestimmten Gebieten für 
erneuerbare Energien“ 

2. Dem § 2 wird folgende Nummer 4 angefügt: 

4. „ Beschleunigungsgebiet für Windenergie an Land: 
Gebiet nach § 249a des Baugesetzbuchs, nach § 28 des Raumordnungsgesetzes 
und nach § 6a. 

5. Beschleunigungsgebiet für Solarenergie: Gebiet nach § 249c des Baugesetzbu-
ches und nach § 29 des Raumordnungsgesetzes.“ 

3. Die Überschrift des § 6 wird wie folgt gefasst:  

§ 6„ 

Genehmigungserleichterung in Windenergiegebieten“. 

4. Nach § 6a werden die folgenden § 6b und § 6c eingefügt: 

                                                
*) Dieses Gesetz dient der Umsetzung von Artikel 1 der Richtlinie (EU) 2023/2413 des europäischen 

Parlaments und des Rates vom 18. Oktober 2023 zur Änderung der Richtlinie (EU) 2018/2001, der 
Verordnung (EU) 2018/1999 und der Richtlinie 98/70/EG im Hinblick auf die Förderung von Energie 
aus erneuerbaren Quellen und zur Aufhebung der Richtlinie (EU) 2015/652 des Rates. 
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„§ 6b 

Genehmigungserleichterungen in Beschleunigungsgebieten für Windenergie an Land 

(1) Wird die Errichtung und der Betrieb oder die Änderung der Lage, der Beschaffen-
heit oder des Betriebs einer Windenergieanlage an Land und der dazugehörigen Nebenan-
lagen im Sinne des § 3 Nummer 15a des Erneuerbaren-Energien-Gesetzes in einem Be-
schleunigungsgebiet für Windenergie an Land beantragt, ist im Zulassungsverfahren: 

1. abweichend von den Vorschriften des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprü-
fung eine Umweltverträglichkeitsprüfung, 

2. abweichend von § 34 Absatz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes eine Prüfung in Bezug 
auf Natura 2000-Gebiete, 

3. abweichend von den Vorschriften des § 44 Absatz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes 
eine artenschutzrechtliche Prüfung und 

4. abweichend von den Vorschriften des § 27 des Wasserhaushaltsgesetzes eine Prü-
fung der dort genannten Bewirtschaftungsziele 

nicht durchzuführen, sofern Maßnahmen nach Absatz 2, 3 oder 4 angeordnet werden. 
Satz 1 Nummer 1 gilt nicht für Vorhaben, für die nach § 54 des Gesetzes über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung eine grenzüberschreitende Umweltverträglichkeitsprüfung durchzu-
führen ist. 

(2) Die zuständige Behörde führt stattdessen ein Überprüfungsverfahren auf Grund-
lage vorhandener Daten durch. Die Daten müssen eine ausreichende räumliche Genauig-
keit aufweisen und dürfen zum Zeitpunkt der Entscheidung über den Genehmigungsantrag 
in der Regel nicht älter als fünf Jahre sein. Für das Überprüfungsverfahren legt der Träger 
des Vorhabens Unterlagen über die Einhaltung der gemäß § 249a des Baugesetzbuches 
oder gemäß § 28 des Raumordnungsgesetzes festgelegten Maßnahmen und über etwaige 
von ihm vorgeschlagene Maßnahmen vor, sowie Informationen darüber, wie mit diesen 
Maßnahmen Umweltauswirkungen begegnet wird. Die Unterlagen sind zusätzlich zu den 
nach Fachrecht erforderlichen Unterlagen vorzulegen. Die zuständige Behörde überprüft, 
ob das Vorhaben auch bei Durchführung der Maßnahmen höchstwahrscheinlich erhebliche 
unvorhergesehene nachteilige Umweltauswirkungen angesichts der ökologischen Empfind-
lichkeit des Gebiets nach Nummer 2 der Anlage 3 zum Gesetz über die Umweltverträglich-
keitsprüfung haben wird, die bei der Umweltprüfung nach § 8 des Raumordnungsgesetzes 
oder des § 2 Absatz 4 des Baugesetzbuchs nicht ermittelt wurden, und dadurch die Einhal-
tung der Vorschriften der §§ 34 und 44 Absatz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes und § 27 
des Wasserhaushaltsgesetzes nicht gewährleistet ist. Sie prüft weiter, ob für das Vorhaben 
eine Pflicht zur grenzüberschreitenden Umweltverträglichkeitsprüfung nach § 54 des Ge-
setzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. Sind die Unterlagen für das Über-
prüfungsverfahren vollständig, schließt die zuständige Behörde das Verfahren innerhalb 
von 45 Tagen ab, bei Anträgen nach § 16b Absatz 1 des Bundes-Immissionsschutzgeset-
zes innerhalb von 30 Tagen. 

(3) Trifft die zuständige Behörde im Überprüfungsverfahren nach Absatz 2 innerhalb 
der Frist nach Absatz 2 Satz 7 keine begründete Entscheidung darüber, ob höchstwahr-
scheinlich Auswirkungen im Sinne des Absatzes 2 Satz 5 zu erwarten sind, die nicht durch 
Maßnahmen nach Absatz 3 Satz 1 gemindert werden können, gelten die Vorschriften nach 
§§ 34 und 44 Absatz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes und § 27 des Wasserhaushaltsge-
setzes als eingehalten. Trifft die zuständige Behörde eine begründete Entscheidung nach 
Satz 1, wird sie auf der Internetseite der Behörde für die Öffentlichkeit zugänglich gemacht. 

(4) Ergibt das Überprüfungsverfahren, dass höchstwahrscheinlich keine Auswirkun-
gen im Sinne des Absatzes 2 Satz 5 zu erwarten sind, so ordnet die Genehmigungsbehörde 
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die erforderlichen Maßnahmen im Genehmigungsbescheid an. Mit Durchführung der ange-
ordneten Maßnahmen ist die Einhaltung der Vorschriften der §§ 34 und 44 Absatz 1 des 
Bundesnaturschutzgesetzes und des § 27 des Wasserhaushaltsgesetzes gewährleistet. 
Die Anforderungen nach sonstigen Vorschriften des Fachrechts bleiben unberührt. 

(5) Ergibt das Überprüfungsverfahren, dass höchstwahrscheinlich Auswirkungen im 
Sinne des Absatzes 2 Satz 5 zu erwarten sind, ordnet die zuständige Behörde geeignete 
und verhältnismäßige Minderungsmaßnahmen im Hinblick auf diese Auswirkungen an. So-
weit solche Maßnahmen nicht verfügbar sind, ordnet die zuständige Behörde geeignete und 
verhältnismäßige Ausgleichsmaßnahmen an. Die Anforderungen nach sonstigen Vorschrif-
ten des Fachrechts bleiben unberührt. 

(6) Soweit Maßnahmen für den Schutz von Arten nicht verfügbar oder Daten nicht 
vorhanden sind, hat der Betreiber eine Zahlung in Geld zu leisten. Die Zahlung ist von der 
zuständigen Behörde zusammen mit der Genehmigung für die Dauer des Betriebes als 
jährlich zu leistender Betrag festzusetzen. Die Höhe der Zahlung beträgt: 

1. 450 Euro je Megawatt installierter Leistung, sofern Schutzmaßnahmen für Vögel ange-
ordnet werden, die die Abregelung von Windenergieanlagen betreffen, oder Schutz-
maßnahmen, deren Investitionskosten höher als 17 000 Euro je Megawatt liegen, 

2. ansonsten 3 000 Euro je Megawatt installierter Leistung. 

Sie ist von dem Betreiber der Windenergieanlage als zweckgebundene Abgabe an den 
Bund zu leisten. Die Mittel werden vom Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, nuk-
leare Sicherheit und Verbraucherschutz bewirtschaftet. Sie sind für Maßnahmen nach 
§ 45d Absatz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes zu verwenden, für die nicht bereits nach 
anderen Vorschriften eine rechtliche Verpflichtung besteht und die der Sicherung oder Ver-
besserung des Erhaltungszustandes der durch den Betrieb von Windenergieanlagen be-
troffenen Arten dienen. Das Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz soll im Ein-
vernehmen mit dem Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und 
Verbraucherschutz durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates die Einzel-
heiten der nach Satz 5 erforderlichen Zahlung bestimmen. Eine Ausnahme nach § 45 Ab-
satz 7 des Bundesnaturschutzgesetzes ist bei der Zulassung des Vorhabens nicht erforder-
lich.  

(7) § 6 ist vorrangig anzuwenden. 

(8) Von den in den Absätzen 1 bis 6 getroffenen Regelungen des Verwaltungsverfah-
rens kann durch Landesrecht nicht abgewichen werden. 

§ 6c 

Genehmigungserleichterungen in Beschleunigungsgebieten für Solarenergie 

(1) Wird die Errichtung, der Betrieb oder die Änderung der Lage, der Beschaffenheit 
oder des Betriebs einer Anlage zur Erzeugung von Strom oder Wärme aus solarer Strah-
lungsenergie (Solarenergieanlage), der dazugehörigen Nebenanlagen im Sinne des § 3 
Nummer 15a des Erneuerbaren-Energien-Gesetzes und der dazugehörigen, nicht planfest-
stellungsbedürftigen Energiespeicheranlagen im räumlichen Zusammenhang mit der Solar-
energieanlage, in einem für diese Vorhaben ausgewiesenen Beschleunigungsgebiet für So-
larenergieanlagen beantragt, ist 

1. [abweichend von den Vorschriften des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprü-
fung, soweit danach für das jeweilige Vorhaben eine Pflicht zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung besteht, eine Umweltverträglichkeitsprüfung] 
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2. abweichend von § 34 Absatz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes eine Prüfung in Bezug 
auf Natura 2000-Gebiete, 

3. abweichend von den Vorschriften des § 44 Absatz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes 
eine artenschutzrechtliche Prüfung und 

4. abweichend von den Vorschriften des § 27 des Wasserhaushaltsgesetzes eine Prü-
fung der dort genannten Bewirtschaftungsziele 

nicht durchzuführen, sofern Maßnahmen nach Absatz 2, 3 oder 4 angeordnet werden.  

(2) Die zuständige Behörde führt stattdessen ein Überprüfungsverfahren auf Grund-
lage vorhandener Daten durch. Die Daten müssen eine ausreichende räumliche Genauig-
keit aufweisen und dürfen zum Zeitpunkt der Entscheidung über den Genehmigungsantrag 
in der Regel nicht älter als fünf Jahre sein. Für das Überprüfungsverfahren legt der Träger 
des Vorhabens Unterlagen über die Einhaltung der gemäß § 249c des Baugesetzbuches 
oder gemäß § 28 des Raumordnungsgesetzes festgelegten Maßnahmen und über etwaige 
von ihm vorgeschlagene Maßnahmen vor, sowie Informationen darüber, wie mit diesen 
Maßnahmen Umweltauswirkungen begegnet wird. Die Unterlagen sind zusätzlich zu den 
nach Fachrecht erforderlichen Unterlagen vorzulegen. Die zuständige Behörde überprüft, 
ob das Vorhaben auch bei Durchführung der Maßnahmen höchstwahrscheinlich erhebliche 
unvorhergesehene nachteilige Umweltauswirkungen angesichts der ökologischen Empfind-
lichkeit des Gebiets nach Nummer 2 der Anlage 3 zum Gesetz über die Umweltverträglich-
keitsprüfung haben wird, die bei der Umweltprüfung nach § 8 des Raumordnungsgesetzes 
oder des § 2 Absatz 4 des Baugesetzbuchs nicht ermittelt wurden, und dadurch die Einhal-
tung der Vorschriften der §§ 34 und 44 Absatz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes und § 27 
des Wasserhaushaltsgesetzes nicht gewährleistet ist.  

(3) Ergibt das Überprüfungsverfahren, dass höchstwahrscheinlich keine Auswirkun-
gen im Sinne des Absatzes 2 Satz 5 zu erwarten sind, so ordnet die Genehmigungsbehörde 
die erforderlichen Maßnahmen im Genehmigungsbescheid an. Mit Durchführung der ange-
ordneten Maßnahmen ist die Einhaltung der Vorschriften der §§ 34 und 44 Absatz 1 des 
Bundesnaturschutzgesetzes und § 27 des Wasserhaushaltsgesetzes gewährleistet. Die 
Anforderungen nach sonstigen Vorschriften des Fachrechts bleiben unberührt. 

(4) Ergibt das Überprüfungsverfahren, dass höchstwahrscheinlich Auswirkungen im 
Sinne des Absatzes 2 Satz 5 zu erwarten sind, ordnet die zuständige Behörde geeignete 
und verhältnismäßige Minderungsmaßnahmen im Hinblick auf diese Auswirkungen an. So-
weit solche Maßnahmen nicht verfügbar sind, ordnet die zuständige Behörde geeignete und 
verhältnismäßige Ausgleichsmaßnahmen an. Die Anforderungen nach sonstigen Vorschrif-
ten des Fachrechts bleiben unberührt. 

(5) Ein Vorhaben auf entwässerten Moorböden ist nur zulässig, wenn diese mit der 
Errichtung der Solaranlage dauerhaft wiedervernässt werden. Die Anforderung ist vor Inbe-
triebnahme der Anlage durch Vorlage der wasserrechtlichen Zulassung nachzuweisen; in-
nerhalb von fünf Jahren nach Inbetriebnahme ist der Abschluss der Wiedervernässung 
nachzuweisen. Anstelle der in Satz 2 genannten Nachweise kann auch die Zahlungsbe-
rechtigung einer Solaranlage nach § 37 Absatz 1 Nummer 3 Buchstabe e oder das Inbe-
triebnahmeprotokoll einer Solaranlage nach § 48 Absatz 1 Nummer 5 Buchstabe e des Er-
neuerbare-Energien-Gesetzes vorgelegt werden. 

(6) Soweit Maßnahmen für den Schutz von Arten nicht verfügbar oder Daten nicht 
vorhanden sind, hat der Betreiber eine Zahlung in Geld zu leisten. Die Zahlung ist von der 
zuständigen Behörde zusammen mit der Genehmigung für die Dauer des Betriebes als 
jährlich zu leistender Betrag festzusetzen. Die Höhe der Zahlung beträgt [25] Euro je Me-
gawatt installierter Leistung. Sie ist von dem Betreiber der Solarenergieanlage als zweck-
gebundene Abgabe an den Bund zu leisten. Die Mittel werden vom Bundesministerium für 
Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz bewirtschaftet. Sie sind 
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für Maßnahmen nach § 45d Absatz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes zu verwenden, für 
die nicht bereits nach anderen Vorschriften eine rechtliche Verpflichtung besteht und die 
der Sicherung oder Verbesserung des Erhaltungszustandes der durch den Betrieb von So-
larenergieanlagen betroffenen Arten dienen. Das Bundesministerium für Wirtschaft und Kli-
maschutz soll im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, nuk-
leare Sicherheit und Verbraucherschutz durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun-
desrates die Einzelheiten der nach Satz 5 erforderlichen Zahlung bestimmen. Eine Aus-
nahme nach § 45 Absatz 7 des Bundesnaturschutzgesetzes ist bei der Zulassung des Vor-
habens nicht erforderlich.“ 

Artikel 2 

Änderung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 

Das Bundes-Immissionsschutzgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 
17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274; 2021 I S. 123), das zuletzt durch Artikel 11 Absatz 3 des 
Gesetzes vom 26. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 202) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert: 

1. In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu § 10 folgende Angabe eingefügt: 

„§10a Sonderregelungen für das Genehmigungsverfahren bei Vorhaben nach der Richtlinie (EU) 2018/2001“. 

2. § 10 Absatz 5a wird aufgehoben. 

3. Nach § 10 wird folgender § 10a eingefügt: 

„§ 10a 

Sonderregelungen für das Genehmigungsverfahren bei Vorhaben nach der Richtlinie 
2018/2001 

(1) Die nachstehenden Absätze finden ergänzend Anwendung, wenn das Vorha-
ben eine Anlage betrifft, die in den Anwendungsbereich der Richtlinie (EU) 2018/2001 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2018 zur Förderung 
der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen (Neufassung) (ABl. L 328 vom 
21.12.2018, S. 82; L 311 vom 25.9.2020, S. 11) in der jeweils geltenden Fassung fällt. 

(2) Auf Antrag des Trägers des Vorhabens werden das Genehmigungsverfahren 
sowie alle sonstigen Zulassungsverfahren, die für die Durchführung des Vorhabens 
nach Bundes- oder Landesrecht erforderlich sind, über eine einheitliche Stelle abgewi-
ckelt. 

(3) Die einheitliche Stelle nach Absatz 2 stellt ein Verfahrenshandbuch für Träger 
von Vorhaben bereit und macht diese Informationen auch im Internet zugänglich. Dabei 
geht sie gesondert auch auf kleinere Vorhaben im Bereich erneuerbare Energie und 
Vorhaben zur Eigenversorgung mit Elektrizität und Erneuerbare-Energie-Gemein-
schaften ein. In den im Internet veröffentlichten Informationen weist die einheitliche 
Stelle auch darauf hin, für welche Vorhaben sie zuständig ist und welche weiteren ein-
heitlichen Stellen im jeweiligen Land für Vorhaben nach Absatz 1 zuständig sind. 

(4) § 7 der Verordnung über das Genehmigungsverfahren ist mit folgenden Maßgaben 
anzuwenden: 



 - 9 - Bearbeitungsstand: 02.04.2024  13:18 

1. Sind der Antrag und die Unterlagen vollständig, bestätigt die Genehmigungsbehörde 
die Vollständigkeit des Antrags spätestens innerhalb von  

a) 30 Tagen nach Eingang des Antrags, wenn der Antrag ein Vorhaben in einem Be-
schleunigungsgebiet nach § 2 Nummer 4 des Windenergieflächenbedarfsgeset-
zes betrifft, 

b) 45 Tagen nach Eingang des Antrags, wenn der Antrag ein Vorhaben außerhalb 
eines Beschleunigungsgebiets nach § 2 Nummer 4 des Windenergieflächenbe-
darfsgesetzes betrifft. 

Sind der Antrag oder die Unterlagen nicht vollständig, hat die Genehmigungsbehörde 
den Antragsteller innerhalb des Zeitraums nach Satz 1 aufzufordern, den Antrag oder 
die Unterlagen unverzüglich zu ergänzen. 

2. Nach Eingang der vollständigen Antragsunterlagen erstellt die Genehmigungsbehörde 
einen Zeitplan für das weitere Verfahren und teilt diesen Zeitplan in den Fällen des 
Absatzes 2 der einheitlichen Stelle, andernfalls dem Antragsteller mit. 

(5) Ab dem 21. November 2025 ist das Genehmigungsverfahren elektronisch 
durchzuführen. 

(6) Die Dauer des Genehmigungsverfahrens umfasst nicht die Dauer für gericht-
liche Rechtsbehelfe und Rechtsmittel, andere Gerichtsverfahren sowie alternative 
Streitbeilegungsverfahren einschließlich Beschwerdeverfahren und nichtgerichtlichen 
Berufungsverfahren und Rechtsbehelfe. Satz 1 findet keine Anwendung, soweit die 
dort genannten Zeiträume mit anderen behördlichen Etappen des Genehmigungsver-
fahrens zusammenfallen.“ 

4. § 23b wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3a wird aufgehoben. 

b) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 4a eingefügt: 

„(4a) §10a ist entsprechend anzuwenden.“ 

Artikel 3 

Änderung des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 

Das Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 18. März 2021 (BGBl. I S. 540), das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 
22. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 409) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu § 14b gestrichen. 

2. Dem § 2 wird folgender Absatz 12 angefügt: 

(12) „ Städtebauprojekte sind Bauvorhaben einer gewissen Größe, die ihrem Wesen 
nach städtisch sind und daher Wohnbauten, Geschäftsbauten oder Bauten, die Sozial-
, Bildungs- und Freizeiteinrichtungen einschließlich der dafür vorgesehenen Infrastruk-
tur beinhalten.“ 

3. § 14b wird aufgehoben. 
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4. In Anlage 1 Nummer 18.7 werden die Wörter „Städtebauprojektes für sonstige bauliche 
Anlagen“ ersetzt durch die Wörter „sonstigen Städtebauprojektes“. 

5. In Anlage 5 wird nach Nummer 1.18 die folgende Nummer 1.19 eingefügt: 

„1.19 Infrastrukturgebietepläne nach § 12j des Energiewirtschaftsgesetzes“. 

Artikel 4 

Änderung des Baugesetzbuchs 

Das Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 
(BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Dezember 2023 (BGBl. 
2023 I Nr. 394) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe zu § 245f wird wie folgt gefasst: 

„§ 245f Überleitungsvorschriften aus Anlass des Gesetzes zur Stärkung der Digitalisierung im Bauleitplanverfah-
ren und zur Änderung weiterer Vorschriften sowie des Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 
2023/2413 im Bereich Windenergie an Land und Solarenergie; Evaluierung“. 

b) Die Angaben zu den §§ 249a und 249b werden durch die folgenden Angaben er-
setzt: 

„§ 249a Beschleunigungsgebiete für Windenergie an Land 

§ 249b Sonderregelungen für Erneuerbare-Energien-Gebiete, insbesondere Solarenergiegebiete  

§ 249c Beschleunigungsgebiete für Solarenergie 

§ 249d Sonderregelung für Vorhaben zur Herstellung oder Speicherung von Wasserstoff aus erneuerbaren Energien 

§ 249e Verordnungsermächtigungen zum Ausbau der erneuerbaren Energien in Abbaubereichen des Braunkohletage-
baus.“ 

c) Nach der Angabe zu Anlage 2 wird folgende Angabe angefügt: 

„Anlage 3 (zu § 249a Absatz 2 Satz 3 und § 249c Absatz 2 Satz 3)“. 

2. § 5 Absatz 2b wird wie folgt gefasst: 

„(2b) Für die Zwecke des § 35 Absatz 3 Satz 3, des § 249 Absatz 2, des § 249a 
Absatz 1 und des § 249b Absatz 1 und des § 249c Absatz 1 können sachliche Teilflä-
chennutzungspläne aufgestellt werden; sie können auch für Teile des Gemeindege-
biets aufgestellt werden.“ 

3. § 245f wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„§ 245f 

Überleitungsvorschriften aus Anlass des Gesetzes zur Stärkung der Digitalisie-
rung im Bauleitplanverfahren und zur Änderung weiterer Vorschriften sowie des 
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Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2023/2413 im Bereich Windenergie 
an Land und Solarenergie; Evaluierung“. 

b) Folgender Absatz 3 wird angefügt:  

(3) „ Abweichend von § 233 Absatz 1 sollen Windenergiegebiete im Sinne des 
§ 2 Nummer 1 des Windenergieflächenbedarfsgesetzes, für die vor dem … [ein-
setzen: Datum des Tages des Inkrafttretens dieses Gesetzes nach Artikel 7] ein 
Beschluss über die Aufstellung eines Flächennutzungsplans gefasst wurde, zu-
gleich als Beschleunigungsgebiete nach § 249a ausgewiesen werden.“ 

4. Nach § 249 werden die folgenden §§ 249a bis 249c eingefügt: 

„§ 249a 

Beschleunigungsgebiete für Windenergie an Land 

(1) Windenergiegebiete im Sinne des § 2 Nummer 1 des Windenergieflächenbedarfs-
gesetzes sind im Flächennutzungsplan zusätzlich als Beschleunigungsgebiete darzustel-
len. Die Darstellung ist ausgeschlossen, soweit ein Beschleunigungsgebiet 

1. in einem Natura 2000-Gebiet, in einem Naturschutzgebiet, einem Nationalpark oder in 
der Kern- und Pflegezone eines Biosphärenreservats im Sinne des Bundesnatur-
schutzgesetzes oder 

2. in einem Gebiet mit bedeutendem Vorkommen einer oder mehrerer durch den Ausbau 
der Windenergie betroffener Arten, das auf Grundlage von vorhandenen Daten zu be-
kannten Artvorkommen oder zu besonders geeigneten Lebensräumen ermittelt werden 
kann, 

liegt. 

(2) Im Falle möglicher negativer Umweltauswirkungen sind geeignete Regeln für 
wirksame Minderungsmaßnahmen für die Errichtung und den Betrieb von Anlagen und ih-
rem Netzanschluss darzustellen, um diese Auswirkungen zu vermeiden oder, falls dies 
nicht möglich ist, erheblich zu verringern. Abweichend von den Regelungen des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung sind Umweltauswirkungen nach Satz 1 nur Auswir-
kungen auf  

1. die Erhaltungsziele im Sinne des § 7 Absatz 1 Nummer 9 des Bundesnaturschutzge-
setzes, 

2. besonders geschützte Arten nach § 7 Absatz 2 Nummer 13 des Bundesnaturschutz-
gesetzes und 

3. die Bewirtschaftungsziele im Sinne des § 27 des Wasserhaushaltsgesetzes. 

Die Darstellung von Regeln für Minderungsmaßnahmen kann entsprechend dem Regel-
werk in Anlage 3 dieses Gesetzes erfolgen. 

(3) Eine Verletzung der Anforderungen der Absätze 1 bis 2 zur Ausweisung von Be-
schleunigungsgebieten ist für die Rechtswirksamkeit des Windenergiegebietes im Übrigen 
unbeachtlich. 
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§ 249b 

Sonderregelungen für Solarenergiegebiete 

(1) Die Gemeinde kann im Flächennutzungsplan grundsätzlich geeignete Bereiche im 
Außenbereich für bestimmte Vorhaben zur Nutzung solarer Strahlungsenergie, auch in 
Kombination und im räumlichen Zusammenhang mit bestimmten, nicht planfeststellungs-
pflichtigen Vorhaben zur Speicherung von elektrischer oder thermischer Energie, darstellen 
(Solarenergiegebiete). In diesen Gebieten sind die im Plan bezeichneten Vorhaben dann 
zulässig, wenn 

1. öffentliche Belange, soweit sie nicht bereits bei der Darstellung des Solarenergiege-
biets abgewogen worden sind, nicht entgegenstehen, 

2. die ausreichende Erschließung gesichert ist und 

3. die Voraussetzungen des § 35 Absatz 5 Satz 2 erster Halbsatz und Satz 3 hinsichtlich 
der Rückbau- und Bodenentsiegelungsverpflichtung gegeben sind. 

§ 36 ist entsprechend anzuwenden. 

(2) In Solarenergiegebieten können den im Plan bezeichneten Vorhaben nicht entge-
gengehalten werden: 

1. die Belange des Denkmalschutzes sowie die in § 35 Absatz 3 Satz 1 Nummer 4 und 7 
genannten Belange, 

2. eine Beeinträchtigung des Erholungswertes der Landschaft oder eine Verunstaltung 
des Orts- und Landschaftsbildes und 

3. Belange des Bodenschutzes, wenn durch Vorgaben im Plan sichergestellt wird, dass 
die natürlichen Funktionen des Bodens durch die Verwirklichung des Vorhabens vo-
raussichtlich nicht beeinträchtigt oder Beeinträchtigungen durch geeignete Ausgleichs-
maßnahmen vorzugsweise am Standort des Vorhabens kompensiert werden. 

Die Berücksichtigung der in Satz 1 genannten Belange im Rahmen der planerischen Ab-
wägung gemäß § 1 Absatz 7 bleibt unberührt. Sind aufgrund der Darstellung von Solar-
energiegebieten in einem Flächennutzungsplan Handlungen zu erwarten, denen Bestim-
mungen der Erklärung zur Unterschutzstellung eines Landschaftsschutzgebietes entgegen-
stehen, entscheidet die zuständige Behörde auf Antrag der Gemeinde über eine Ausnahme 
oder Befreiung von diesen Bestimmungen vor der Aufstellung, Änderung oder Ergänzung 
des Flächennutzungsplans. 

(3) Die Länder können durch Gesetz bestimmen, dass in Raumordnungsplänen fest-
gelegt werden kann, dass in Vorranggebieten für Solarenergie für die vorrangigen Vorha-
ben im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 der Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 bis 3 und Satz 3 sowie 
Absatz 2 gelten. 

(4) Soweit sich Solarenergiegebiete mit Windenergiegebieten im Sinne des § 2 Num-
mer 1 des Windenergieflächenbedarfsgesetzes überschneiden, ist der Windenergienut-
zung der Vorrang einzuräumen. Dazu ist für Vorhaben im Sinne von Absatz 1 Satz 1 als 
weitere Zulässigkeitsvoraussetzung eine Verpflichtungserklärung abzugeben, das Vorha-
ben zurückzubauen oder seinen Rückbau zu dulden, soweit dies für die Errichtung, die 
Änderung oder den Betrieb einer vorrangigen Windenergieanlage erforderlich ist. Die Ge-
nehmigungsbehörde soll die Einhaltung dieser Verpflichtung entsprechend § 35 Absatz 5 
Satz 3 sicherstellen. 
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§ 249c 

Beschleunigungsgebiete für Solarenergie 

(1) Solarenergiegebiete im Sinne des § 249b Absatz 1 können im Flächennutzungs-
plan zusätzlich als Beschleunigungsgebiete dargestellt werden. Soweit ein Beschleuni-
gungsgebiet 

1. in einem Natura 2000-Gebiet, in einem Naturschutzgebiet, einem Nationalpark, in der 
Kern- und Pflegezone eines Biosphärenreservats im Sinne des Bundesnaturschutzge-
setzes, in einem nationalen Naturmonument im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes 
oder 

2. in einem Gebiet mit bedeutendem Vorkommen einer oder mehrerer Arten, die das Ge-
biet regelmäßig nutzen und bei denen ein dauerhafter Verlust des Lebensraums durch 
den Ausbau der Solarenergie wahrscheinlich ist, 

liegt, gilt die Darstellung nur für dortige Flächen, die künstlich oder bereits bebaut sind und 
als nicht ökologisch sensibel eingeschätzt werden. Gewässer sind von der Darstellung als 
Beschleunigungsgebiet ausgeschlossen. 

(2) Im Falle möglicher negativer Umweltauswirkungen sind geeignete Regeln für wirk-
same Minderungsmaßnahmen darzustellen, um diese Auswirkungen zu vermeiden oder, 
falls dies nicht möglich ist, erheblich zu verringern. Abweichend von den Regelungen des 
Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung sind Umweltauswirkungen nach Satz 1 
nur Auswirkungen auf  

1. die Erhaltungsziele im Sinne des § 7 Absatz 1 Nummer 9 des Bundesnaturschutzge-
setzes, 

2. besonders geschützte Arten nach § 7 Absatz 2 Nummer 13 des Bundesnaturschutz-
gesetzes und 

3. die Bewirtschaftungsziele im Sinne des § 27 des Wasserhaushaltsgesetzes. 

Die Darstellung von Regeln für Minderungsmaßnahmen kann entsprechend dem Regel-
werk in Anlage 3 erfolgen. 

(3) Eine Verletzung der Anforderungen der Absätze 1 und 2 zur Darstellung von Be-
schleunigungsgebieten ist für die Rechtswirksamkeit des Solarenergiegebietes im Übrigen 
unbeachtlich.“ 

5. Die bisherigen §§ 249a und 249b werden die §§ 249d und 249e. 

6. Nach Anlage 2 wird folgende Anlage 3 eingefügt:  

„Anlage 3 

(zu § 249a Absatz 2 Satz 3 und § 249c Absatz 2 Satz 3) 

[Regeln für Minderungsmaßnahmen  

Abschnitt 1: Regeln für Minderungsmaßnahmen für Windenergie an Land 

Bei der Zulassung von Windenergieanlagen an Land und der dazugehörigen Neben-
anlagen in Beschleunigungsgebieten sind wirksame Minderungsmaßnahmen anzuord-
nen, um mögliche negative Auswirkungen auf die Erhaltungsziele im Sinne des § 7 
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Absatz 1 Nummer 9 des Bundesnaturschutzgesetzes, auf besonders und streng ge-
schützte Arten nach § 7 Absatz 2 Nummer 13 und 14 des Bundesnaturschutzgesetzes 
und auf die Bewirtschaftungsziele im Sinne des § 27 des Wasserhaushaltsgesetzes 
(negative Auswirkungen) zu vermeiden, oder falls dies nicht möglich ist, erheblich zu 
verringern. 

Folgende Regeln für Minderungsmaßnahmen gem. § 249a Abs. 3 BauGB sind bei der 
Anordnung zu beachten: 

1. Allgemeine Regeln  

 Im Zuge der Ausweisung eines Beschleunigungsgebietes erfolgt die Zusam-
menstellung von Regeln zur Anordnung und Durchführung geeigneter Minde-
rungsmaßnahmen. Diese sind auf die Besonderheiten des jeweiligen Beschleu-
nigungsgebietes und die damit einhergehenden möglichen negativen Auswir-
kungen abzustimmen.  

 Die Zusammenstellung der Regeln erfolgt unter Berücksichtigung der vorha-
benspezifischen Wirkfaktoren sowie der zu identifizierenden Arten und Lebens-
räume, für die negative Auswirkungen zu erwarten sind. 

 Die Regeln beinhalten einen Maßnahmenkatalog für bau-, anlage- und be-
triebsbedingt erforderliche Minderungsmaßnahmen für das jeweilige Beschleu-
nigungsgebiet.  

 Die Genehmigungsbehörden haben aus einem Maßnahmenkatalog für jedes 
Beschleunigungsgebiet geeignete und wirksame Minderungsmaßnahmen an-
zuordnen. Hierfür wird den Landesbehörden ein Bundesleitfaden zur Verfügung 
gestellt. 

 Als Regeln für die Anordnung von Minderungsmaßnahmen auf der Genehmi-
gungsebene sind Kriterien festzulegen, anhand derer aus dem Maßnahmenka-
talog konkrete Maßnahmen auszuwählen sind.  

2. Regeln für die Anordnung von Minderungsmaßnahmen für den Arten- und Ha-
bitatschutz 

Um negative Auswirkungen auf besonders und streng geschützte Arten sowie auf für 
die Wahrung der Erhaltungsziele wesentliche Arten und Lebensräume der Natura 
2000-Gebiete zu vermeiden, sind Maßnahmen für baubedingte, anlagenbedingte und 
betriebsbedingte Beeinträchtigungen/negative Auswirkungen durch Windenergieanla-
gen und Nebenanlagen anzuordnen. Die Maßnahmen müssen geeignet und wirksam 
sein, um den Eintritt der Verbotstatbestände nach § 44 Absatz 1 des Bundesnatur-
schutzgesetzes sowie mögliche erhebliche Beeinträchtigungen auf ein Natura 2000-
Gebiet im Sinne des § 34 Abs. 1 des Bundesnaturschutzgesetzes zu vermeiden. Bei 
der Ausweisung von Beschleunigungsgebieten hat der Planungsträger geeignete Re-
geln aufzustellen, um einen möglichst naturverträglichen Ausbau sicherzustellen. Hier-
bei soll er auch Regeln zur technischen Ausgestaltung in Betracht ziehen (z.B. Höhe 
der Rotorunterkante).  

Regeln zur Vermeidung bzw. Verringerung errichtungs-, anlage- und betriebsbedingte 
negativen Auswirkungen sind: 

 Anordnung von geeigneten und fachlich anerkannten Standard-Minderungs-
maßnahmen 
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 Anordnung von Maßnahmen zum Schutz von Vorkommen kollisionsgefährdeter 
Vogelarten und FFH-Anhang IV-Arten  

 Zum Schutz von Vorkommen kollisionsgefährdeter Brutvogelarten (Einzelbrut-
plätze) sind insbesondere Schutzmaßnahmen nach der Anlage 1 Abschnitt 2 
des Bundesnaturschutzgesetzes vorzusehen. 

 Zum Schutz von Fledermäusen sind bei Windenergieanlagen an Land stets Ab-
regelungen vorzusehen, die [in der Regel] auf Grundlage einer zweijährigen 
akustischen Erfassung der Fledermausaktivität im Gondelbereich anzupassen 
sind. 

 Anordnung von Maßnahmen zum Schutz von Vorkommen errichtungs-, anlage- 
und betriebsbedingt störungsempfindlicher Vogelarten und FFH-Anhang IV-Ar-
ten 

 Anordnung von Maßnahmen zum Schutz vor errichtungs-, anlage- und be-
triebsbedingtem Verlust von Fortpflanzungs- und Ruhestätten von Vogelarten 
und FFH-Anhang IV-Arten 

 Anordnung von Maßnahmen zum Schutz der für die Wahrung der Erhaltungs-
ziele wesentlichen Arten und Lebensräumen    

 bei Auswirkungen auf Brut- und Rastgebiete, Kolonien, Schlafplatzgemein-
schaften oder sonstige Ansammlungen kollisionsgefährdeter oder störungs-
empfindlicher Vogelarten sind geeignete und wirksame Minderungsmaßnah-
men anzuordnen.  

Die Konkretisierung der Regeln für Minderungsmaßnahmen im Sinne von Anlage 3 
sowie die Konkretisierung des Maßnahmenkataloges für die Ableitung und Anordnung 
von Minderungsmaßnahmen auf Genehmigungsebene erfolgt untergesetzlich. 

Neuartige Minderungsmaßnahmen können im Einzelfall für einen begrenzten Zeitraum 
in Form von Pilotprojekten auf der Zulassungsebene angeordnet werden, sofern die 
Wirksamkeit dieser Minderungsmaßnahmen genau überwacht wird und, falls sie sich 
als nicht wirksam erweisen sollten, sofort geeignete Schritte unternommen werden] 

3. Regeln für die Anordnung von Minderungsmaßnahmen für den Gewässer-
schutz 

Ist absehbar, dass die Bewirtschaftungsziele nach § 27 WHG etwa im Falle einer vor-
gesehenen Errichtung von Windenergieanlagen in einem oberirdischen Gewässer ein-
schließlich seines Ufers oder auf einer für die Gewässerentwicklung vorgesehenen an-
grenzenden Fläche nicht eingehalten werden können, ist dem, soweit erforderlich, ins-
besondere dadurch Rechnung zu tragen, dass von der Errichtung der Anlagen im Ge-
wässer bzw. auf dieser Fläche abgesehen wird und der Standort der Anlage entspre-
chend verlegt wird. ] 

Abschnitt 2: Regeln für Minderungsmaßnahmen für Solarenergieanlagen 

[wird noch im Rahmen der Ressortabstimmung ergänzt]“. 
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Artikel 5 

Änderung des Raumordnungsgesetzes 

Das Raumordnungsgesetz vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986), das zuletzt 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 88) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Nach der Angabe zu § 27 werden folgende Angaben eingefügt: 

„§ 28 Sonderregelung für Windenergie an Land 

§ 29 Sonderregelung für Solarenergie“ 

b)  Nach der Angabe zu Anlage 2 wird folgende Angabe angefügt: 

„Anlage 3 (zu § 28 Absatz 2 und § 29 Absatz 2)“. 

2. § 7 Absatz 3 Satz 6 und 7 wird aufgehoben. 

3. § 27 Absatz 4 wird aufgehoben.  

4. Nach § 27 werden die folgenden § 28 und § 29 eingefügt: 

„§ 28 

Sonderregelung für Windenergie an Land 

(1) Auf Windenergiegebiete nach § 2 Nummer 1 des Windenergieflächenbedarfsge-
setzes sind vorrangig die §§ 245e und 249 des Baugesetzbuchs anzuwenden; § 7 Absatz 
3 Satz 3 bis 5 findet keine Anwendung.  

(2) Windenergiegebiete nach § 2 Nummer 1a des Windenergieflächenbedarfsge-
setzes werden, soweit sie nicht in 

1. Natura 2000-Gebieten, Naturschutzgebieten, Nationalparks sowie Kern- und Pflegezo-
nen von Biosphärenreservaten im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes, 

2. Gebieten mit bedeutenden Vorkommen mindestens einer durch den Ausbau der Wind-
energie betroffenen Art, die auf Grundlage vorhandener Daten zu bekannten Artvor-
kommen oder zu besonders geeigneten Lebensräumen ermittelt werden können, 

liegen, zusätzlich als Beschleunigungsgebiete ausgewiesen. Im Rahmen laufender 
Planaufstellungsverfahren zur Ausweisung von Windenergiegebieten nach § 2 Nummer 1a 
des Windenergieflächenbedarfsgesetzes sollen jene Gebiete zugleich als Beschleuni-
gungsgebiete ausgewiesen werden; § 27 Absatz 1 ist insoweit nicht anzuwenden. Bei der 
Ausweisung der Beschleunigungsgebiete werden Regeln für wirksame Minderungsmaß-
nahmen für die Errichtung und den Betrieb von Anlagen und deren Netzanschluss festge-
legt, um mögliche negative Auswirkungen vorrangiger Vorhaben auf 

1. Erhaltungsziele nach § 7 Absatz 1 Nummer 9 des Bundesnaturschutzgesetzes, 

2.  besonders geschützte Arten nach § 7 Absatz 2 Nummer 13 des Bundesnaturschutz-
gesetzes und 
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3.  Bewirtschaftungsziele nach § 27 des Wasserhaushaltsgesetzes 

zu vermeiden oder, falls dies nicht möglich ist, erheblich zu verringern. Die Festlegung von 
Regeln für Minderungsmaßnahmen kann [entsprechend dem Regelwerk in Anlage 3 dieses 
Gesetzes erfolgen]. 

(3) Eine Verletzung der Vorschriften des Absatzes 2 über die zusätzliche Ausweisung 
als Beschleunigungsgebiet ist für die Rechtswirksamkeit des Vorranggebiets unbeachtlich. 

§ 29 

Sonderregelung für Solarenergie 

(1) Auf Vorranggebiete für Solarenergie findet § 7 Absatz 3 Satz 3 bis 5 keine Anwen-
dung. 

(2) Vorranggebiete für Solarenergie können, soweit sie nicht 

1. in Natura 2000-Gebieten, Naturschutzgebieten, Nationalparks, Kern- und Pflegezonen 
von Biosphärenreservaten sowie Nationalen Naturmonumenten im Sinne des Bun-
desnaturschutzgesetzes,  

2. in Gebieten mit bedeutenden Vorkommen mindestens einer Art, die das Gebiet regel-
mäßig nutzt und bei der ein dauerhafter Verlust des Lebensraums durch den Ausbau 
der Solarenergie wahrscheinlich ist, oder 

3. in und über Gewässern 

liegen, zusätzlich als Beschleunigungsgebiete ausgewiesen werden. § 28 Absatz 2 Satz 3 
und 4 sowie Absatz 3 finden entsprechend Anwendung.“ 

5. Nach Anlage 2 wird folgende Anlage 3 eingefügt: 

„Anlage 3 

(zu § 28 Absatz 2 und § 29 Absatz 2) 

[Regeln für Minderungsmaßnahmen  

Abschnitt 1: Regeln für Minderungsmaßnahmen für Windenergieanlagen an Land 

Bei der Zulassung von Windenergieanlagen an Land und der dazugehörigen Neben-
anlagen in Beschleunigungsgebieten sind wirksame Minderungsmaßnahmen anzuord-
nen, um mögliche negative Auswirkungen auf die Erhaltungsziele im Sinne des § 7 
Absatz 1 Nummer 9 des Bundesnaturschutzgesetzes, auf besonders und streng ge-
schützte Arten nach § 7 Absatz 2 Nummer 13 und 14 des Bundesnaturschutzgesetzes 
und auf die Bewirtschaftungsziele im Sinne des § 27 des Wasserhaushaltsgesetzes 
(negative Auswirkungen) zu vermeiden, oder falls dies nicht möglich ist, erheblich zu 
verringern. 

Folgende Regeln für Minderungsmaßnahmen gem. § 249a Abs. 3 BauGB sind bei der 
Anordnung zu beachten: 

1. Allgemeine Regeln  
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 Im Zuge der Ausweisung eines Beschleunigungsgebietes erfolgt die Zusam-
menstellung von Regeln zur Anordnung und Durchführung geeigneter Minde-
rungsmaßnahmen. Diese sind auf die Besonderheiten des jeweiligen Beschleu-
nigungsgebietes und die damit einhergehenden möglichen negativen Auswir-
kungen abzustimmen.  

 Die Zusammenstellung der Regeln erfolgt unter Berücksichtigung der vorha-
benspezifischen Wirkfaktoren sowie der zu identifizierenden Arten und Lebens-
räume, für die negative Auswirkungen zu erwarten sind. 

 Die Regeln beinhalten einen Maßnahmenkatalog für bau-, anlage- und be-
triebsbedingt erforderliche Minderungsmaßnahmen für das jeweilige Beschleu-
nigungsgebiet.  

 Die Genehmigungsbehörden haben aus einem Maßnahmenkatalog für jedes 
Beschleunigungsgebiet geeignete und wirksame Minderungsmaßnahmen an-
zuordnen. Hierfür wird den Landesbehörden ein Bundesleitfaden zur Verfügung 
gestellt. 

 Als Regeln für die Anordnung von Minderungsmaßnahmen auf der Genehmi-
gungsebene sind Kriterien festzulegen, anhand derer aus dem Maßnahmenka-
talog konkrete Maßnahmen auszuwählen sind. 

2. Regeln für die Anordnung von Minderungsmaßnahmen für den Arten- und Ha-
bitatschutz 

Um negative Auswirkungen auf besonders und streng geschützte Arten sowie auf für 
die Wahrung der Erhaltungsziele wesentliche Arten und Lebensräume der Natura 
2000-Gebiete zu vermeiden, sind Maßnahmen für baubedingte, anlagenbedingte und 
betriebsbedingte Beeinträchtigungen/negative Auswirkungen durch Windenergieanla-
gen und Nebenanlagen anzuordnen. Die Maßnahmen müssen geeignet und wirksam 
sein, um den Eintritt sämtlicher Verbotstatbestände nach § 44 Absatz 1 des Bundesna-
turschutzgesetzes sowie mögliche erhebliche Beeinträchtigungen auf ein Natura 2000-
Gebiet im Sinne des § 34 Abs. 1 des Bundesnaturschutzgesetzes zu vermeiden. Bei 
der Ausweisung von Beschleunigungsgebieten hat der Planungsträger geeignete Re-
geln aufzustellen, um einen möglichst naturverträglichen Ausbau sicherzustellen. Hier-
bei soll er auch Regeln zur technischen Ausgestaltung in Betracht ziehen (z.B. Höhe 
der Rotorunterkante).  

Regeln zur Vermeidung bzw. Verringerung errichtungs-, anlage- und betriebsbedingte 
negativen Auswirkungen sind: 

 Anordnung von geeigneten und fachlich anerkannten Standard-Minderungs-
maßnahmen 

 Anordnung von Maßnahmen zum Schutz von Vorkommen kollisionsgefährdeter 
Vogelarten und FFH-Anhang IV-Arten  

 Zum Schutz von Vorkommen kollisionsgefährdeter Brutvogelarten (Einzelbrut-
plätze) sind insbesondere Schutzmaßnahmen nach der Anlage 1 Abschnitt 2 
des Bundesnaturschutzgesetzes vorzusehen. 

 Zum Schutz von Fledermäusen sind bei Windenergieanlagen an Land stets Ab-
regelungen vorzusehen, die [in der Regel] auf Grundlage einer zweijährigen 
akustischen Erfassung der Fledermausaktivität im Gondelbereich anzupassen 
sind. 
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 Anordnung von Maßnahmen zum Schutz von Vorkommen errichtungs-, anlage- 
und betriebsbedingt störungsempfindlicher Vogelarten und FFH-Anhang IV-Ar-
ten 

 Anordnung von Maßnahmen zum Schutz vor errichtungs-, anlage- und be-
triebsbedingtem Verlust von Fortpflanzungs- und Ruhestätten von Vogelarten 
und FFH-Anhang IV-Arten 

 Anordnung von Maßnahmen zum Schutz der für die Wahrung der Erhaltungs-
ziele wesentlichen Arten und Lebensräumen    

 bei Auswirkungen auf Brut- und Rastgebiete, Kolonien, Schlafplatzgemein-
schaften oder sonstige Ansammlungen kollisionsgefährdeter oder störungs-
empfindlicher Vogelarten sind geeignete und wirksame Minderungsmaßnah-
men anzuordnen.  

Die Konkretisierung der Regeln für Minderungsmaßnahmen im Sinne von Anlage 3 
sowie die Konkretisierung des Maßnahmenkataloges für die Ableitung und Anordnung 
von Minderungsmaßnahmen auf Genehmigungsebene erfolgt untergesetzlich. 

Neuartige Minderungsmaßnahmen können im Einzelfall für einen begrenzten Zeitraum 
in Form von Pilotprojekten auf der Zulassungsebene angeordnet werden, sofern die 
Wirksamkeit dieser Minderungsmaßnahmen genau überwacht wird und, falls sie sich 
als nicht wirksam erweisen sollten, sofort geeignete Schritte unternommen werden. 

3. Regeln für die Anordnung von Minderungsmaßnahmen für den Gewässer-
schutz 

Ist absehbar, dass die Bewirtschaftungsziele nach § 27 WHG etwa im Falle einer vor-
gesehenen Errichtung von Windenergieanlagen in einem oberirdischen Gewässer ein-
schließlich seines Ufers oder auf einer für die Gewässerentwicklung vorgesehenen an-
grenzenden Fläche nicht eingehalten werden können, ist dem, soweit erforderlich, ins-
besondere dadurch Rechnung zu tragen, dass von der Errichtung der Anlagen im Ge-
wässer bzw. auf dieser Fläche abgesehen wird und der Standort der Anlage entspre-
chend verlegt wird.] 

Abschnitt 2: Regeln für Minderungsmaßnahmen für Solarenergieanlagen 

[wird noch im Rahmen der Ressortabstimmung ergänzt]“ 

Artikel 6 

Änderung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes 

Das Erneuerbare-Energien-Gesetz vom 21. Juli 2014 (BGBl. I S. 1066), das zuletzt 
durch … [aktualisieren: Fundstelle Solarpaket] geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 97 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 2 werden die Wörter „,das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176) geändert worden ist,“ durch die Wörter 
„in der jeweils geltenden Fassung“ ersetzt und das Wort „und“ gestrichen.  
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bb) In Nummer 3 wird der Punkt am Ende durch das Wort „und“ ersetzt. 

cc) Folgende Nummer 4 wird angefügt: „Beschleunigungsgebiete im Sinne des 
§ 2 Nummer 4 des Windenergieflächenbedarfsgesetzes“. 

b) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 4 wird das Wort „und“ gestrichen. 

bb) In Nummer 5 wird der Punkt am Ende durch das Wort „und“ ersetzt. 

cc) Folgende Nummer 6 wird angefügt: „zur Anzahl und zum Umfang der Be-
schleunigungsgebiete im Sinne des § 2 Nummer 4 des Windenergieflächen-
bedarfsgesetzes “. 

2. § 98 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach den Wörtern „Vorschriften des Windenergieflächenbedarfsgesetzes“ 
werden die Wörter „und von Beschleunigungsgebieten im Sinne des § 2 Num-
mer 4 des Windenergieflächenbedarfsgesetzes“ eingefügt.  

bb) In Nummer 2 werden nach dem Wort „werden“ die Wörter „und Beschleuni-
gungsgebiete im Sinne des § 2 Nummer 4 des Windenergieflächenbedarfsge-
setzes sind“ eingefügt.  

cc) In Nummer 4 werden nach dem Wort „Bauleitplanung“ die Wörter „,einschließ-
lich der Angabe, zu welchem Anteil es sich dabei um Beschleunigungsgebiete 
im Sinne des § 2 Nummer 4 des Windenergieflächenbedarfsgesetzes handelt“ 
eingefügt.  

b) Dem Absatz 5 wird folgender Satz angefügt: „Ab dem 1. Januar 2026 umfasst der 
Bericht nach Absatz 3 zusätzlich eine Bewertung zum Stand der Ausweisung von 
Beschleunigungsgebieten nach § 2 Nummer 4 des Windenergieflächenbedarfsge-
setzes.“ 

Artikel 7 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.  
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen 

Die Richtlinie (EU) 2023/2413 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Okto-
ber 2023 zur Änderung der Richtlinie (EU) 2018/2001, der Verordnung (EU) 2018/1999 und 
der Richtlinie 98/70/EG im Hinblick auf die Förderung von Energie aus erneuerbaren Quel-
len und zur Aufhebung der Richtlinie (EU) 2015/652 des Rates (ABl. L, 2023/2413, 
31.10.2023) ist am 20. November 2023 in Kraft getreten.  

Die geänderte Richtlinie (EU) 2018/2001 sieht vor, dass die Erzeugung von Energie aus 
erneuerbaren Quellen auf mindestens 42,5 Prozent bis zum Jahr 2030 gesteigert werden 
muss. Um dieses Ziel zu erreichen, sind in der Richtlinie Maßnahmen vorgesehen, um die 
Genehmigungsverfahren für Projekte im Bereich erneuerbarer Energien deutlich zu be-
schleunigen. Die Artikel 16 ff. der Richtlinie (EU) 2018/2001 enthalten hierzu Regelungen 
zum Verwaltungsverfahren bei der Genehmigung von Anlagen zur Produktion von Energie 
aus erneuerbaren Quellen. 

Eine wesentliche Beschleunigungsmaßnahme besteht darin, dass in den Mitgliedstaaten 
sogenannte Beschleunigungsgebiete für erneuerbare Energie ausgewiesen werden. In den 
Beschleunigungsgebieten werden Vorhaben sodann in einem vereinfachten und beschleu-
nigten Verfahren unter den besonderen Erleichterungen und Vorgaben des Artikels 16a 
zugelassen. 

Darüber hinaus trifft Artikel 16 Regelungen für alle unter die Richtlinie fallenden Genehmi-
gungsverfahren, Artikel 16b für Genehmigungsverfahren für Vorhaben außerhalb von Be-
schleunigungsgebieten. Damit soll eine weitere Vereinfachung und Verkürzung der Geneh-
migungsverfahren für Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer Energie insgesamt erreicht 
werden. Die Vorgaben gehen teilweise über bereits im Immissionsschutzrecht des Bundes 
vorhandene Regelungen hinaus.  

Die Bestimmungen der Richtlinie (EU) 2023/2413 sind von den Mitgliedstaaten grundsätz-
lich spätestens bis zum 21. Mai 2025 umzusetzen, wobei ein Teil der Regelungen im Be-
reich der Genehmigungsverfahren bereits bis zum 1. Juli 2024 umgesetzt werden muss.  

Die Änderungen fügen sich in die Gesamtlinie Deutschlands ein, seine gesamte Klima-, 
Energie- und Wirtschaftspolitik auf den 1,5-Grad-Klimaschutz-Pfad auszurichten, zu dem 
sich die Europäische Union im Rahmen des Übereinkommens von Paris verpflichtet hat. 
Die Stromversorgung soll im Jahr 2030 zu mindestens 80 Prozent auf erneuerbaren Ener-
gien beruhen. Für die Erreichung dieses Ziels sind massive Anstrengungen beim Ausbau 
der erneuerbaren Energien erforderlich. 

II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs 

Dieser Gesetzesentwurf setzt die planungs- und genehmigungsrechtlichen Bestimmungen 
der Richtlinie (EU) 2018/2001 in den Bereichen Windenergie an Land sowie Solarenergie 
um.  

Hierzu werden Änderungen im Windenergieflächenbedarfsgesetz (WindBG), im Bauge-
setzbuch (BauGB), Raumordnungsgesetz (ROG), im Bundes-Immissionsschutzgesetz 
(BImSchG) sowie im Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG 2023) vorgenommen. 
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Die wesentlichen Inhalte des Gesetzentwurfs lassen sich wie folgt zusammenfassen: 

Vorgaben für die Ausweisung von Beschleunigungsgebieten 

Im BauGB sowie im ROG soll geregelt werden, sogenannte Beschleunigungsgebiete für 
Windenergie an Land und Solarenergie gemäß Art. 15c der Richtlinie (EU) 2018/2001 aus-
zuweisen. 

Zulassungsverfahren in Beschleunigungsgebieten 

Für Vorhaben im Bereich der Windenergie an Land in den Beschleunigungsgebieten wer-
den Sonderregelungen über das Zulassungsverfahren geschaffen. Die Modifikationen und 
Erleichterungen der Richtlinie im Hinblick auf die Umweltverträglichkeits- und artenschutz-
rechtlichen Prüfung werden umgesetzt.  

Genehmigungsverfahren auch außerhalb von Beschleunigungsgebieten 

Die von der Richtlinie (EU) 2018/2001 vorgesehen Beschleunigungsmaßnahmen für alle 
Vorhaben auch außerhalb von Beschleunigungsgebieten werden im BImSchG umgesetzt. 

Monitoring der Beschleunigungsgebiete 

Um ein Monitoring zum Stand der Ausweisung von Beschleunigungsgebieten zu ermögli-
chen, werden die Vorschriften des Erneuerbare-Energien-Gesetzes zu Informations- und 
Berichtspflichten im Rahmen des Bund-Länder-Kooperationsausschusses erweitert. 

Keine gesetzliche Umsetzung erfordert dagegen Artikel 15b der Richtlinie (EU) 2018/2001. 
Die dort vorgesehene Erfassung des inländischen Flächenpotenzials erfolgt auf Grundlage 
der im Auftrag des Bundesministeriums für Wirtschaft und Klimaschutz erstellten Studie 
"Analyse der Flächenverfügbarkeit für Windenergie an Land post-2030". Anhand der für die 
Nutzung der Windenergie einschlägigen Kriterien werden hier die Potenzialflächen unter-
sucht und abgegrenzt. Es ist zu erwarten, dass der Umfang der dort dargestellten Potenzi-
alflächen über den für den nationalen Beitrag Deutschlands in Höhe eines Anteils von 40 
Prozent erneuerbarer Energien am Bruttoendenergieverbrauch zum EU-Gesamtziel bis 
zum Jahr 2030 erforderlichen Umfang deutlich hinausgehen wird. Die Ausweisung der Flä-
chen, welche mit den Ausbauzielen des EEG und dem im deutschen nationalen Energie- 
und Klimaplan festgelegten Zielpfaden im Einklang stehen, erfolgt in Deutschland in den 
Raumordnungs- oder Flächennutzungsplänen der Länder bzw. Kommunen. 

III. Alternativen 

Keine. Das Gesetz ist erforderlich, um die Vorgaben der Richtlinie (EU) 2018/2001 in der 
durch die Richtlinie (EU) 2023/2413 revidierten Fassung in den Bereichen Windenergie an 
Land und Solarenergie umzusetzen und bestehende Regelungen richtlinienkonform anzu-
passen. 

IV. Gesetzgebungskompetenz 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes für die Änderung des Windenergieflächenbe-
darfsgesetzes und des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (Artikel 1 und 6 dieses Gesetzes) 
ergibt sich aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 11 des Grundgesetzes (GG). Diese Artikel fal-
len in den Bereich des Rechts der Wirtschaft, das auch die Energiewirtschaft einschließlich 
der Erzeugung und Verteilung von Energie umfasst. Eine bundesgesetzliche Regelung im 
Sinne des Artikels 72 Absatz 2 GG ist zur Wahrung der Rechts- und Wirtschaftseinheit er-
forderlich. Das Windenergieflächenbedarfsgesetz und das Erneuerbare-Energien-Gesetz 
dienen der bundeseinheitlich ausgestalteten Förderung von klima- und umweltpolitisch 
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besonders gewünschter Technologien, speziell durch vereinfachte Vorgaben zur Zulassung 
der dazugehörigen Einrichtungen. Die Stromversorgung ist bundeseinheitlich zu regeln. Ein 
Bezug auf Landesgrenzen würde zu Wettbewerbsverzerrungen im länderübergreifend or-
ganisierten Strommarkt führen. Zum Teil stützen sich die Regelungen in Artikel 1 auch auf 
Artikel 74 Absatz 1 Nummer 29 (Naturschutz). 

Soweit Artikel 1 Regelungen zum Verwaltungsverfahren enthält, werden diese nach Arti-
kel 84 Absatz 1 Satz 5 GG ohne Abweichungsmöglichkeit durch die Länder geregelt (siehe 
den Entwurf des § 6b Absatz 7 WindBG). Das besondere Bedürfnis für eine bundesrechtli-
che Regelung ergibt sich aus den folgenden Erwägungen: § 6b des Windenergieflächen-
bedarfsgesetzes regelt die Zulassung von Windenergieanlagen an Land in Beschleuni-
gungsgebieten. Die Regelung enthält Sondervorschriften zu den Regelungen des immissi-
onsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens, das im Bundes-Immissionsschutzgesetz 
ebenfalls abweichungsfest geregelt ist (siehe § 73 BImSchG). Bundesrechtliche Standards 
sind bei der Genehmigung von Windenergieanlagen in Beschleunigungsgebieten ebenso 
erforderlich wie bei Vorhaben außerhalb von Beschleunigungsgebieten. Insofern gelten die 
Erwägungen, die im Bereich des Bundes-Immissionsschutzrechtes das Bedürfnis einer 
bundeseinheitlichen Regelung begründen (siehe zuletzt Bundestags-Drucksache 20/7502, 
Seite 16) entsprechend. Ohne die Vorschrift des § 6b Absatz 7 WindBG könnten die Länder 
von den Vorgaben des § 6b WindBG insoweit abweichen, wie die Richtlinie 2018/2001 den 
Mitgliedstaaten Spielräume bei der Umsetzung des europäischen Rechts lässt. Dies würde 
zu einem Auseinanderfallen der genehmigungsrechtlichen Anforderungen an Windenergie-
anlagen an Land in den verschiedenen Bundesländern führen. Bundeseinheitliche Stan-
dards sind jedoch erforderlich, um den erforderlichen Umweltschutz sowie die Funktionsfä-
higkeit des Wirtschaftsraumes der Bundesrepublik Deutschland auf einheitlichem Niveau 
zu gewährleisten und Wettbewerbsverzerrungen zu vermeiden. Diese Notwendigkeit bun-
deseinheitlicher Standards bezieht sich nicht nur auf materiellrechtliche, sondern auch auf 
verfahrensrechtliche Anforderungen, da die materiellen Standards nur mithilfe des entspre-
chenden Verfahrensrechts effektiv durchgesetzt werden können. Ein Auseinanderfallen des 
Zulassungsrechts für Windenergieanlagen würde erhebliche Hemmnisse für den Windener-
gieausbau an Land begründen, damit dem Beschleunigungsziel der Richtlinie (EU) 
2018/2001 zuwiderlaufen und das Erreichen der Ausbauziele des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes gefährden. Bei der Genehmigung von Anlagen ist eine bundesweite Standardi-
sierung des behördlichen Vorgehens Voraussetzung für eine effiziente Bearbeitung von 
Antragsunterlagen, eine bundesweit einheitliche Öffentlichkeitsbeteiligung und rasche be-
hördliche Entscheidungen. Einheitliche Standards gewährleisten hier zudem, dass Investi-
tionen nicht in Regionen verlagert werden, in denen Betreiber wirtschaftliche Vorteile ver-
muten, etwa weil sie davon ausgehen, dass behördliche Entscheidungen dort schneller er-
folgen oder Anforderungen weniger anspruchsvoll sind. Darüber hinaus setzen einfache 
und zügige Abstimmungen zwischen Behörden unterschiedlicher Länder sowie eine gleich-
mäßige Bürgerbeteiligung bei Vorhaben, bei denen mit länder- oder grenzüberschreitenden 
Auswirkungen zu rechnen ist, ein aufeinander abgestimmtes, einheitlichen Regeln folgen-
des Vorgehen verschiedener Verwaltungsträger voraus. Zuletzt würde das Tätigwerden 
von Windenergie-Projektierern in verschiedenen Bundesländern durch ein Auseinanderfal-
len des Zulassungsrechts erheblich erschwert und dadurch der Ausbau der Windenergie 
an Land verzögert. Artikel 1 regelt das Verwaltungsverfahren im Sinne des Artikel 84 Ab-
satz 1 Satz 5 des Grundgesetzes ohne Abweichungsmöglichkeit durch die Länder. Hieraus 
ergibt sich das Erfordernis der Zustimmung durch den Bundesrat. 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes für die Änderung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Artikel 2 dieses Gesetzes) folgt aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 11 (Recht 
der Wirtschaft) und aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 24 des Grundgesetzes. Hinsichtlich 
der Gesetzgebungskompetenz nach Artikel 74 Absatz 1 Nummer 11 des Grundgesetzes 
ist eine bundesgesetzliche Regelung im Sinne des Artikels 72 Absatz 2 des Grundgesetzes 
zur Wahrung der Rechts- und Wirtschaftseinheit erforderlich. Artikel 2 regelt das Verwal-
tungsverfahren im Sinne des Artikel 84 Absatz 1 Satz 5 des Grundgesetzes ohne 
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Abweichungsmöglichkeit durch die Länder (siehe § 73 BImSchG). Hieraus ergibt sich das 
Erfordernis der Zustimmung durch den Bundesrat. 

Für die Novellierung des Baugesetzbuchs (Artikel 4 dieses Gesetzes) ist der Bund im Rah-
men seiner konkurrierenden Gesetzgebungskompetenz für den städtebaulichen Grund-
stücksverkehr und das Bodenrecht (Artikel 74 Absatz 1 Nummer 18 GG) zuständig. Die Än-
derungen des Raumordnungsgesetzes (Artikel 5 dieses Gesetzes) werden auf die Kompe-
tenz für das Raumordnungsrecht in Artikel 74 Absatz 1 Nummer 31 GG gestützt. 

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen 
Verträgen 

Der Gesetzentwurf ist mit dem Recht der Europäischen Union vereinbar. Er dient der Um-
setzung der Vorgaben aus der Richtlinie (EU) 2023/2413 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 18. Oktober 2023 zur Änderung der Richtlinie (EU) 2018/2001, der 
Verordnung (EU) 2018/1999 und der Richtlinie 98/70/EG im Hinblick auf die Förderung von 
Energie aus erneuerbaren Quellen und zur Aufhebung der Richtlinie (EU) 2015/652 des 
Rates (ABl. L, 2023/2413, 31.10.2023) zur Änderung der Richtlinie (EU) 2018/2001 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2018 zur Förderung der Nut-
zung von Energie aus erneuerbaren Quellen (ABl. L 238 vom 21.12.2018, S. 82).  

Der Anwendungsbereich völkerrechtlicher Verträge wird durch diesen Entwurf nicht berührt. 

VI. Gesetzesfolgen 

1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung 

Die Änderungen dienen vor allem der Vereinfachung von Zulassungsverfahren im Bereich 
der Windenergie an Land sowie Solarenergie. Dadurch werden sowohl die Vorhabenträger 
als auch die Verwaltung entlastet. 

Im Bundes-Immissionsschutzgesetz werden die Regelungen, die der Umsetzung von Vor-
gaben der Richtlinie (EU) 2018/2001 für immissionsschutzrechtliche Genehmigungsverfah-
ren dienen, in einer gesonderten Vorschrift verortet (§ 10a BImSchG). So wird im Zustän-
digkeitsbereich des Bundesumweltministeriums das BImSchG vereinfacht und die Rechts-
anwendung erleichtert. Es ist davon auszugehen, dass die in § 10a BImSchG geregelte 
Pflicht zur vollständig elektronischen Durchführung des immissionsschutzrechtlichen Ge-
nehmigungsverfahrens bei unter die Richtlinie (EU) 2018/2001 fallenden Anlagen perspek-
tivisch zu einer Verwaltungsvereinfachung führt und die Verfahrensdauer durchschnittlich 
um 10 Prozent verkürzt. 

2. Nachhaltigkeitsaspekte 

Der Entwurf steht im Einklang mit den Leitgedanken der Bundesregierung zur nachhaltigen 
Entwicklung im Sinne der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie, die der Umsetzung der UN-
Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung dient.  

Bezugspunkt für die Prüfung sind die Prinzipien, Indikatoren und Ziele der Deutschen Nach-
haltigkeitsstrategie, die sich in ihrer Systematik an den Sustainable Development Goals 
(SDG) der Vereinten Nationen orientieren. 

Das Regelungsvorhaben steht insbesondere mit den in der Deutschen Nachhaltigkeitsstra-
tegie beschriebenen Prinzipien für nachhaltige Entwicklung Nummer 3 „Natürliche Lebens-
grundlage erhalten“ und Nummer 4 „Nachhaltiges Wirtschaften stärken“ sowie den UN-
Nachhaltigkeitszielen SDG 7 (Bezahlbare und saubere Energie), SDG 8 (Menschenwürdige 
Arbeit und Wirtschaftswachstum), SDG 9 (Industrie, Innovation und Infrastruktur), SDG 11 
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(„Nachhaltige Städte und Gemeinden“) und SDG 13 (Maßnahmen zum Klimaschutz) im 
Einklang.  

Die Regelungen dieses Gesetzes dienen der Erleichterung und Beschleunigung des Aus-
baus der Windenergieanlagen an Land und Solaranlagen. Sie stehen damit im Einklang mit 
den gesetzlich verankerten Ausbauzielen im Bereich der Windenergie an Land und Solar-
energie nach § 4 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes. So trägt das Regelungsvorhaben 
zur Erhöhung des Stromanteils aus erneuerbaren Energiequellen und somit zur Erreichung 
des Indikators 7.2.b der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie bei. Des Weiteren ist durch den 
Ausbau erneuerbarer Energien eine Minderung der energiebedingten Treibhausgasemissi-
onen zu erwarten, dadurch trägt das Regelungsvorhaben essenziell zur Reduzierung der 
Treibhausgasemissionen und somit zur Erreichung der Ziele im Bereich Treibhausgasemis-
sionen (Indikator 13.1.a) der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie bei. Im kleineren Maße 
wird auch SDG 3 (Gesundheit und Wohlergehen) von dem Gesetzesvorhaben berührt: Die 
Minderung der energiebedingten Emissionen von Luftschadstoffen durch die Erhöhung der 
Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien trägt zur Erreichung der Ziele im Bereich 
Emissionen von Luftschadstoffen (Indikator 3.2.a) der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie 
bei.  

Das Regelungsvorhaben ist vereinbar mit SDG 8 (Menschenwürdige Arbeit und Wirt-
schaftswachstum). Die Regelungen können sowohl die Diversifizierung und Modernisie-
rung der wirtschaftlichen Produktivität (Unterziel 8.2) als auch die angestrebte Entkopplung 
von Wirtschaftswachstum und Umweltzerstörung (Unterziel 8.4) fördern. Daneben ist der 
Entwurf auch vereinbar mit SDG 9 (Industrie, Innovation und Infrastruktur), indem der Aus-
bau von Windenergieanlagen an Land und Solaranlagen erleichtert und die Planungssi-
cherheit für Investitionen im Bereich der erneuerbaren Energien erhöht wird, was wiederum 
zu einem nachhaltigen Wirtschaftswachstum (SDG 8) beitragen kann. 

Des Weiteren steht der Entwurf im Einklang mit SDG 12 (Nachhaltige/r Konsum und Pro-
duktion), da durch das Regelungsvorhaben die Erzeugung erneuerbarer Energie und damit 
nachhaltige Produktionsmuster und die effiziente Nutzung natürlicher Ressourcen begüns-
tigt werden können.  

Eine Behinderung anderer Nachhaltigkeitsziele durch das Regelungsvorhaben wurde nicht 
festgestellt. 

3. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand sind für Bund, Länder und Kommunen nicht 
zu erwarten. 

4. Erfüllungsaufwand 

Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Für die Bürgerinnen und Bürger entsteht kein Erfüllungsaufwand. 

Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Die Vorhabenträger werden durch die Änderungen im Windenergieflächenbedarfsgesetz 
entlastet, da die Zulassungsverfahren in Beschleunigungsgebieten vereinfacht werden. Die 
Anpassungen sehen zwar Minderungsmaßnahmen bzw. Zahlungen in Artenhilfspro-
gramme vor. In der Summe ist aber von einer Entlastung auszugehen, da aufwendige Kar-
tierungen und umfangreiche Nachweise im Rahmen der Antragsunterlagen entfallen  

Durch die Änderung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes entsteht für die Wirtschaft kein 
Erfüllungsaufwand. Hinsichtlich der Vorgabe, das Genehmigungsverfahren elektronisch 
durchzuführen, ist nicht von einem Mehraufwand für die Wirtschaft auszugehen, da 
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inzwischen bei den Trägern von Vorhaben ohnehin regelmäßig elektronische Unterlagen 
verwendet werden. 

Es werden keine neuen Informationspflichten für die Wirtschaft eingeführt. Bürokratiekosten 
aus Informationspflichten entstehen mithin nicht. 

Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Durch die Änderungen des Baugesetzbuchs entsteht kein Erfüllungsaufwand auf Ebene 
des Bundes und der Länder. Für die kommunale Ebene ist der im Folgenden dargestellt 
Mehraufwand zu erwarten:  

§ 249a führt zu einem Mehraufwand der Verwaltung auf kommunaler Ebene, da zusätzlich 
zur regulären, bei Aufstellung eines Flächennutzungsplans erforderlichen Umweltprüfung 
für die Ausweisung als Beschleunigungsgebiet noch weitere Prüfungsschritte erforderlich 
sind. Dies bezieht sich zum einen auf das Vorliegen eines Gebietsausschlusses und zum 
anderen auf die Darstellung von Regeln für Minderungsmaßnahmen. Die in Absatz 1 Satz 
2 Nummer 1 genannten Gebiet sind räumlich festgelegt, die sensiblen Gebiete nach Num-
mer 2 sind auf Grundlage vorhandener Daten zu bestimmen. Für die Festlegung von Re-
geln für Minderungsmaßnahmen kann auf die Anlage 3 verwiesen und auf den bis Sommer 
2024 zu erarbeitenden Leitfaden zurückgegriffen werden. Daher wird angenommen, dass 
der Mehraufwand sich auf 5 Stunden beschränkt. Bei Zugrundelegung des Lohnkostenan-
satzes von 40,20 Euro (vgl. Leitfaden, S. 69, durchschnittliche Lohnkosten für Kommunen) 
ergibt sich damit ein Kostenaufwand von rund 200 Euro pro Flächennutzungsplan. 

Schwierig zu schätzen ist die Fallzahl an Flächennutzungsplänen, die ein Beschleunigungs-
gebiet für Windenergie ausweisen. Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes werden 
pro Jahr rund 1 800 Flächennutzungspläne aufgestellt, ergänzt oder geändert. Es wird an-
genommen, dass Windenergiegebiete vornehmlich auf Ebene der Raumordnung ausge-
wiesen werden und nur in 5 Prozent der Fälle ein Flächennutzungsplan zusätzlich ein Be-
schleunigungsgebiet für Windenergie an Land ausweist. Insgesamt wird der Mehraufwand 
für die Verwaltung daher auf rund 18 000 Euro pro Jahr geschätzt (90 Flächennutzungs-
pläne x 200 Euro). 

§ 249a BauGB setzt die Beschleunigungsgebiete im Sinne der Art. 15c, 16a RL (EU) 
2018/2001 um und ermöglicht damit Beschleunigungen und Entlastungen auf Ebene des 
Genehmigungsverfahrens. 

Für die Verwaltung ergibt sich aus der Einführung des § 249b BauGB eine Entlastung.  

§ 249b BauGB soll bewirken, dass es für die Errichtung von Anlagen zur Nutzung erneuer-
barer Energien, insbesondere für Freiflächen-Photovoltaik und Solarthermieanlagen im 
(bisherigen) Außenbereich nur einer Darstellung in einem Flächennutzungsplan, nicht aber 
einer Festsetzung im Bebauungsplan bedarf.  

Die Kosten der Bebauungspläne richten sich nach § 21 HOAI. Die durchschnittliche Flä-
chengröße bei Freiflächen-PV beträgt 15 ha auf Konversionsflächen und 8,8 Hektar auf 
Verkehrsflächen (Quelle: https://www.naturschutz-energiewende.de/fragenundantwor-
ten/60-pv-freiflaechenanlagen-auf-waldflaechen). Mangels anderer Anhaltspunkte wird da-
von ausgegangen, dass Freiflächen-PV zu gleichen Teilen auf Konversionsflächen wie auf 
Verkehrsflächen errichtet wird. Daraus folgt eine Durchschnittsgröße eine Anlage von 11,9 
ha. Da die Bebauungspläne für Freiflächen-PV sich in der Regel nicht mit Vornutzungen 
auseinandersetzen müssen und keine komplexen Abwägungen zu treffen sind, wird von 
geringen Anforderungen im Sinne des § 21 HOAI ausgegangen. Als ersparte Kosten je 
Bebauungsplan sind damit 25 000 Euro anzunehmen. 

Schwierig zu schätzten ist die Fallzahl, also die Frage, wie viele Bebauungspläne erspart 
werden. Das Statische Bundesamt hat eine Fallzahl von 90 Freiflächensolaranlagen 
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ermittelt, die in der Vergangenheit jährlich errichtet werden. Angesichts der von der Bun-
desregierung geplanten Ausbaupfade für PV, die eine signifikante Steigerung in den nächs-
ten Jahren vorgeben (§ 4 EEG), und der mit dem WPG und GEG eingeschlagenen Weg 
der fossilfreien Wärmeversorgung, die die Bedeutung der Freiflächen-Solarthermie steigern 
wird, ist künftig von deutliche wachsenden Projektzahlen auszugehen. Als Fallzahl werden 
daher 150 Freiflächensolaranlagen jährlich angenommen, für die eine Bebauungsplan hätte 
aufgestellt werden müssen. Bei Zugrundelegung der Annahme, dass in allen Fällen von der 
Möglichkeit des § 249b BauGB Gebrauch gemacht wird, ergibt sich eine Entlastung von 
rund 3,8 Mio. Euro (25 000 x 150). § 249b BauGB ist weiterhin Grundlage für eine wirkungs-
volle Umsetzung der Beschleunigungsgebiete im Sinne der Art. 15c, 16a RL (EU) 
2018/2001, aus der weitere Beschleunigungen und Entlastungen des Genehmigungsver-
fahrens folgen. 

Durch die Änderung des Raumordnungsgesetzes entsteht kein Erfüllungsaufwand auf 
Ebene des Bundes, wohl aber auf der der Länder und Regionen. 

§ 28 Absatz 1 ROG führt als reine Umstellung bestehender gesetzlicher Regelungen zu 
keinem bezifferbaren Erfüllungsaufwand für die Verwaltung. 

§ 28 Absatz 2 führt zu einem Mehraufwand der Verwaltung auf Ebene der Länder und Re-
gionen, da zusätzlich zur regulären, bei Aufstellung eines Raumordnungsplanes erforderli-
chen Umweltprüfung für die Ausweisung als Beschleunigungsgebiet noch weitere Prü-
fungsschritte erforderlich sind. Dies bezieht sich zum einen auf das Vorliegen eines Ge-
bietsausschlusses und zum anderen auf die Darstellung von Regeln für Minderungsmaß-
nahmen. Die in Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 genannten Gebiete sind räumlich festgelegt, die 
sensiblen Gebiete nach Nummer 2 sind auf Grundlage vorhandener Daten zu bestimmen. 
Des Weiteren erfolgen Festlegungen von Regeln für Minderungsmaßnahmen.  

In Deutschland existieren derzeit 13 landesweite Raumordnungspläne einschließlich eines 
gemeinsamen Plans für Berlin und Brandenburg. Hinzu kommen nach Angaben des Bun-
desinstitutes für Bau-, Stadt- und Raumforschung im Bundesamt für Bauwesen und Raum-
ordnung bundesweit insgesamt 105 Regionalpläne. Damit beläuft sich die Gesamtzahl aller 
in Betracht kommenden Pläne auf 118. Es wird angenommen, dass Windenergiegebiete zu 
95 Prozent auf Ebene der Raumordnung ausgewiesen werden, weshalb davon ausgegan-
gen wird, dass gerundet in 112 der 118 Raumordnungspläne in Deutschland Beschleuni-
gungsgebiete eingeführt werden. In schätzungsweise 5 Prozent dieser Pläne, die Beschleu-
nigungsgebiete ausweisen, werden wiederum Ausweisungen von Beschleunigungsgebie-
ten im Wege einer eigenständigen Planaufstellung, -änderung oder -ergänzung erfolgen. 
Dies sind voraussichtlich gerundet 6 Raumordnungspläne. Dagegen wird schätzungsweise 
in 95 Prozent der Fälle die Ausweisung der Beschleunigungsgebiete in ein Planverfahren 
zur Ausweisung von Windenergiegebieten nach § 2 Nr. 1 WindBG integriert, somit bei ge-
rundet 106 Plänen.  

Zu einem hohen Aufwand führt die Ausweisung von Beschleunigungsgebieten in einem 
eigenständigen Planungsverfahren. Die Kosten einer eigenständigen Raumplanung belau-
fen sich generell auf ca. 30 000 Euro pro Plan. Diese Zahl wäre im Fall der Ausweisung von 
Beschleunigungsgebieten jedoch deutlich zu hoch angesetzt, da das Planungsverfahren, 
wenn es sich nur um die Festlegung von Beschleunigungsgebieten handelt, deutlich einfa-
cher und schneller erfolgen kann als bei einem vollumfänglichen Plan. Zudem stehen die 
Vorranggebiete für Windenergie schon fest, und die zusätzlichen Anforderungen für Be-
schleunigungsgebiete sind bereits umfassend normiert und erfordern daher im Vergleich zu 
anderen Gebieten einen deutlich geringeren Gestaltungs- und Abwägungsaufwand der Pla-
nungsbehörden. 

Daher wird der einmalige Mehraufwand für die Ausweisung von Beschleunigungsgebieten 
in einem eigenständigen Planungsverfahren auf 10 000 Euro pro Plan und damit in Summe 
auf 60 000 Euro für sechs Pläne geschätzt. 
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Hingegen wird die integrierte Ausweisung von Beschleunigungsgebieten in bereits laufen-
den Planaufstellungsverfahren bei den übrigen 95 Prozent der Pläne, in welchen Beschleu-
nigungsgebiete ausgewiesen werden, zu deutlich geringeren Kosten pro Raumordnungs-
plan führen. Denn es bedarf nicht des Verwaltungsaufwands für ein eigenständiges Pla-
nungsverfahren. 

Konkret ist für die Ausweisung dieser „integrierten“ Beschleunigungsgebiete von einem zu-
sätzlichen zeitlichen Arbeitsaufwand von 30 Stunden pro Plan auszugehen. Bei vorsichtig 
zugrunde gelegten Lohnkosten von 50 Euro pro Stunde beliefe sich der Mehraufwand pro 
Raumordnungsplan auf insgesamt 1 500 Euro. Für alle 106 Pläne, bei denen Beschleuni-
gungsgebiete in einem laufenden Planaufstellungsverfahren ausgewiesen würden, würde 
dies einen Mehraufwand von rund 160 000 Euro ergeben. 

Zusammengenommen ergibt sich damit für alle Raumordnungspläne, in welchen voraus-
sichtlich Beschleunigungsgebiete auszuweisen sind (sowohl isoliert als auch integriert in 
ein laufendes Planaufstellungsverfahren), ein einmaliger Mehraufwand der Verwaltung von 
rund 220 000 Euro (60 000 Euro + 160 000 Euro).   

Durch die Änderung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes und des Windenergieflächen-
bedarfsgesetzes entsteht auf der Ebene des Bundes kein Erfüllungsaufwand; auch für die 
Verwaltung der Länder ist kein zusätzlicher Erfüllungsaufwand zu erwarten, im Einzelnen: 

Die Vorgabe des § 10a Absatz 5 BImSchG, das Genehmigungsverfahren elektronisch 
durchzuführen, betrifft den Vollzug durch die Länder. Auf der Ebene des Bundes entsteht 
mithin kein Erfüllungsaufwand. Auch für die Verwaltung der Länder ist kein Erfüllungsauf-
wand zu erwarten. Die Pflicht zur vollständig elektronischen Durchführung des Genehmi-
gungsverfahrens setzt grundsätzlich voraus, dass die Verwaltung entsprechende digitale 
Ausrüstung und geschultes Personal vorhält. Bereits das geltende Immissionsschutzrecht 
des Bundes ermöglicht eine elektronische Durchführung der betroffenen Genehmigungs-
verfahren. In den vergangenen Jahren sind durch das Planungssicherstellungsgesetz 
(PlanSiG) digitale Instrumente, unter anderem für Verfahren nach dem Bundes-Immissi-
onsschutzgesetz, etabliert worden. § 3a Absatz 2 und 3 des Verwaltungsverfahrensgeset-
zes bietet elektronische Ersatzmöglichkeiten für die durch § 10 Absatz 7 Satz 1 BImSchG 
angeordnete Schriftform des Genehmigungsbescheids. Etwaigem durch die Pflicht zur voll-
ständig elektronischen Durchführung der Genehmigungsverfahren entstehendem Mehrauf-
wand stehen voraussichtlich Ersparnisse gegenüber, die sich aus einem verringerten ana-
logen Aufwand ergeben. 

Die Vorgaben zum Genehmigungsverfahrendes in Beschleunigungsgebieten nach §§ 6b 
und 6c WindBG betreffen ebenfalls den Vollzug durch die Länder. Auf Ebene des Bundes 
entsteht mithin kein Erfüllungsaufwand. Auch für die Verwaltung der Länder ist kein zusätz-
licher Erfüllungsaufwand zu erwarten, da im Genehmigungsverfahren Prüfschritte entfallen 
und Verfahren vereinfacht werden. 

5. Weitere Kosten 

Das Gesetz verursacht weder sonstige Kosten für die Wirtschaft noch Kosten für die sozi-
alen Sicherungssysteme. Kostenüberwälzungen, die zu einer Erhöhung von Einzelpreisen 
führen und Auswirkungen auf das allgemeine Preisniveau, insbesondere auf das Verbrau-
cherpreisniveau, haben, sind nicht zu erwarten. 

6. Weitere Gesetzesfolgen 

Keine. 
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VII. Befristung; Evaluierung 

Eine Befristung der Regelungen des Gesetzesentwurfs ist nicht vorgesehen. Der Ausbau 
der erneuerbaren Energien (Windenergie an Land, Solarenergie) erfordert verlässliche und 
stabile Rahmenbedingungen. Zudem dient der Gesetzesentwurf der Umsetzung von Rege-
lungen des europäischen Rechts, die ihrerseits nicht befristet sind. 

Für das WindBG ist eine Evaluierung in § 7 WindBG bereits vorgesehen. Danach berichtet 
die Bundesregierung nach § 98 Absatz 4 des EEG zum Stand der Umsetzung des WindBG. 
Diese Evaluierung bleibt von diesem Gesetzesentwurf unberührt. Das dieser Evaluierung 
zugrundeliegende Monitoring nach §§ 97, 98 EEG wird durch Artikel 6 des Gesetzes auf 
den Aspekt der Ausweisung von Beschleunigungsgebieten erweitert. 

Anders als im Hinblick auf die Flächenbeitragswerte, für die eine Evaluierung bereits ab 
dem 1. Januar 2024 vorgesehen ist, erfolgt die Evaluierung hinsichtlich der Beschleuni-
gungsgebiete für Windenergie an Land aber erst ab dem 1. Januar 2026. Dies trägt den 
notwendigen Umsetzungszeiträumen Rechnung.  

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Änderung des Windenergieflächenbedarfsgesetzes) 

Für Vorhaben im Bereich Windenergie an Land und Solarenergie werden die Erleichterun-
gen im Zulassungsverfahren in Beschleunigungsgebieten im Windenergieflächenbedarfs-
gesetz geregelt. 

Zu Nummer 1 

Es handelt sich um eine Folgeänderungen zu den Änderungen der Nummer 4. Die Bezeich-
nung des Gesetzes wird an den erweiterten Regelungsgegenstand angepasst, der nun 
auch Genehmigungserleichterungen in Beschleunigungsgebieten für Windenergie an Land 
und Solarenergie umfasst. 

Zu Nummer 2 

In § 2 Nummer 4 und 5 wird der Begriff des Beschleunigungsgebietes neu definiert.  

Umfasst sind für die Windenergie an Land Gebiete nach § 249a des Baugesetzbuches, 
nach § 28 des Raumordnungsgesetzes sowie Gebiete nach § 6a. In diesen Gebieten gelten 
die Erleichterungen des Zulassungsverfahrens nach § 6b. 

Umfasst für die Solarenergie sind Gebiete nach § 249c des Baugesetzbuches und § 29 des 
Raumordnungsgesetzes. In diesen Gebieten gelten die Erleichterungen des Zulassungs-
verfahrens nach § 6c. 

Zu Nummer 3 

Die Änderung der Überschrift des § 6 dient der Korrektur eines Redaktionsversehens. Der 
Inhalt des § 6 wird durch die neue Überschrift zutreffender zusammengefasst.  

Zu Nummer 4 

Zu § 6b 

Der neue § 6b regelt Erleichterungen für das Zulassungsverfahren von Windenergieanla-
gen an Land in Beschleunigungsgebieten im Sinne des § 2 Nummer 4. Er dient der 
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Umsetzung von Artikel 16a unter Berücksichtigung der Vorgaben von Artikel 15c Absatz 1 
Buchstabe b der Richtlinie (EU) 2018/2001 im Bereich der Windenergie an Land. Dabei 
werden die wesentlichen Erleichterungen, welche die Richtlinie im Bereich der Umweltver-
träglichkeitsprüfung, bei der Prüfung nach § 34 des Bundesnaturschutzgesetzes, bei der 
artenschutzrechtlichen Prüfung und bei der Prüfung der Vereinbarkeit des Vorhabens mit 
den Bewirtschaftungszielen nach § 27 des Wasserhaushaltsgesetzes vorsieht, umgesetzt. 
§ 6b stellt außerdem sicher, dass mit den Projekten entsprechend Artikel 15c Absatz 1 
Buchstabe b der Richtlinie (EU) 2018/2001 angemessene Maßnahmen umgesetzt werden, 
um möglichen nachteiligen Umweltauswirkungen in den Beschleunigungsgebieten entge-
genzuwirken.  

Die Umsetzung zielt darauf ab, dem Beschleunigungszweck der Richtlinie (EU) 2018/2001 
im nationalen Recht zu weitestmöglicher Effektivität zu verhelfen. Die Spielräume der Richt-
linie sollen durch den § 6b weitestmöglich ausgenutzt werden, um den Ausbau der Wind-
energie an Land weiter zu beschleunigen. 

Das besondere Artenschutzrecht nach den §§ 44 ff des Bundesnaturschutzgesetzes, die 
Vorschrift des § 34 Absatz 1 Bundesnaturschutzgesetzes und die Bewirtschaftungsziele 
des § 27 Wasserhaushaltsgesetzes können, sofern in hinreichendem Umfang Minderungs- 
und Ausgleichsmaßnahmen bzw. Zahlungen vorgesehen werden, der Genehmigung von 
Windenergieanlagen in Beschleunigungsgebieten nicht mehr entgegenstehen. 

Mit den auf Planungsebene nach § 249a des Baugesetzbuches oder nach § 28 des Raum-
ordnungsgesetzes festgelegten Regeln, den auf dieser Grundlage festzulegenden Maß-
nahmen und dem Überprüfungsverfahren wird stattdessen ein dem § 44 Absatz 1 und § 34 
Absatz 1 Bundesnaturschutzgesetz sowie § 27 des Wasserhaushaltsgesetzes entspre-
chendes Schutzniveau gewährleistet.  

Zu Absatz 1  

Absatz 1 regelt den sachlichen Anwendungsbereich sowie die Erleichterungen im Zulas-
sungsverfahren. Nach Absatz 1 Satz 1 finden die Erleichterungen im Zulassungsverfahren 
nicht nur bei Neugenehmigungen, sondern auch bei Änderungsgenehmigungen von Wind-
energieanlagen an Land Anwendung, sofern die Anlage in einem Beschleunigungsgebiet 
liegt. Umfasst sind auch die Zulassungs- und Änderungsverfahren von dazugehörigen Ne-
benanlagen im Sinne des § 3 Nummer 15a des Erneuerbaren-Energien-Gesetzes. 

In Absatz 1 Nummer 1 bis 4 werden die Erleichterungen im Zulassungsverfahren geregelt. 
Bei Vorhaben in Beschleunigungsgebieten entfällt nach Nummer 1 die Umweltverträglich-
keitsprüfung, nach Nummer 2 die Prüfung nach § 34 Absatz 1 des Bundesnaturschutzge-
setzes, nach Nummer 3 die artenschutzrechtliche Prüfung nach § 44 Absatz 1 des Bun-
desnaturschutzgesetzes und nach Nummer 4 die Prüfung der in § 27 des Wasserhaus-
haltsgesetzes genannten Bewirtschaftungsziele. Statt diesen Prüfungen ist ein Überprü-
fungsverfahren nach Absatz 2 durchzuführen. 

Die Umweltverträglichkeitsprüfung entfällt nach Absatz 1 Satz 2 jedoch nicht, wenn die Vo-
raussetzungen für eine grenzüberschreitende Umweltverträglichkeitsprüfung vorliegen. Da-
mit wird die Vorgabe aus Artikel 16a Absatz 3 Satz 2 der Richtlinie (EU) 2018/2001 umge-
setzt. 

Zu Absatz 2 

Im Rahmen des Überprüfungsverfahrens ist eine modifizierte Prüfung nach den Vorgaben 
des Absatzes 2 durchzuführen. Im Bereich des Artenschutzes regelt Absatz 2 damit ein 
abweichendes Verfahren für die Prüfung aller Zugriffsverbote, die bei der Errichtung oder 
dem Betrieb der Windenergieanlage betroffen sein können. Zudem sind eine modifizierte 
Prüfung des Habitatschutzes und der Bewirtschaftungsziele nach § 27 des Wasserhaus-
haltsgesetzes durchzuführen. 
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Nach § 6b ist der Antragssteller insbesondere nicht mehr verpflichtet, eine Kartierung vor-
zulegen. Stattdessen findet das Überprüfungsverfahren nur auf Grundlage vorhandener 
Daten statt.  

Vorhanden sind Daten, wenn sie der Genehmigungsbehörde bekannt sind und sie darauf 
tatsächlichen und rechtlichen Zugriff hat. Bekannt sind der Behörde z.B. Daten aus anderen 
Genehmigung- und Planungsverfahren oder solche, die der Antragsteller im laufenden Ver-
fahren bereits vorgelegt hat oder freiwillig vorlegt. Bei diesen Daten kann in der Regel davon 
ausgegangen werden, dass sie nach einem fachlichen Standard erhoben wurden und damit 
die Qualität der Daten gesichert ist. 

Darüber hinaus sind vorhandene Daten solche, die in behördlichen Datenbanken und be-
hördlichen Katestern gespeichert sind. Dabei handelt es sich um Daten aus einschlägigen 
Fachdatenbanken z.B. der Naturschutzbehörden, der Landesumweltämter und der biologi-
schen Stationen. Bei solchen behördlichen Datenbanken und Katastern kann ebenfalls da-
von ausgegangen werden, dass die Qualität der Daten gesichert ist. 

Vorhanden können Daten auch dann sein, wenn sie von Dritten erhoben wurden und die 
Behörde auf diese Daten zugreifen kann. Dabei kann es sich z.B. um Daten von ehrenamt-
lichen Naturschutzorganisationen handeln. Bei diesen Daten muss die Behörde prüfen, ob 
die Daten nach einem fachlichen Standard erhoben wurden und damit ihre Qualität mit Da-
ten aus Planungs- und Genehmigungsverfahren oder solchen in behördlichen Datenban-
ken oder Katastern vergleichbar ist. Ist die Qualität der Daten nicht ausreichend, dürfen sie 
nicht verwendet werden. 

Die Daten dürfen nach Absatz 2 Satz 2 zum Zeitpunkt der Entscheidung über den Geneh-
migungsantrag in der Regel nicht älter als fünf Jahre sein. Ausschlaggebend für die Bestim-
mung des Alters ist der Erfassungstag. Sind die Daten älter als fünf Jahre oder ist das Alter 
der Daten nicht bekannt, sind sie in der Regel nicht zu verwenden. Daten, die älter als fünf 
Jahre sind, können nach hinreichender Validierung im Einzelfall verwendet werden z.B. bei 
einer Validierung durch Biotoptypen bei Daten zu standorttreuen, kollisionsgefährdeten 
Brutvogelarten. Die einschränkende Verwendung von Daten gilt nicht für systematisch er-
hobene behördliche Datensätze, die fortlaufend von den Behörden aktualisiert werden (wie 
beispielsweise die Einstufung von Gebieten als Schwerpunktvorkommen). 

Die vorhandenen Daten müssen nach Absatz 2 Satz 2 auch eine ausreichende räumliche 
Genauigkeit aufweisen. Hierzu müssen die Daten räumlich so genau sein, dass sie ausrei-
chen, um auf ihrer Grundlage Minderungsmaßnahmen anzuordnen. Die Anforderungen der 
räumlichen Genauigkeit richten sich nach den einschlägigen fachlichen Vorgaben für das 
jeweilige Zugriffsverbot. Beispielsweise muss bei der Prüfung des Tötungsverbotes nach 
§ 45b Bundesnaturschutzgesetz bei Brutvögeln im Regelfall der Ort des Brutplatzes aus-
reichend genau bekannt sein, um den Abstand zwischen Brutplatz und Windenergieanlage 
zu bestimmen.  

Liegen keine Daten oder keine ausreichend genauen oder aktuellen Daten vor, ist auch in 
diesen Fällen eine Kartierung durch den Antragsteller oder die Naturschutzbehörde nicht 
erforderlich. Ohne vorhandene Daten können nur Maßnahmen zur Minderung angeordnet 
werden, die, insbesondere entsprechend der Festlegung auf Planungsebene, ohne vorhan-
dene Daten standardmäßig angeordnet werden können. Dies können z.B. Standard-Min-
derungsmaßnahmen wie die Baufeldfreimachung außerhalb der Brutperiode von Vögeln 
und Fledermäusen bei Gehölzfällungen sein oder Standard-Minderungsmaßnahmen zur 
Minderung des Kollisionsrisikos für Fledermäuse entsprechend des § 6 Absatz 1 Satz 4. 
Schutzmaßnahmen zur Vermeidung der Tötung- oder Verletzung von kollisionsgefährdeten 
Brutvögeln können nur angeordnet werden, sofern aktuelle und genaue Daten über den 
Brutplatz vorliegen. Sind für die relevanten europäisch geschützten Arten keine Daten vor-
handen oder sind Daten nicht aktuell und ausreichend genau, ist nach § 6b Absatz 5 ohne 
Zwischenschritte eine jährliche Zahlung in Geld in Höhe von 3 000 Euro/MW festzulegen. 



 - 32 - Bearbeitungsstand: 02.04.2024  13:18 

Sind Daten nur für einige Arten oder nicht ausreichend vorhanden, um alle Verbotstatbe-
stände für alle potentiell betroffenen Arten zu beurteilen, ist – neben eventuellen Minde-
rungs- oder Ausgleichsmaßnahmen – auch eine jährliche Zahlung von entweder 3.000 oder 
450 Euro/MW nach Maßgabe des Absatzes 5 in die nationalen Artenhilfsprogramme anzu-
ordnen. 

Sind Daten vorhanden, teilt die Genehmigungsbehörde dem Antragsteller mit, welche Da-
ten für die relevanten besonders geschützten Arten vorhanden sind. Auf dieser Grundlage 
und unter Inanspruchnahme öffentlich zugänglicher Daten schlägt der Vorhabenträger in 
einem Maßnahmenkonzept geeignete und wirksame Minderungsmaßnahmen vor. Dabei 
bezieht er die auf Planungsebene festgelegten Minderungsmaßnahmen im Sinne des 
§ 249a des Baugesetzbuches oder des § 28 des Raumordnungsgesetzes ein und schlägt, 
sofern erforderlich, ergänzend weitere eigene Minderungsmaßnahmen vor. Entsprechend 
sind auch Minderungsmaßnahmen für eine mögliche Beeinträchtigung von den in § 27 des 
Wasserhaushaltsgesetzes genannten Bewirtschaftungszielen und von Erhaltungszielen im 
Sinne des § 7 Absatz 1 Nummer 9 des Bundesnaturschutzgesetzes vorzuschlagen, sofern 
erforderlich. Dieses Maßnahmenkonzept legt der Vorhabenträger nach Absatz 2 Satz 3 der 
Genehmigungsbehörde vor. Die Unterlagen sind zusätzlich zu den nach Fachrecht erfor-
derlichen Unterlagen vorzulegen. 

Auf Grundlage des vorgelegten Maßnahmenkonzeptes prüft die Genehmigungsbehörde im 
Überprüfungsverfahren, ob das Vorhaben auch bei Durchführung der Maßnahmen höchst-
wahrscheinlich erhebliche unvorhergesehene nachteilige Umweltauswirkungen angesichts 
der ökologischen Empfindlichkeit des Gebiets nach Nummer 2 der Anlage 3 zum Gesetz 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung haben wird, die bei der Umweltprüfung nach § 8 
des Raumordnungsgesetzes oder des § 2 Absatz 4 des Baugesetzbuchs nicht ermittelt 
wurden, und dadurch die Einhaltung der Vorschriften der §§ 34 und 44 Absatz 1 des Bun-
desnaturschutzgesetzes oder § 27 des Wasserhaushaltsgesetzes nicht gewährleistet ist. 
Abweichend von den Regelungen des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung ist 
die Prüfung auf diese Schutzgüter beschränkt.  

Sie prüft weiter, ob für das Vorhaben eine Pflicht zur grenzüberschreitenden Umweltver-
träglichkeitsprüfung nach § 54 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung be-
steht und daher gegeben falls entgegen Absatz 1 Nummer 1 die Umweltverträglichkeitsprü-
fung nicht entfällt. Für die Prüfung, ob ein Vorhaben erhebliche grenzüberschreitende Um-
weltauswirkungen haben kann, gilt die Begriffsbestimmung des § 2 Absatz 3 UVPG. 

Sind die Unterlagen für das Überprüfungsverfahren vollständig, schließt die Behörde das 
Überprüfungsverfahren innerhalb von 45 Tagen ab, bei Anträgen nach § 16b Absatz 1 des 
Bundes-Immissionsschutzgesetztes innerhalb von 30 Tagen. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 dient der Umsetzung von Artikel 1 Nr. 7 der Richtlinie (EU) 2023/2413 in Bezug 
auf Artikel 16a Absatz 5 Satz 1 und 2 und Absatz 6 Richtlinie (EU) 2018/2001. 

Zu Absatz 4 

Absatz 4 beschreibt den Fall, dass bei Umsetzung des vorgelegten Maßnahmenkonzepts 
höchstwahrscheinlich keine erheblichen Umweltauswirkungen im Sinne des Absatzes 2 
Satz 5 zu erwarten sind. Die Behörde überprüft, ob und welche der vorgeschlagenen Maß-
nahmen anzuordnen sind. Die Genehmigungsbehörde ordnet Minderungsmaßnahmen an, 
wenn auf Grundlage der vorhandenen Daten ansonsten höchstwahrscheinlich ein Verstoß 
gegen die Zugriffsverbote des § 44 Absatz 1, gegen § 34 Absatz 1 Bundesnaturschutzge-
setz oder § 27 Wasserhaushaltsgesetz zu erwarten ist und die Maßnahmen verhältnismä-
ßig und verfügbar sind. Die Genehmigungsbehörde ordnet in diesem Fall die erforderlichen 
Maßnahmen im Genehmigungsbescheid an. Mit Durchführung der angeordneten Maßnah-
men ist die Einhaltung der Vorschriften der §§ 34 und 44 Absatz 1 des 
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Bundesnaturschutzgesetzes und § 27 des Wasserhaushaltsgesetzes gewährleistet. Die 
Anforderungen nach sonstigen Vorschriften des Fachrechts bleiben ausdrücklich unbe-
rührt. Damit wird auch klargestellt, dass bei einem Vorhaben in einem Beschleunigungsge-
biet Lärmschutzanforderungen wie bislang im Rahmen des immissionsschutzrechtlichen 
Genehmigungsverfahrens zu prüfen sind. 

Für die Prüfung des Tötungs- und Verletzungsverbots bei kollisionsgefährdeten Brutvögeln 
kann § 45b Absatz 1 bis 5 in Verbindung mit Anlage 1 zu § 45b Absatz 1 bis 5 BNatSchG 
sinngemäß angewendet werden. Die Liste der dort genannten kollisionsgefährdeten Brut-
vögel ist für Einzelbrutplätze abschließend. Liegt der Brutplatz eines kollisionsgefährdeten 
Brutvogels in dem Bereich zur Prüfung nach Anlage 1 Abschnitt 1 BNatSchG, gelten die 
Regelvermutungen des § 45b Absatz 2 bis 5 BNatSchG. Liegt die WEA im Nahbereich, liegt 
immer eine signifikante Risikoerhöhung vor, die nicht widerlegt werden kann. Liegt sie im 
zentralen Prüfbereich, bestehen in der Regel Anhaltspunkte, dass eine signifikante Risiko-
erhöhung vorliegt. Die Vermutung kann der Antragsteller durch einen freiwilligen arten-
schutzrechtlichen Fachbeitrag in Form einer Habitatpotentialanalyse oder einer Raumnut-
zungsanalyse widerlegen. Liegt die WEA im erweiterten Prüfbereich, liegt in der Regel 
keine signifikante Risikoerhöhung vor, es sei denn die Aufenthaltswahrscheinlichkeit der 
Exemplare in dem vom Rotor überstrichenen Bereich der Windenergieanlage ist aufgrund 
artspezifischer Habitatnutzung oder funktionaler Beziehungen deutlich erhöht. Die Behörde 
hat insofern darzulegen, dass aufgrund fachlich nachvollziehbarer begründeter Indizien 
ernstliche Anhaltspunkte für eine deutliche Erhöhung der Aufenthaltswahrscheinlichkeit 
vorliegen. Diese Anhaltspunkte kann der Antragsteller wiederum durch eine freiwillige Ha-
bitatpotentialanalyse oder eine Raumnutzungsanalyse widerlegen. Außerhalb des erwei-
terten Prüfbereichs liegt nie eine signifikante Risikoerhöhung vor. 

Kommt die Genehmigungsbehörde auf Grundlage vollständig vorhandener Daten zu den 
Artenvorkommen zu dem Schluss, dass kein Verstoß gegen die Zugriffsverbote und im Üb-
rigen auch kein Verstoß gegen in § 27 des Wasserhaushaltsgesetzes genannte Bewirt-
schaftungsziele und gegen Erhaltungsziele im Sinne des § 7 Absatz 1 Nummer 9 des Bun-
desnaturschutzgesetzes sowohl hinsichtlich der Errichtung als auch des Betriebs der An-
lage zu erwarten ist und daher keine Minderungsmaßnahmen erforderlich sind, ist die Wind-
energieanlage – vorbehaltlich des Vorliegens aller übrigen Genehmigungsvoraussetzungen 
– ohne Minderungsmaßnahmen und ohne Zahlung in Artenhilfsprogramme zu genehmigen. 

Zu Absatz 5 

Absatz 5 beschreibt den Fall, dass das vom Vorhabenträger vorgelegte Maßnahmenkon-
zept nicht ausreichend ist und trotz Anordnung der darin beschriebenen Minderungsmaß-
nahmen höchstwahrscheinlich Auswirkungen im Sinne des Absatzes 2 Satz 5 zu erwarten 
sind. In diesem Fall prüft die Genehmigungsbehörde die Anordnung weiterer oder anderer 
geeigneter und verhältnismäßiger Minderungsmaßnahmen, welche die verbliebenen Aus-
wirkungen mindern können und wenn diese nicht vorhanden oder nicht verfügbar sind, die 
Anordnung von Ausgleichsmaßnahmen. 

Damit wird von der Möglichkeit des Artikel 16a Absatz 5 Satz 5 der Richtlinie (EU) 
2018/2001 Gebrauch gemacht, auch bei negativem Ausgang des Überprüfungsverfahrens 
Windenergieprojekte von der Umweltverträglichkeitsprüfung und der Prüfung nach § 34 
BNatSchG auszunehmen. Dies ist erforderlich, um den Ausbau der Windenergie an Land 
zu beschleunigen, die klimapolitischen Vorgaben und die Zielvorgaben des EEG zu errei-
chen. Für die Windenergie an Land sieht das EEG 2023 Ausbauziele in Höhe von 115 
Gigawatt (GW) im Jahr 2030 und 157 GW im Jahr 2035 vor. Das bisherige Ausbautempo 
reicht jedoch bislang und absehbar nicht aus, um die Ziele des EEG 2023 zu erfüllen. 

Die Genehmigungsbehörde prüft nach Absatz 5 die Anordnung weiterer oder anderer ge-
eigneter und verhältnismäßiger Minderungsmaßnahmen. Minderungsmaßnahmen sind ge-
eignet, wenn ihre Wirksamkeit für die jeweilige Art fachlich anerkannt ist. Sie müssen 
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außerdem verfügbar sein. Nicht verfügbar sind geeignete Minderungsmaßnahmen, wenn 
sie aus tatsächlichen Gründen nicht durchführbar sind. So sind z.B. Flächenmaßnahmen 
für Antragsteller nicht verfügbar, wenn die dafür benötigte Fläche nicht gesichert werden 
kann. Hierbei muss der Antragssteller keine Nachweise über die Nichtverfügbarkeit erbrin-
gen. Denn solche Negativnachweise sind in der Praxis nur schwer zu erbringen und können 
das Genehmigungsverfahren erheblich verzögern. Es reicht stattdessen aus, wenn der An-
tragsteller nachvollziehbar darlegt, dass er sich bemüht hat, Flächen zu sichern. So reicht 
zur Plausibilisierung z.B. aus, wenn er angibt, über welche Flächen er mit den Eigentümern 
bzw. Pächtern erfolglos verhandelt hat bzw. welche Flächenpools oder Naturschutzstiftun-
gen er angefragt hat.  

Sind solche Maßnahmen nicht vorhanden oder nicht verfügbar, prüft die Behörde, ob den 
Auswirkungen durch geeignete und verhältnismäßige Ausgleichsmaßnahmen begegnet 
werden kann. Als Ausgleichsmaßnahmen in diesem Sinne sind insbesondere vorgezogene 
Ausgleichmaßnahmen (CEF-Maßnahmen) sowie Maßnahmen zur Sicherung des Erhal-
tungszustands der Populationen einer Art (FCS-Maßnahmen) und zur Sicherung des Zu-
sammenhangs des Netzes „Natura 2000“ notwendige Maßnahmen (Kohärenzsicherungs-
maßnahmen) zu verstehen. Kann den Auswirkungen mit diesen Maßnahmen begegnet 
werden, ordnet sie die Ausgleichsmaßnahmen im Genehmigungsbescheid an. Mit Durch-
führung der angeordneten Maßnahmen ist die Einhaltung der Vorschriften der §§ 34 und 
44 Absatz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes und § 27 des Wasserhaushaltsgesetzes ge-
währleistet. 

Die angeordneten Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen müssen insgesamt verhältnis-
mäßig sein. Soweit der Betrieb einer Windenergieanlage Minderungs- oder Ausgleichs-
maßnahmen zur Gewährleistung der Anforderungen des § 44 Absatz 1 Nummer 1 
BNatSchG erforderlich macht, ist von der Verhältnismäßigkeit der Maßnahmen auszuge-
hen, wenn die Zumutbarkeitsschwelle des § 45b Absatz 6 Satz 2 BNatSchG nicht über-
schritten wird. Nach § 45b Absatz 6 Satz 2 BNatSchG sind bei der Anordnung von Schutz-
maßnahmen, die die Abschaltung von Windenergieanlagen betreffen, auch weitere Schutz-
maßnahmen für andere besonders geschützte Arten zu berücksichtigen. 

Soweit zusätzlich Minderungs- oder Ausgleichsmaßnahmen für die Errichtung einer Wind-
energieanlage und die Zugriffsverbote nach § 44 Absatz 1 Nummer 2 bis 4 erforderlich sind, 
ist auf die 6 bzw. 8 Prozent ein Aufschlag in der Größenordnung von 600 Euro pro MW und 
pro Jahr vorzunehmen. Da in der Regel auch Maßnahmen in der Errichtungsphase hinzu-
kommen werden, ist regelmäßig zur Bestimmung der Zumutbarkeitsschwelle ein Gesamt-
budget zu bilden, so dass für die Bewertung nach § 6b eine Gesamt-Zumutbarkeitsschwelle 
von 6,3 Prozent bzw. 8,3 Prozent anzusetzen ist.  

Sind Daten für alle Arten verfügbar, um sowohl hinsichtlich der Errichtung als auch des 
Betriebs der Anlage über die Frage der Verbotsverletzung zu entscheiden, und können alle 
Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen als verhältnismäßig eingestuft werden, so ist dar-
über hinaus keine Artenschutzabgabe erforderlich. 

Überschreiten die geeigneten Maßnahmen die Zumutbarkeitsschwelle, hat die zuständige 
Behörde zu entscheiden, welche Maßnahmen bis zur Grenze der Zumutbarkeitsschwelle 
angeordnet werden. Anstatt der weiteren Maßnahmen ist eine Zahlung in die Artenhilfspro-
gramme anzuordnen. Entsprechend § 45b Absatz 6 Satz 5 BNatSchG können Minderungs- 
und Ausgleichsmaßnahmen, die als unzumutbar gelten, nur auf Verlangen des Antragstel-
lers angeordnet werden. 

Die zuständige Behörde hat die verschiedenen geeigneten Minderungs- und Ausgleichs-
maßnahmen untereinander zu gewichten und die wirksamsten Maßnahmen zu priorisieren. 
Bei mehreren betroffenen Arten ist der Erhaltungszustand der Arten zu berücksichtigen. 
Dabei kann auf den bundes-, landesweiten oder lokalen Erhaltungszustand abgestellt wer-
den. Maßnahmen zugunsten von stark gefährdeten Arten und Arten mit einem negativen 
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Entwicklungstrend sind vorrangig zu ergreifen. Maßnahmen, die für mehrere Arten wirksam 
sind, können priorisiert werden. Im Rahmen der Priorisierung kann sich die Behörde auch 
gegen Maßnahmen entscheiden, die nach § 249a Baugesetzbuch oder nach § 28 Raum-
ordnungsgesetz auf Planungsebene festgelegt wurden. 

Die Anforderungen nach sonstigen Vorschriften des Fachrechts bleiben ausdrücklich unbe-
rührt. Damit wird auch klargestellt, dass bei einem Vorhaben in einem Beschleunigungsge-
biet Lärmschutzanforderungen wie bislang im Rahmen des immissionsschutzrechtlichen 
Genehmigungsverfahrens zu prüfen sind. 

Zu Absatz 6 

Soweit verhältnismäßige Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen nicht oder nicht im er-
forderlichen Umfang verfügbar sind, hat die Genehmigungsbehörde– neben den verfügba-
ren verhältnismäßigen Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen – nach Absatz 6 eine Zah-
lung in Artenhilfsprogramme anzuordnen. 

Liegen vollständige Daten zu den Artenvorkommen vor und ist auf dieser Grundlage kein 
Verstoß sowohl hinsichtlich der Errichtung als auch des Betriebs der Anlage zu erwarten 
oder können alle zu erwartenden Verstöße durch Minderungs- oder Ausgleichsmaßnahmen 
hinreichend verringert werden, ist keine Zahlung in Artenhilfsprogramme anzuordnen. An-
sonsten ist eine Zahlung nach den Vorgaben des Absatzes 6 mit der Genehmigung für die 
Dauer des Betriebs als jährlich zu leistender Betrag festzusetzen, welche erstmalig nach 
Inbetriebnahme der Windenergieanlage fällig wird. Die Höhe der Zahlungen bestimmt sich 
nach Absatz 6. Dort werden unter Nummer 1 und 2 zwei Pauschalbeträge festgelegt: 

Der reduzierte Betrag nach Absatz 6 Nummer 1 ist anzuordnen, sofern bereits Schutzmaß-
nahmen für Vögel angeordnet werden, die mit einer Abregelung einhergehen. Schutzmaß-
nahmen in diesem Sinne umfassen alle Minderungsmaßnahmen für Vögel, die mit einer 
Abschaltung der WEA einhergehen. Mit der Verwendung des Wortes „Schutzmaßnahmen“ 
statt „Minderungsmaßnahmen“ orientiert sich der Wortlaut am Text des § 45b BNatSchG. 
Unter den Begriff fallen aber nicht nur Abschaltmaßnahmen für kollisionsgefährdete Brut-
vögel nach Anlage 1 Abschnitt 2 BNatSchG (Antikollisionssystem, landwirtschaftliche und 
phänologiebedingte Abschaltung), sondern auch allgemein Abschaltungen zum Schutz von 
Vögeln vor allen weiteren Verbotsverstößen z.B. wegen Vogelzug, bei Ansammlungen oder 
wegen Störungen. Der reduzierte Betrag ist unabhängig davon, in welchem Umfang Abre-
gelungen für Vögel angeordnet werden oder welche und wie viele Arten betroffen sind. Ab-
schaltungen zum Schutz von Fledermäusen sind hingegen nicht erfasst. 

Der reduzierte Betrag nach Absatz 6 Nummer 1 ist auch anzuordnen, wenn die Summe der 
Investitionskosten für Schutzmaßnahmen 17 000 EUR je MW überschreitet. Unter Schutz-
maßnahmen sind auch Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen zu verstehen. Hiervon er-
fasst sind alle artenschutzrechtlichen Maßnahmen in Bezug auf alle Zugriffsverbote, alle 
Arten und errichtungs-, anlage- und betriebsbedingten Wirkungen, die mit Kostenaufwen-
dungen verbunden sind, also z.B. die Anlage von Ersatzhabitaten oder eine ökologische 
Baubegleitung. 

In allen anderen Fällen hat die Genehmigungsbehörde nach Absatz 6 Nummer 2 3 000 
EUR je MW und Betriebsjahr anzuordnen. Dies umfasst vor allem den Fall, dass keine Da-
ten vorhanden sind, auf deren Grundlage über das Vorliegen von Verbotsverstößen ent-
schieden werden kann, und somit weder Abschaltmaßnahmen für Vögel angeordnet wer-
den können, noch Maßnahmen, deren Investitionskosten höher als 17 000 EUR je MW lie-
gen. Es kann aber auch vorkommen, dass keine Minderungs- oder Ausgleichsmaßnahmen 
verfügbar sind oder Maßnahmen unverhältnismäßig sind und sich die Behörde gegen eine 
Anordnung von Abschaltungen für Vögel und Maßnahmen, deren Investitionskosten 17 000 
EUR je MW überschreiten, entschieden hat. Neben den 3 000 EUR je MW und Betriebsjahr 
kann die Behörde also nur Abschaltmaßnahmen für Fledermäuse und Minderungs- und 
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Ausgleichsmaßnahmen, deren Investitionskosten 17 000 EUR je MW nicht überschreiten, 
anordnen. Die Zahlung ist von dem Betreiber der Windenergieanlage als zweckgebundene 
Abgabe an das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Ver-
braucherschutz zu leisten. Die Gelder werden vom Bund verwaltet und fließen in Maßnah-
men für nationale Artenhilfsprogramme nach § 45d Absatz 1 BNatSchG, für die nicht bereits 
nach anderen Vorschriften eine rechtliche Verpflichtung besteht und die der Sicherung oder 
Verbesserung des Erhaltungszustandes der durch den Betrieb von Windenergieanlagen 
betroffenen Arten dienen. 

Der letzte Satz des Absatzes 6 stellt klar, dass eine artenschutzrechtliche Ausnahmeprü-
fung nach § 45 Absatz 7 Satz 1 bis 3 in Verbindung mit § 45b Absatz 8 und 9 BNatSchG 
bei der Zulassung des Vorhabens nicht erforderlich ist. Auch wenn die Zumutbarkeits-
schwelle überschritten wird und Maßnahmen deswegen auf das zumutbare Maß be-
schränkt werden, ist eine Ausnahmeprüfung nicht erforderlich. Eine Prüfung von Alternati-
ven und des Erhaltungszustandes von Populationen hat daher nicht zu erfolgen. Da durch 
das Überprüfungsverfahren auch die Einhaltung der Bewirtschaftungsziele nach § 27 Was-
serhaushaltsgesetz gewährleistet ist, ist eine Ausnahmeprüfung nach § 31 des Wasser-
haushaltsgesetzes ebenfalls nicht erforderlich.  

Eine Versagung der Genehmigung von Windenergieanlagen aus Gründen des besonderen 
Artenschutzrechtes (§§ 44 ff. BNatSchG), aufgrund des § 34 Absatz 1 Bundesnaturschutz-
gesetzes oder aufgrund eines Verstoßes gegen die Bewirtschaftungsziele des § 27 Was-
serhaushaltsgesetzes ist daher nach § 6b nicht möglich. Auch wenn ein Verstoß gegen ein 
artenschutzrechtliches Verbot feststeht, der nicht mit Minderungs- oder Ausgleichsmaßnah-
men vermieden werden kann und für den nach § 45 Absatz 7 Satz 1 bis 3 BNatSchG keine 
Ausnahme erteilt werden könnte, reicht nach § 6b die Zahlung in nationale Artenhilfspro-
gramme im Sinne des § 45d Absatz 1 BNatSchG aus. 

Zu Absatz 7 

Absatz 7 stellt klar, dass § 6 vorrangig anzuwenden ist, wenn ein Gebiet sowohl als Be-
schleunigungsgebiet qualifiziert ist und zugleich unter den Anwendungsbereich des § 6 fällt.  

Zu Absatz 8 

Absatz 8 regelt, dass die Länder von den Regelungen des § 6b nicht abweichen können. 

Zu § 6c 

§ 6c dient der Umsetzung des Artikels 16a der Richtlinie (EU) 2018/2001 im Bereich der 
solaren Strahlungsenergie und nimmt die hierfür notwendigen Anpassungen im Bundes-
recht vor. Artikel 16a sieht für Erneuerbare-Energien-Anlagen in sogenannten Beschleuni-
gungsgebieten Erleichterungen im Zulassungsverfahren vor. 

Die Regelung findet Anwendung auf Solarenergieanlagen. Diese werden in Absatz 1 Satz 1 
als Anlagen zur Erzeugung von Strom oder Wärme aus solarer Strahlungsenergie legalde-
finiert. Wegen der Ausnahmeregelungen zu Gewässern in § 249c Absatz 1 Satz 3 BauGB 
und § 29 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 ROG gilt § 6c Absatz 1 Nummer 4 nicht für schwim-
mende Solaranlagen, sondern nur für Freiflächenanlagen, soweit sie etwa im Uferbereich 
eines Gewässers oder auf einer für die Gewässerentwicklung benötigten angrenzenden 
Fläche errichtet werden sollen. 

Erfasst sind auch die zugehörigen Neben- und Speicheranlagen. Im Hinblick auf Anlagen 
zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie ist der Begriff der Nebenanlage in 
§ 3 Nummer 15a des Erneuerbare-Energien-Gesetzes definiert [Aktualisierungsvorbehalt: 
Solarpaket I]. Zugehörige Speicheranlagen sind solche in räumlichem Zusammenhang der 
Solarenergieanlage, die insbesondere der Speicherung des dort gewonnenen Stroms oder 
der dort gewonnenen Wärme dienen. Nur solche Speicheranlagen werden durch die 
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Richtlinie (EU) 2018/2001 im Zusammenhang mit den Beschleunigungsgebieten für Erneu-
erbare-Energien-Anlagen geregelt (Artikel 15c und 16a). Sonstige Speicheranlagen regelt 
die Richtlinie im Zusammenhang mit den in Artikel 15e vorgesehenen Infrastrukturgebieten.  

Das Zulassungsverfahren für Solarenergieanlagen unterfällt nach Artikel 70 Absatz 1 des 
Grundgesetzes der Gesetzgebungskompetenz der Länder und wird durch die Bauordnun-
gen der Länder geregelt, sodass dort auch die Bestimmungen der Richtlinie (EU) 
2018/2001 über das Genehmigungsverfahren für Solarenergieanlagen umzusetzen sind. 
Dies gilt auch für die in der Richtlinie vorgesehenen Ausnahmen von der Pflicht zur Durch-
führung einer Umweltverträglichkeitsprüfung. § 6c schafft die bundesrechtlichen Grundla-
gen für die landesrechtliche Umsetzung des Artikel 16a der Richtlinie (EU) 2018/2001, in-
dem die notwendigen Anpassungen und Abweichungsmöglichkeiten von den zwingenden 
Vorgaben des materiellen Bundesrechtes vorgesehen werden.  

Zu § 6c 

Die Regelung entspricht in wesentlichen Teilen dem § 6b, durch den Artikel 16a der Richt-
linie (EU) 2018/2001 im Bereich der Windenergie an Land umgesetzt wird. Insoweit kann 
auf die obenstehende Begründung zu § 6b verwiesen werden. Die Ausnahmen von der 
UVP-Pflicht nach Artikel 16a Absatz 3 und gegebenenfalls Absatz 5 Unterabsatz 2 sowie 
die Fristvorgaben des Artikels 16a Absatz 4 Satz 4 und 5 der Richtlinie (EU) 2018/2001 sind 
für den Bereich der solaren Strahlungsenergie jedoch anders als im Bereich der Windener-
gie im Landesrecht umzusetzen. Absatz 5 enthält zudem eine Sonderregelung bei der Zu-
lassung von Vorhaben der solaren Strahlungsenergie auf entwässerten Moorböden. Im 
bauaufsichtlichen Verfahren ist dann sicherzustellen, dass eine fachgerechte Wieder-
vernässung dieser Böden durchgeführt wird. Bezüglich der Anforderungen an die Wieder-
vernässung kann die zuständige Behörde die jeweils geltende diesbezügliche Festlegung 
der Bundesnetzagentur nach § 85c des Erneuerbare-Energien-Gesetzes heranziehen. 
Dass die Wiedervernässung durchgeführt wird, ist vor Inbetriebnahme der Anlage nachzu-
weisen, der Beleg über den Abschluss der Wiedervernässung ist spätestens fünf Jahre 
nach Inbetriebnahme vorzulegen. Um Doppelprüfungen zu vermeiden, genügt zum Nach-
weis der Anforderung bei Anlagen im Fördersystem des Erneuerbare-Energien-Gesetzes, 
für die diese Prüfungen durch den Netzbetreiber vorzunehmen sind, auch die Zahlungsbe-
rechtigung einer Solaranlage nach § 37 Absatz 1 Nummer 3 Buchstabe e oder das Inbe-
triebnahmeprotokoll einer Solaranlage nach § 48 Absatz 1 Nummer 5 Buchstabe e des 
Erneuerbare-Energien-Gesetzes. 

Die Beschleunigung in den Beschleunigungsgebieten bezieht sich nur auf Errichtung und 
Betrieb der Solarenergieanlage, nicht auf die gegebenenfalls. im Zuge der Wiedervernäs-
sung erforderlichen wasserrechtlichen Verfahren bzw. den Betrieb der dafür notwendigen 
Anlagen. 

Abweichungen von § 6b ergeben sich zudem bei der Regelung zur gegebenenfalls erfor-
derlichen Zahlung in Artenhilfsprogramme durch Betreiber von Solarenergieanlagen (Ab-
satz 6): So war insbesondere die Zahlungshöhe mit Blick auf die möglichen Umweltauswir-
kungen durch Solarenergieanlagen gesondert zu bestimmen.  

Zu Artikel 2 (Änderung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes) 

Artikel 2 dient der 1:1-Umsetzung der Anforderungen des Artikels 16 der geänderten Richt-
linie (EU) 2018/2001 im Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG), soweit das geltende 
Immissionsschutzecht des Bundes noch keine entsprechenden Regelungen enthält. 

Zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2018/2001 vom 11. Dezember 2018 wurden durch Ge-
setz vom 18. August 2021 § 10 Absatz 5a BImSchG (für das Genehmigungsverfahren) und 
§ 23b Absatz 3a BImSchG (für das störfallrechtliche Genehmigungsverfahren) neu ge-
schaffen (BGBl. I S. 3901). Die Regelungen dieser Absätze werden aus § 10 BImSchG und 
§ 23b BImSchG herausgelöst und in eine neue eigenständige Vorschrift für Vorhaben nach 
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der Richtlinie (EU) 2018/2001 (§ 10a BImSchG, gegebenenfalls in Verbindung mit § 23b 
Absatz 4a BImSchG) verschoben. 

Zur Umsetzung von Änderungen der Richtlinie (EU) 2018/2001 durch Artikel 1 der Richtlinie 
(EU) 2023/2413 wird die neue Vorschrift des § 10a BImSchG um weitere Sonderregelungen 
für Vorhaben nach der Richtlinie (EU) 2018/2001 ergänzt. So wird die Verpflichtung zur 
elektronischen Durchführung des Verfahrens ab dem 21. November 2025 geregelt. 

Weitere Anforderungen der geänderten Richtlinie (EU) 2018/2001 an effiziente Genehmi-
gungsverfahren sind im Immissionsschutzrecht des Bundes bereits umgesetzt, unter ande-
rem durch die in § 10 Absatz 6a, § 16 Absatz 3 und § 23b Absatz 4 BImSchG geregelten 
Fristen. 

Zu Nummer 1 

In Nummer 1 wird die durch die Einfügung des neuen § 10a erforderliche Anpassung der 
Inhaltsübersicht des Bundes-Immissionsschutzgesetzes vorgenommen. 

Zu Nummer 2 

Die Regelungen des zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2018/2001 vom 11. Dezember 2018 
in § 10 BImSchG neu geschaffenen Absatzes 5a werden aus dieser Vorschrift herausgelöst 
und zur Erleichterung der Rechtsanwendung in der neuen eigenständigen Vorschrift des 
§ 10a BImSchG verortet. 

Zu Nummer 3 

Die Regelungen des zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2018/2001 vom 11. Dezember 2018 
in § 10 BImSchG neu geschaffenen Absatzes 5a werden aus dieser Vorschrift herausgelöst 
und zur Erleichterung der Rechtsanwendung in der neuen eigenständigen Vorschrift des 
§ 10a BImSchG verortet. Zur Umsetzung der Richtlinienvorgaben erfolgen dabei vereinzelt 
Änderungen. 

Auf die in den Drucksachen 19/27672 und 19/30954 des Deutschen Bundestages enthal-
tenen Ausführungen zu den Regelungen des bisherigen § 10 Absatz 5a BImSchG wird hin-
gewiesen. 

Zur Umsetzung von Änderungen der Richtlinie (EU) 2018/2001 durch Artikel 1 der Richtlinie 
(EU) 2023/2413 wird die neue gesonderte Vorschrift (§ 10a BImSchG) um weitere Sonder-
regelungen für Vorhaben, die Anlagen betreffen, die in den Anwendungsbereich der Richt-
linie (EU) 2018/2001 fallen, ergänzt. 

Zu § 10a Absatz 1: 

§ 10a Absatz 1 übernimmt die bislang in den Satzteilen vor der Nummer 1 des § 10 Ab-
satz 5a enthaltene Regelung. 

In den Satzteilen vor der Nummer 1 des § 10 Absatz 5a wurde starr auf in den Anwen-
dungsbereich der Richtlinie (EU) 2018/2001 vom 11. Dezember 2018 fallende Anlagen ver-
wiesen. In dem neuen § 10a Absatz 1 wird insoweit (anstelle eines starren Verweises auf 
die durch Artikel 1 der Richtlinie (EU) 2023/2413 geänderte Richtlinie (EU) 2018/2001 vom 
11. Dezember 2018) dynamisch auf die Richtlinie (EU) 2018/2001 verwiesen. § 10a Ab-
satz 1 BImSchG-E betrifft solche unter die Richtlinie (EU) 2018/2001 in ihrer jeweils gelten-
den Fassung fallende Anlagen, die nach § 4 BImSchG genehmigungsbedürftig sind. 

Ausweislich seiner Überschrift beinhaltet § 10a BImSchG Sonderregelungen für das Ge-
nehmigungsverfahren bei Vorhaben nach der Richtlinie (EU) 2018/2001. Nach § 10a Ab-
satz 1 finden die Sonderregelungen des § 10a Absatz 2 bis 6 – wie bislang die 
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Sonderregelungen des § 10 Absatz 5a BImSchG – ergänzende Anwendung. Das bedeutet, 
dass die übrigen Regelungen für immissionsschutzrechtliche Genehmigungsverfahren in-
soweit anzuwenden sind als § 10a keine Sonderregelung enthält. 

Zu § 10a Absatz 2: 

Bislang in Artikel 16 Absatz 1 bis 3 der Richtlinie (EU) 2018/2001 vom 11. Dezember 2018 
verortete (und durch § 10 Absatz 5a Nummer 1 und 2 umgesetzte) Regelungen zur „An-
laufstelle“ wurden, mit Änderungen, in Artikel 16 Absatz 3 und 4 der durch Artikel 1 der 
Richtlinie (EU) 2023/2413 geänderten Richtlinie (EU) 2018/2001 verschoben. 

§ 10a Absatz 2 übernimmt die bislang in § 10 Absatz 5a Nummer 1 enthaltene Regelung 
zur Abwicklung über eine einheitliche Stelle. Bei der Ersetzung des Wortes „wird“ durch das 
Wort „werden“ im Vergleich zu dem bisherigen § 10 Absatz 5a Nummer 1 handelt es sich 
um eine grammatikalische Korrektur. 

Die Absätze 3 bis 6 des § 10a BImSchG finden unabhängig davon Anwendung, ob die 
Abwicklung des konkreten Genehmigungsverfahrens über die einheitliche Stelle erfolgt. 

Zu § 10a Absatz 3: 

§ 10a Absatz 3 übernimmt die bislang in § 10 Absatz 5a Nummer 2 enthaltenen Regelun-
gen zur einheitlichen Stelle. Wegen des Ziels, Artikel 16 Absatz 4 Satz 1 der geänderten 
Richtlinie (EU) 2018/2001 vollständig umzusetzen, entfällt in Satz 2 der Einschub „soweit 
sich das Genehmigungserfordernis nach § 1 Absatz 2 der Verordnung über genehmigungs-
bedürftige Anlagen darauf erstreckt“. Nach § 10a Absatz 3 Satz 2 müssen das Verfahrens-
handbuch und die im Internet zugänglich zu machenden Informationen auch Informationen 
zu Erneuerbare-Energie-Gemeinschaften im Sinne von Artikel 2 Unterabsatz 2 Nummer 16 
der Richtlinie (EU) 2018/2001 enthalten (Umsetzung von Artikel 16 Absatz 4 Satz 1 der ge-
änderten Richtlinie (EU) 2018/2001). 

Zu § 10a Absatz 4: 

§ 10a Absatz 4 dient der Umsetzung von Artikel 16 Absatz 2 der geänderten Richtlinie (EU) 
2018/2001 und übernimmt die Regelung des bisherigen in § 10 Absatz 5a Nummer 3 Satz 2 
BImSchG. 

Nach Artikel 16 Absatz 2 Satz 1 der geänderten Richtlinie (EU) 2018/2001 bestätigt die 
zuständige Behörde die Vollständigkeit des jeweiligen Antrags bei Anträgen für Anlagen zur 
Erzeugung erneuerbarer Energie in Beschleunigungsgebieten innerhalb von 30 Tagen 
nach Eingang des Antrags und bei Anträgen für Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer Ener-
gie außerhalb von Beschleunigungsgebieten innerhalb von 45 Tagen nach Eingang des 
Antrags oder fordert den Antragsteller auf, unverzüglich einen vollständigen Antrag einzu-
reichen, falls der Antragsteller nicht alle für die Bearbeitung eines Antrags erforderlichen 
Informationen übermittelt hat. 

Regelungen zur Prüfung der Vollständigkeit des Antrags und der Unterlagen sowie zur Mit-
teilung des Ergebnisses der Vollständigkeitsprüfung an den Antragsteller beinhaltet bereits 
§ 7 der Verordnung über das Genehmigungsverfahren (9. BImSchV). 

Die 30 beziehungsweise 45 Tage nach Artikel 16 Absatz 2 Satz 1 der Richtlinie betreffen 
die Zeit, die maximal bis zur Mitteilung des Ergebnisses der Vollständigkeitsprüfung an den 
Antragsteller verstreichen darf. Demgegenüber regelt § 7 Absatz 1 Satz 1 bis 3 der 9. BIm-
SchV zunächst den Zeitraum der Prüfung der Vollständigkeit durch die Genehmigungsbe-
hörde (Satz 1 und 2). Für den Fall, dass der Antrag oder die Unterlagen nicht vollständig 
sind, regelt § 7 Absatz 1 Satz 3 der 9. BImSchV, dass die Genehmigungsbehörde den 
Antragsteller unverzüglich zur Ergänzung der Unterlagen aufzufordern hat. Für den Fall, 
dass die Unterlagen vollständig sind, beinhaltet § 7 Absatz 2 der 9. BImSchV keine 
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ausdrückliche Zeitvorgabe für die Reaktion der Genehmigungsbehörde gegenüber dem An-
tragsteller. In Einzelfällen kann es bei der Anwendung des § 7 der 9. BImSchV zur Über-
schreitung der in Artikel 16 Absatz 2 Satz 1 der Richtlinie genannten Höchstfristen kommen. 
Zur Sicherstellung der ordnungsgemäßen Richtlinienumsetzung werden die Zeitvorgaben 
des Artikels 16 Absatz 2 Satz 1 der geänderten Richtlinie (EU) 2018/2001 ausdrücklich in 
§ 10a Absatz 4 Nummer 1 BImSchG übernommen. Die Regelungen des § 7 der 9. BIm-
SchV modifizierend wird eine Maximalfrist von 30 beziehungsweise 45 Tagen festgelegt, 
die nicht nur die Vollständigkeitsprüfung durch die Genehmigungsbehörde, sondern auch 
die Reaktion der Behörde einschließt. Da es sich um Maximalfristen handelt, findet § 7 
Absatz 1 der 9. BImSchV unverändert Anwendung, soweit dies zu einer kürzeren Frist führt. 

§ 10a Absatz 4 Nummer 2 übernimmt die Regelung des bisherigen in § 10 Absatz 5a Num-
mer 3 Satz 2 BImSchG. 

Die Regelung, dass die zuständige und die zu beteiligenden Behörden die zur Prüfung des 
Antrags zusätzlich erforderlichen Unterlagen in einer einmaligen Mitteilung an den Antrag-
steller zusammenfassen sollen (§ 10 Absatz 5a Nummer 3 Satz 1 BImSchG), entfällt. Sie 
dient nicht der Richtlinienumsetzung und hat sich als vollzugsuntauglich erwiesen. Sollten 
die vom Antragsteller einmalig nachgereichten Unterlagen noch nicht zur Vollständigkeit 
ausreichen, müsste der Antrag abgelehnt werden. 

Zu § 10a Absatz 5: 

§ 10a Absatz 5 dient der Umsetzung von Artikel 16 Absatz 3 Satz 7 der geänderten Richt-
linie (EU) 2018/2001. 

Die vollständige Digitalisierung der unter die Richtlinie (EU) 2018/2001 fallenden Genehmi-
gungsverfahren dient der Beschleunigung der Genehmigungsverfahren. Die einschlägigen 
Regelungen, insbesondere des BImSchG und der Verordnung über das Genehmigungs-
verfahren (9. BImSchV), die eine elektronische Durchführung des Genehmigungsverfah-
rens ermöglichen, sind anzuwenden. § 3a Absatz 2 und 3 des Verwaltungsverfahrensge-
setzes bietet elektronische Ersatzmöglichkeiten für die durch § 10 Absatz 7 Satz 1 BIm-
SchG angeordnete Schriftform des Genehmigungsbescheids. 

Vor dem 21. November 2025 begonnene Genehmigungsverfahren sind elektronisch zu 
Ende zu führen. 

Zu § 10a Absatz 6: 

§ 10a Absatz 6 dient der Umsetzung von Artikel 16 Absatz 8 Buchstabe c der geänderten 
Richtlinie (EU) 2018/2001. 

Zu Nummer 4 

Zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2018/2001 vom 11. Dezember 2018 war in § 23b BIm-
SchG Absatz 3a neu geschaffenen worden, der im Wesentlichen Parallelregelungen zu de-
nen des § 10 Absatz 5a BImSchG enthielt. Auf die in den Drucksachen 19/27672 und 
19/30954 des Deutschen Bundestages enthaltenen Ausführungen zu den Regelungen des 
bisherigen § 23b Absatz 3a BImSchG wird hingewiesen. 

Vergleichbar dem Vorgehen in Bezug auf den bisherigen § 10a Absatz 5a BImSchG wird 
Absatz 3a aus § 23d BImSchG herausgelöst. Anstelle der Schaffung einer weiteren eigen-
ständigen Vorschrift mit Sonderregelungen für das störfallrechtliche Genehmigungsverfah-
ren wird zur Rechtsvereinfachung in einem neuen Absatz 4a des § 23b BImSchG auf den 
neuen § 10a BImSchG verwiesen. 

Der bislang in § 23b Absatz 3a Nummer 4 BImSchG verortete Verweis auf § 16b BImSchG 
entfällt, weil mögliche Anwendungsfälle nicht ersichtlich sind. 
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Zu Artikel 4 (Änderung des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung) 

Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht) 

Es handelt sich um die Anpassung der Inhaltsübersicht in Folge der Streichung des § 14b. 

Zu Nummer 2 (§ 2 Absatz 12) 

Pläne mit erheblichen Umweltauswirkungen durchlaufen nach der Richtlinie 2001/42/EG 
eine strategischen Umweltprüfung. Auf Projektebene sind überdies bestimmte Projekte, die 
erhebliche Umweltauswirkungen haben können, einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach 
der Richtlinie 2011/92/EU (UVP-Richtlinie) zu unterziehen. Diese Projekte sind in den An-
hängen zur Richtlinie im Einzelnen aufgelistet. Anhang I listet diejenigen Projekte, welche 
stets einer Umweltverträglichkeitsprüfung bedürfen, während Anhang II Projekte enthält, 
die nach Maßgabe des jeweiligen Rechts der Mitgliedstaaten UVP-pflichtig sind. Bei diesen 
Projekten bestimmen die Mitgliedstaaten entweder anhand einer Einzelfallprüfung oder an-
hand von Schwellenwerten oder Kriterien oder anhand einer Kombination beider Methoden 
die Projekte, die einer Umweltverträglichkeitsprüfung unterzogen werden müssen.  

Der Anhang II der UVP-Richtlinie enthält in Nummer 10 Buchstabe b auch das Projekt der 
Städtebauprojekte, die unter der Überschrift „Infrastrukturprojekte“ geführt werden. In 
Deutschland gelten folgende Schwellenwerte: Städtebauprojekte mit einer Grundfläche von 
20 000 Quadratmetern sind einer allgemeinen Vorprüfung zu unterziehen, für Städtebau-
projekte ab einer Grundfläche von mehr als 100 000 Quadratmetern ist eine Umweltver-
träglichkeitsprüfung verpflichtend. 

Bislang wurde in Deutschland der Begriff des Städtebauprojekts nicht näher definiert. Eine 
Definition soll nunmehr eingeführt werden, um die Handhabbarkeit des Begriffs zu verbes-
sern. Ein Städtebauprojekt ist danach ein Bauvorhaben, das seinem Wesen nach städtisch 
ist und ähnliche Umweltauswirkungen haben kann wie ein Einkaufszentrum oder ein Park-
platz, die beide ebenfalls in Anhang II Nummer 10 Buchstabe b aufgeführt werden. Damit 
folgt der deutsche Gesetzgeber der Auffassung der Kommission (KOM(2003) 334 endgül-
tig, S. 53), die in dem Entwurf der Empfehlungen der Kommission zur „Auslegung der De-
finitionen der in den Anhängen I und II der UVP-Richtlinie aufgeführten Projektkategorien“ 
(https://ec.europa.eu/environment/eia/pdf/cover_2015_de.pdf oder https://circabc.eu-
ropa.eu/ui/group/3b48eff1-b955-423f-9086-0d85ad1c5879/library/b01ce517-bc28-413b-
84f7-9762bd582539/details, S. 57) in neuerer Zeit bestätigt wurde. Weiter wurde in die De-
finition – ebenfalls gemäß diesen Empfehlungen – aufgenommen, dass Städtebauprojekte 
Wohn- und Geschäftsbauten sowie Sozial-, Bildungs- und Freizeiteinrichtungen beinhalten 
können. Es können also neben Wohnsiedlungen auch Krankenhäuser, Universitäten, 
Sportstadien, Kinos, Theater, Konzerthallen und andere Kulturzentren sowie die dafür vor-
gesehene Infrastruktur aufgrund ihres städtischen Charakters in diese Kategorie fallen. Es 
handelt sich meist, aber nicht zwangsläufig, um multifunktionale Vorhaben. Die bisher gel-
tenden Schwellenwerte sind weiterhin anzuwenden. 

Erfüllt ein Vorhaben die Definition des Städtebauprojekts, kann die Umweltverträglichkeits-
prüfung weiterhin auf der Ebene des Bebauungsplans durchgeführt werden. Die geltende 
Systematik hierfür soll nicht verändert werden. 

Vorhaben zum Ausbau der erneuerbaren Energien im bisherigen Außenbereich, insbeson-
dere Freiflächenanlagen zur Nutzung der solaren Strahlungsenergie, sind dagegen nicht in 
diesem Sinne als städtisch zu qualifizieren und können daher nicht länger als Städtebau-
projekte gelten, auch wenn für sie ein Bebauungsplan aufgestellt wird. Eine Pflicht zur 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung wird im Bundesrecht daher für diese 
Projekte nicht mehr begründet. Dies gilt auch für andere Bebauungspläne, die die Merkmale 
der Definition nicht erfüllen. 
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Freiflächenanlagen zur Nutzung der solaren Strahlungsenergie sollen nach Einführung des 
§ 249b BauGB ohne Aufstellung eines Bebauungsplans zugelassen werden können, wenn 
sie innerhalb eines im Flächennutzungsplan ausgewiesenen Solarenergiegebiets verwirk-
licht werden sollen. Auf Ebene des Flächennutzungsplans wird eine Umweltprüfung nach 
dem Baugesetzbuch durchgeführt, die die Anforderungen der Richtlinie 2001/42/EG an die 
strategische Umweltprüfung erfüllen muss. Die projektbezogenen Umweltauswirkungen 
sind dagegen grundsätzlich nicht mehr auf Ebene der Bauleitplanung, sondern auf Ebene 
der Vorhabenzulassung zu prüfen.  

Für Solarenergiegebiete, die im Flächennutzungsplan gleichzeitig als Beschleunigungsge-
biete nach § 249c BauGB ausgewiesen werden, bedarf es keiner eigenständigen UVP-
Pflicht. In diesen Gebieten tritt das Screening nach § 6c WindBG an die Stelle dieser Prü-
fung. Für Solarenergiegebiete nach § 249b BauGB, die nicht zugleich nach § 249c BauGB 
als Beschleunigungsgebiete ausgewiesen werden sollen, ist eine gegebenenfalls erforder-
liche Umweltverträglichkeitsprüfung im bauaufsichtlichen Verfahren nach den jeweiligen 
Landesbauordnungen durchzuführen. Die Pflicht zur Umweltverträglichkeitsprüfung kann 
für diese Fälle aus Kompetenzgründen nicht bundesgesetzlich begründet werden, sondern 
ist in den Landes-UVP-Gesetzen umzusetzen. 

Zu Nummer 3 (§ 14b) 

Durch die Aufnahme der obenstehenden Definition der Städtebauprojekte fallen Freiflä-
chenanlagen zur Nutzung der solaren Strahlungsenergie nicht mehr unter diesen Begriff. 
Für diese Vorhaben wird eine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeits-
prüfung im UVPG nicht mehr begründet. Daher wird auch die Ausnahme von dieser Ver-
pflichtung in§ 14b UVPG obsolet und kann damit entfallen. Eine dem § 14b UVPG in der 
bisherigen Fassung entsprechende Ausnahmevorschrift wäre bei Einführung einer landes-
rechtlichen Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung dort aufzuneh-
men. 

Zu Nummer 4 (Anlage 1 Nummer 18.7) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu der Einführung einer Definition für den Begriff 
der Städtebauprojekte in § 2 Nummer 12 UVPG. Es ist von „sonstigen Städtebauprojekten“ 
die Rede, da auch bereits die Bauvorhaben in den Nummern 18.4 und 18.6 unter die neue 
Definition fallen können. 

Zu Nummer 5 (Anlage 5 Nummer 1.19) 

Es handelt sich um Folgeänderungen, die aufgrund der Umsetzung der Richtlinie (EU) 
2023/2413 im Bereich Netze erforderlich sind. 

Zu Artikel 4 (Änderungen des Baugesetzbuches) 

Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht) 

Es handelt sich um die Anpassung der Inhaltsübersicht infolge der Einfügung der §§ 249a, 
249b und 249c und der Verschiebung der bisherigen §§ 249a und 249b in die §§ 249d und 
249e sowie der Einfügung der Anlage 3. 

Zu Nummer 2 (§ 5 Absatz 2b) 

In § 5 Absatz 2b BauGB soll geregelt werden, dass auch für die Ausweisung von Beschleu-
nigungsgebieten für Windenergie an Land im Sinne des § 249a, von Solarenergiegebieten 
im Sinne des § 249b sowie von Beschleunigungsgebieten für Solarenergie im Sinne des § 
249c sektorale Teilflächennutzungspläne aufgestellt werden können. Dies bietet sich bei-
spielsweise für Gemeinden an, die über keinen Flächennutzungsplan verfügen. Um die In-
strumente der §§ 249a bis 249c BauGB nutzen zu können, bedarf es in diesen Fällen nicht 
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der erstmaligen Erstellung eines Flächennutzungsplans für das ganze Gemeindegebiet. 
Vielmehr kann sich die Planung auf die Ausweisung der in § 249a bis § 249c genannten 
Gebiete beschränken. Gleiches gilt bereits seit dem Gesetz zur Erhöhung und Beschleuni-
gung des Ausbaus von Windenergieanlagen an Land vom 20. Juli 2022 (BGBl. I S. 1353) 
für die Ausweisung von Windenergiegebieten im Sinne des § 249 Absatz 2. Liegt in einer 
Gemeinde ein Flächennutzungsplan bereits vor, kann dieser im Übrigen auch weiterhin ge-
ändert werden, gegebenenfalls auch nur partiell im Hinblick auf die Ausweisung von Gebie-
ten für die erneuerbaren Energien. 

Zu Nummer 4 

§ 245f BauGB soll in Absatz 3 um eine Überleitungsvorschrift zu diesem Gesetz ergänzt 
werden. 

§ 249a BauGB sieht vor, dass Windenergiegebiete im Flächennutzungsplan verpflichtend 
als Beschleunigungsgebiete auszuweisen sind, wenn die Voraussetzungen dieses Absat-
zes vorliegen. § 233 Absatz 1 BauGB wiederum erklärt Gesetzesänderungen für laufende, 
bereits förmlich eingeleitete Verfahren für unbeachtlich, solange das Gesetz nicht auf die 
neue Rechtslage umstellt. 

Die Regelung in § 245f Absatz 3 BauGB modifiziert diese Rechtslage in Bezug auf die 
Beschleunigungsgebiete für Windenergie nach § 249a BauGB. Danach sollen zum Zeit-
punkt des Inkrafttretens von § 249a BauGB (neue Fassung) neu in Aufstellung befindliche 
Windenergiegebiete sogleich auch als Beschleunigungsgebiete im Sinne dieser Vorschrift 
ausgewiesen werden. Die Gemeinde ist demnach nicht mehr frei in ihrem Ermessen nach 
§ 233 Absatz 1 BauGB, sondern soll in aller Regel auch im Falle von begonnenen Verfahren 
zur Neuausweisung von Windenergiegebieten in Flächennutzungsplänen § 249a BauGB 
anwenden, also darüber entscheiden, ob eine Ausweisung als Beschleunigungsgebiet er-
folgen kann. 

In Ausnahmefällen kann die Gemeinde hiervon abweichen. Das ist insbesondere der Fall, 
wenn sich das Planverfahren infolge der Berücksichtigung des § 249a BauGB erheblich 
verzögern würde, etwa weil die Öffentlichkeits- oder Behördenbeteiligung nach den §§ 3 
Absatz 2, 4 Absatz 2 BauGB allein aufgrund der Rechtsänderung vollumfänglich wiederholt 
werden müsste. In diesen Fällen ist es zweckmäßig und soll es der Gemeinde ermöglicht 
werden, das Verfahren auf der Grundlage der alten Rechtslage zu Ende zu führen und 
anschließend in einem gesonderten Planungsverfahren die Ausweisung der Beschleuni-
gungsgebiete vorzunehmen. Die Regelung soll insbesondere die notwendige Flexibilität 
schaffen, damit die Planungsträger eine rechtzeitige Ausweisung von Windenergiegebieten 
zur Erreichung der Flächenbeitragswerte gewährleisten können.  

Zu Nummer 4 

Zu § 249a (Beschleunigungsgebiete für Windenergie an Land) 

Der vorgeschlagene § 249a BauGB knüpft an die Darstellung von Windenergiegebieten 
nach § 2 Nummer 1 WindBG im Flächennutzungsplan an. Es handelt sich um eine Umset-
zung von Artikel 15c der Richtlinie (EU) 2018/2001, soweit die dortigen Vorgaben das Pla-
nungsrecht betreffen. Mit dieser Vorschrift werden die Mitgliedstaaten dazu verpflichtet, bis 
zum 21. Februar 2026 dafür Sorge zu tragen, dass Beschleunigungsgebiete für die erneu-
erbaren Energien in erheblichem Umfang ausgewiesen werden. Um dieses Ziel zu errei-
chen, ist es erforderlich, dass der gesetzliche Rahmen für diese Planungen möglichst früh-
zeitig geschaffen wird. 

Für Vorhaben zur Nutzung der erneuerbaren Energien innerhalb von Beschleunigungsge-
bieten sieht die Richtlinie auf der Ebene der Vorhabenzulassung ein strenges Fristenregime 
und Vereinfachungen vor. Um Beschleunigungsgebiete auszuweisen, werden hingegen auf 
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der Planungsebene zusätzlich zu den verfahrensrechtlichen Erfordernissen der Umweltprü-
fungen Vorgaben für den Umwelt- und Naturschutz eingeführt. 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 knüpft an die Ausweisung von Windenergiegebieten im Sinne des § 2 Nummer 1 
WindBG an, soweit diese durch Bauleitpläne erfolgt. Für Raumordnungspläne soll die Re-
gelung der Festlegung von Beschleunigungsgebieten eigenständig in § 28 ROG umgesetzt 
werden (vgl. u. Artikel 5). Windenergiegebiete sind unter den Voraussetzungen des § 249a 
im Plan als Beschleunigungsgebiete auszuweisen, in denen dann das in § 6b des Wind-
energieflächenbedarfsgesetzes umgesetzte (Artikel 1 dieses Gesetzes) beschleunigte Ge-
nehmigungsverfahren nach Artikel 16a der Richtlinie (EU) 2018/2001 anzuwenden ist. Vo-
raussetzung für die Ausweisung eines Gebietes als Beschleunigungsgebiet ist, dass die 
Nutzung der jeweiligen Energieart dort voraussichtlich keine erheblichen Umweltauswirkun-
gen hat (Artikel 15c Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe a der Richtlinie (EU) 2018/2001 ). 
Der in der Richtlinie verwendete Begriff der erheblichen Umweltauswirkungen entspricht 
nicht dem im Rahmen des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung gebräuchli-
chen Begriff. Nach dem Sinn und Zweck der Richtlinie kommt es vorliegend darauf an, dass 
die Erhaltungsziele nach der FFH-Richtlinie und europarechtlich besonders geschützte Ar-
ten sowie Bewirtschaftungsziele nach der Wasserrahmenrichtlinie nicht beeinträchtigt wer-
den.  

Absatz 1 Satz 2 setzt Artikel 15c Absatz 1 der Richtlinie insoweit um, als danach Beschleu-
nigungsgebiete dort ausgeschlossen sind, wo Vorhaben voraussichtlich erhebliche Umwelt-
auswirkungen haben würden (gebietsbezogene Ausnahmeregelung): Die in den Nummern 
1 und 2 genannten Kategorien von Gebieten gestalten abschließend die Fälle aus, in denen 
es voraussichtlich erhebliche Umweltauswirkungen im Sinne dieser Vorschrift geben würde. 
Die als Nummer 1 genannte Kategorie betrifft Natura 2000-Gebiete und Gebiete, die im 
Rahmen nationaler Programme zum Schutz der Natur und der biologischen Vielfalt ausge-
wiesen sind. Die Gebietskulisse entspricht insoweit im Wesentlichen derjenigen in § 6a 
WindBG, in dem bereits Artikel 15c Absatz 4 der Richtlinie (EU) 2018/2001 vorgezogen 
umgesetzt wurde Hinzugekommen ist die Kategorie nach Nummer 2. Diese betrifft sensible 
Gebiete. 

Bei Letzteren handelt es sich um ökologisch hochwertige und empfindlich Gebiete, wie z.B. 
Dichtezentren, Schwerpunktvorkommen, Brut- und Rastgebiete, Kolonien und sonstige An-
sammlungen betroffener Arten. Bei der Festlegung der sensiblen Gebiete ist artspezifisch 
zu prüfen, ob ein angemessener Sicherheitsabstand vorzusehen ist. 

Eine Nichteinhaltung der Bewirtschaftungsziele nach § 27 WHG wird in diesem Zusammen-
hang nicht als gebietsbezogener Ausschlusstatbestand aufgeführt, da bei Nichteinhaltung 
der Bewirtschaftungsziele nicht ein bestimmtes Gebiet als Beschleunigungsgebiet aus-
scheidet. Ist absehbar, dass die Bewirtschaftungsziele nach § 27 WHG etwa im Falle einer 
vorgesehenen Errichtung von Windenergieanlagen in einem oberirdischen Gewässer ein-
schließlich seines Ufers oder auf einer für die Gewässerentwicklung vorgesehenen angren-
zenden Fläche nicht eingehalten werden können, ist dem vielmehr, soweit erforderlich, ins-
besondere dadurch Rechnung zu tragen, dass von der Errichtung der Anlagen im Gewäs-
ser bzw. auf dieser Fläche abgesehen wird und der Standort der Anlage entsprechend ver-
legt wird (Minderungsmaßnahme im Sinne von Absatz 2). 

Die Darstellung als Beschleunigungsgebiet wird in der Regel gemeinsam mit der Darstel-
lung als Windenergiegebiet erfolgen; die Ausweisung als Beschleunigungsgebiet und die 
Darstellung von entsprechenden Minderungsmaßnahmen kann aber auch nachträglich in 
einem hierzu durchzuführenden Änderungsverfahren des Flächennutzungsplans erfolgen. 
Insoweit ist der neue § 245f Absatz 3 zu beachten (siehe oben). 
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Für die planerische Ausweisung finden – im Einklang mit Artikel 15d Absatz 1 der Richtlinie 
(EU) 2018/2001 – die allgemeinen Verfahrensregelungen über die Planaufstellung bzw. -
änderung nach BauGB einschließlich der dort vorgesehenen Umweltprüfung und Öffent-
lichkeitsbeteiligung Anwendung, vgl. Artikel 15d Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2018/2001. 
Durch die allgemeinen Vorschriften zur Ermittlung und Bewertung des Abwägungsmaterials 
im Sinne des § 1c BauGB sowie der Abwägung nach § 1 Absatz 5 BauGB und die ergän-
zenden Regelungen zur Umweltprüfung und zum Umweltbericht in § 2 Absatz 4 in Verbin-
dung mit der Anlage 1 ist sichergestellt, dass die Gemeinden alle geeigneten und verhält-
nismäßigen Instrumente und Datensätze zur Gebietsermittlung heranziehen. Der Umfang 
der Umweltprüfung im Planverfahren bleibt unverändert und richtet sich weiterhin nach den 
genannten Vorschriften des allgemeinen Teils.  

Der Grundsatz des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden gemäß § 1b Absatz 2 
BauGB sowie die umweltbezogenen Belange in § 1c Absatz 3, die Belange der Landwirt-
schaft in § 1c Absatz 4 Nummer 2 BauGB sowie der Belang der multifunktionalen Nutzung 
in § 1b Absatz 5 Nummer 2 BauGB stellen sicher, dass die Gemeinden künstliche und ver-
siegelte sowie vorbelastete, für die Landwirtschaft nicht nutzbare Flächen vorrangig aus-
wählen Dadurch ist den Anforderungen des Artikels 15c Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe 
a i) und iii) der Richtlinie (EU) 2018/2001 Rechnung getragen. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 schreibt vor, dass mögliche negative Umweltauswirkungen durch wirksame Min-
derungsmaßnahmen zu vermeiden oder, soweit sie unvermeidbar sind, erheblich zu ver-
ringern sind.  

Die Gebiete, in denen erhebliche Umweltauswirkungen zu erwarten sind, werden bereits 
nach Absatz 1 von der Darstellung als Beschleunigungsgebietausgeschlossen, sodass sich 
die die Regeln für wirksame Minderungsmaßnahmen auf die Vermeidung und Verringerung 
verbleibender Auswirkungen auf die in Absatz 2 genannten Schutzgüter beziehen. Durch 
diese Regelung wird Artikel 15c Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe b der Richtlinie (EU) 
2018/2001 umgesetzt. [Gemäß Satz 2 kann für die Darstellung der Regeln für wirksame 
Minderungsmaßnahmen das Regelwerk in Anlage 3 übernommen werden.] 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 stellt klar, dass etwaige Fehler bei der Darstellung als Beschleunigungsgebiet 
nicht zur Unwirksamkeit des zugrundeliegenden Windenergiegebietes im Übrigen führen. 

Nach der ständigen Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts zu § 47 Absatz 5 der 
Verwaltungsgerichtsordnung ist eine Norm nicht insgesamt sondern nur teilweise für un-
wirksam zu erklären, wenn die unwirksame Teilregelung von den übrigen Bestimmungen 
abtrennbar (Teilbarkeit) und anzunehmen ist, dass der Normgeber die verbleibenden Best-
immungen auch ohne den unwirksamen Teil beschlossen hätte (vgl. nur Bundesverwal-
tungsgericht, Beschluss vom 6. November 2007 – 4 BN 44/07). 

Da die Darstellung eines Beschleunigungsgebietes zusätzlich erfolgt, dürfte diese stets von 
der Darstellung als Windenergiegebiet trennbar sein. 

Zu § 249b (Sonderregelungen für Solarenergiegebiete) 

Durch § 249b BauGB soll die Vorgabe aus dem Bund-Länder-Pakt für Planungs-, Geneh-
migungs- und Umsetzungsbeschleunigung (Z. 471 ff.) umgesetzt werden, ein eigenes, 
schnelles und schlankes Verfahren insbesondere für die Flächenbereitstellung für Solar-
energievorhaben zu schaffen. Dieses Verfahren tritt neben die Möglichkeit der Aufstellung 
von Bebauungsplänen, die den Gemeinden weiterhin offensteht. 

Damit auch künftig die Ausbauziele für die Photovoltaik erreicht werden können, sind die 
Planungsträger aufgefordert, im Rahmen ihrer Planungshoheit unter Berücksichtigung der 
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gesetzlichen Ausbauziele Potenzialflächen im Gemeindegebiet zu identifizieren und auszu-
weisen. Zusätzlich wird erstmalig die Möglichkeit zur Ausweisung von Potenzialflächen für 
Solarthermie geschaffen. Hierzu soll das planungsrechtliche Instrumentarium für die Flä-
chenbereitstellung gestrafft werden. Dazu führt § 249b BauGB die Möglichkeit ein, in Flä-
chennutzungsplänen – und im Falle des Gebrauchmachens von der Länderöffnungsklausel 
in Absatz 3 auch in Raumordnungsplänen – besondere Solarenergiegebiete auszuweisen, 
innerhalb derer Vorhaben zur Nutzung der Solarenergie sowie Energiespeicher im räumli-
chen Zusammenhang mit der Solaranlage ohne Aufstellung eines Bebauungsplans zuge-
lassen werden können. Rechtsfolge der Planung ist also eine (verstärkte) Privilegierung 
innerhalb der planerisch ausgewiesenen Bereiche. 

Die Neuregelung ermöglicht, für das gesamte Gemeindegebiet grundsätzlich geeignete 
Flächen für Vorhaben zur Nutzung der Solarenergie zu identifizieren und sodann auch pla-
nerisch auszuweisen. Weil im Nachgang die Aufstellung eines Bebauungsplans für jede 
Einzelanlage entfällt, wird das Planungsverfahren auf Ebene des Flächennutzungsplans 
gebündelt.  

Synergien und Vereinfachungen ergeben sich außerdem dadurch, dass die planungsrecht-
liche Rechtslage für die Solarenergie an die für die Windenergie bereits geltende Systema-
tik angenähert wird, indem eine abschließende planerische Steuerung über Flächennut-
zungspläne bzw., im Falle des Gebrauchmachens von der Länderöffnungsklausel nach Ab-
satz 3, auch über Raumordnungspläne ermöglicht wird. Denn durch die Neuregelung kann 
die Ausweisung von Windenergiegebieten verfahrenstechnisch mit der Ausweisung von 
Solarenergiegebieten verbunden werden. 

Hinzu kommt, dass die Solarenergiegebiete nach § 249b Voraussetzung und Anknüpfungs-
punkt für die Ausweisung von Beschleunigungsgebieten im Sinne von Artikel 15c der Richt-
linie (EU) 2018/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2018 
zur Förderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen (Richtlinie (EU) 
2018/2001) für den Bereich Solarenergie sind. Die Umsetzung dieser Beschleunigungspo-
tenziale in § 249c BauGB knüpft an die Solarenergiegebiete nach § 249b BauGB an und 
führt diese weiter. 

Für die Aufstellung und Änderung der Flächennutzungspläne gilt das Regelverfahren ein-
schließlich der Durchführung einer vollumfänglichen Umweltprüfung. Ein Verzicht auf die 
Umweltprüfung ist einerseits nach der Richtlinie 2001/42/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 27. Juni 2001 über die Prüfung der Umweltauswirkungen bestimmter 
Pläne und Programme (SUP-Richtlinie) weder möglich, noch erscheint er zweckmäßig, da 
das europäische Recht jedenfalls für die Ausweisung von Beschleunigungsgebieten im 
Sinne des § 249c BauGB, die auf Solarenergiegebiete nach dieser Vorschrift aufsetzt, die 
Durchführung einer vollwertigen strategischen Umweltprüfung vorschreibt.  

Die gesetzlichen Anforderungen an die Umweltprüfung sind für den Flächennutzungsplan 
und den Bebauungsplan identisch (geregelt in §§ 2 Absatz 4, 2a BauGB). Auch die weiteren 
Planungsgrundsätze wie etwa die Bodenschutzklausel in § 1a Absatz 2 BauGB und die 
Vorgaben zur Vermeidung und zum Ausgleich möglicher Beeinträchtigungen nach § 1a 
Absatz 3 BauGB sowie der Belangekatalog und das Abwägungsgebot in § 1 Absatz 6 bzw. 
7 BauGB gelten unterschiedslos für den Flächennutzungsplan wie den Bebauungsplan. 
Dennoch ergeben sich unterschiedliche Anforderungen an die Berücksichtigung der Be-
lange, an den Ausgleich, an die Abwägung und auch an die Detailtiefe der Umweltprüfung 
aus der unterschiedlichen Funktion beider Planungsebenen. Der Flächennutzungsplan legt 
als vorbereitender Bauleitplan die Grundzüge der Bodennutzung fest und dient als – ver-
waltungsinterne – Grundlage für nachfolgende Planungen, also insbesondere Bebauungs-
pläne. Das bedeutet, dass die Gemeinde nicht schon alles auf dieser ersten Ebene klären 
muss, sondern bestimmte Dinge, die bspw. eine konkrete bauliche Nutzung oder die Fest-
setzung von Gebietsgrenzen betreffen, der nachfolgenden Bebauungsplanebene überlas-
sen kann. Die jeweilige Planung muss daher bei der Entscheidung über die geeigneten 
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Flächen die Umweltbelange dergestalt prüfen, wie dies auf dieser Ebene und unter Berück-
sichtigung der Rechtsfolgen und der Bindungswirkung der jeweiligen Planung sinnvoll mög-
lich ist. 

§ 249b BauGB greift in dieses hergebrachte Plangefüge ein und verschafft der Ebene der 
Flächennutzungsplanung im Bereich der Solarenergie eine stärkere Bedeutung unmittelbar 
für die Zulässigkeit von Einzelvorhaben. Der Flächennutzungsplan wird im Bereich der So-
larenergie (auch als sachlicher Teilflächennutzungsplan für Teile des Gemeindegebiets 
nach § 5 Abs. 2a BauGB) funktional dem Bebauungsplan angenähert. Dies hat Auswirkun-
gen auf die Prüfung der Umweltbelange bei Aufstellung des Flächennutzungsplans. Soweit 
die Planwirkungen über die hergebrachte verwaltungsinterne Wirkung des Flächennut-
zungsplans hinausgehen, müssen die zur Rechtfertigung dieser Planwirkungen erforderli-
chen Belange, die auf der Planebene vorentschieden werden, ermittelt, bewertet und an-
schließend abgewogen werden. Andererseits sind die Anforderungen nicht mit denjenigen 
des Bebauungsplanverfahrens für Solarenergieanlagen identisch. Dies folgt einerseits aus 
dem größeren Maßstab des Flächennutzungsplans, dem fehlenden Bezug zu einem kon-
kreten Projekt und auch daraus, dass der Flächennutzungsplan gerade noch kein Baurecht 
schafft, sondern zunächst eine Außenbereichsprivilegierung begründet. Der Planverwirkli-
chung können also grundsätzlich immer noch öffentliche Belange entgegenstehen. Hierbei 
handelt es sich insbesondere um solche Belange, die anlagenspezifisch sind und daher 
ohnehin nur auf Zulassungsebene geprüft werden können. Die beschriebene Systematik 
führt nicht zu einem Abbau der Anforderungen an eine Umweltprüfung, sondern lediglich 
zu einer Verschiebung innerhalb der Prüfungsebenen. 

Durch die vorgeschlagene Regelung soll die Flächenbereitstellung für Vorhaben zur Nut-
zung der Solarenergie und für zugehörige Energiespeicher beschleunigt werden, ohne den 
Ansatz der planerischen Flächenauswahl aufzugeben. Die Regelung unterstützt so – im 
Strombereich – die Erreichung der Ziele und Ausbaupfade des Erneuerbare-Energien-Ge-
setzes und im Wärmebereich die Transformation hin zu einer fossilfreien Wärmeversor-
gung.  

Zu Absatz 1 

Absatz 1 Satz 1 sieht vor, dass im Flächennutzungsplan Gebiete, die grundsätzlich für die 
Belegung mit Anlagen zur Nutzung der Solarenergie geeignet sind, als Solarenergiegebiete 
nach § 249b BauGB dargestellt werden können.  

Der Anwendungsbereich erstreckt sich zunächst auf sämtliche Solarenergievorhaben, also 
sowohl zur Erzeugung von Strom als auch von Wärme (Photovoltaik und Solarthermie). Die 
Gemeinden können innerhalb dieses gesetzlichen Rahmens bestimmen, für welche Vorha-
ben die Ausweisung des Solarenergiegebiets gelten soll. Sie können im Plan ebenfalls vor-
sehen, dass Solarenergieanlagen mit bestimmten Energiespeichern (Strom und Wärme) 
am Standort dieser Anlagen verbunden werden können. Die erfassten Speicher müssen im 
räumlichen Zusammenhang mit der Solarenergieanlage verwirklicht werden. Der Plan kann 
ergänzende Bestimmungen zur Dimensionierung der Speicher, auch im Verhältnis zu der 
Solarenergieanlage enthalten. Die Speicher sind rechtlich nicht auf die Speicherung der vor 
Ort erzeugten erneuerbaren Energie beschränkt, weil eine solche Vorgabe insbesondere 
bei einer Verbindung mit dem Strom- oder einem Wärmenetz nicht praktikabel erscheint. 

In den ausgewiesenen Solarenergiegebieten sind die im Plan näher bezeichneten Vorha-
ben – ohne Aufstellung eines Bebauungsplans – bauplanungsrechtlich zulässig sind, wenn 
die in den Nummern 1 bis 3 genannten Voraussetzungen gegeben sind. So dürfen dem 
Vorhaben öffentliche Belange im Sinne des § 35 Absatz 3 Satz 1 BauGB nicht entgegen-
stehen, die ausreichende Erschließung muss gesichert sein und es muss für den Fall der 
dauerhaften Nutzungsaufgabe eine Verpflichtungserklärung zum Rückbau und zur Beseiti-
gung der entstandenen Bodenversiegelungen entsprechend § 35 Absatz 5 Satz 2 erster 
Halbsatz BauGB abgegeben worden und die Einhaltung dieser Verpflichtung entsprechend 
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§ 35 Absatz 5 Satz 3 BauGB muss sichergestellt sein. Bei der Entscheidung über die Vor-
habenzulässigkeit ist außerdem § 36 BauGB entsprechend anzuwenden. 

Mit der Ausweisung ist folglich keine Begründung von Baurechten verbunden, sondern die 
Planung wirkt zunächst wie eine Privilegierung. Die Privilegierung ist gegenüber einer ge-
setzlichen Privilegierung gestärkt, denn die grundsätzliche Eignung der ausgewiesenen 
Gebiete für die Belegung mit bestimmten Solarenergieanlagen wurde bereits im Rahmen 
des Planverfahrens bejaht. 

Die Gemeinde muss im Plan nähere Bestimmungen zu der Art der Vorhaben treffen, ins-
besondere welche Art der Solarenergie genutzt wird. Weitergehende Konkretisierungen, 
etwa zum Maß der baulichen Nutzung, sind denkbar. Beispielsweise können Anlagen mit 
einer auffälligeren Kubatur ausgenommen werden. 

Zu Absatz 2 

In Absatz 2 wird die Abschichtung der erforderlichen Prüfungen zwischen der Planungs- 
und Genehmigungsebene hinsichtlich bestimmter Aspekte ausdifferenziert. Aufgelistet wer-
den hier vor allem die flächen- und umgebungsbezogenen Belange, die auf der Planebene 
bereits bekannt sind und daher dort abschließend gewürdigt werden können. Insbesondere 
bezüglich dieser Belange erhöhen sich die Anforderungen an die Planrechtfertigung gegen-
über dem status quo. Denn die genannten Belange sollen nach Maßgabe des Entwurfs 
nicht mehr auf der Zulassungsebene geprüft werden können. Das hat zur Folge, dass der 
Plangeber bei Aufstellung eines solchen Plans dieser neuen Rechtsfolge Rechnung tragen 
muss, indem er alle zur Begründung dieser Rechtsfolge notwendigen Belange ermittelt, 
bewertet und anschließend abwägt, damit er im Hinblick auf die genannten Belange eine 
abwägungsgerechte Entscheidung treffen kann. Satz 2 stellt dies klar. 

Bei den auf Planebene grundsätzlich abschließend zu prüfenden Belangen handelt es sich 
zunächst um die Belange des Denkmalschutzes, sowie des Erholungswertes der Land-
schaft oder des Orts- und Landschaftsbildes sowie die Belange nach § 35 Absatz 3 Num-
mer 4 BauGB (keine unwirtschaftlichen Aufwendungen für Straßen oder andere Verkehrs-
einrichtungen, für Anlagen der Versorgung oder Entsorgung, für die Sicherheit oder Ge-
sundheit oder für sonstige Aufgaben) und Nummer 7 (Entstehung, Verfestigung oder Er-
weiterung einer Splittersiedlung).  

Gemäß Nummer 3 können auch Belange des Bodenschutzes Vorhaben in Solarenergiege-
bieten nicht entgegengehalten werden. Bodenbelange sind jedoch umfassend und ab-
schließend bereits in der Flächennutzungsplanung zu ermitteln, zu bewerten und anschlie-
ßend abzuwägen. Sofern erforderlich, sollen im Hinblick auf die Belange des Bodenschut-
zes auch ergänzende Vorgaben für die Durchführung oder Ausgestaltung der zulässigen 
Vorhaben getroffen werden. Kann der Plan nicht sicherstellen, dass eine Beeinträchtigung 
der natürlichen Bodenfunktionen vermieden oder kompensiert wird, bleibt der Belang im 
Rahmen der Vorhabenzulassung weiterhin beachtlich und kann der Planverwirklichung ent-
gegenstehen, zum Beispiel im Falle anlagenspezifischer Belange, die nur auf Zulassungs-
ebene geprüft werden können. Die Bodenschutzklausel in § 1a Absatz 2 BauGB, die Vor-
gaben zur Vermeidung und zum Ausgleich möglicher Beeinträchtigungen nach § 1a Absatz 
3 BauGB sowie der Belangekatalog und das Abwägungsgebot in § 1 Absatz 6 und 7 BauGB 
bleiben unberührt. Kompensationsmaßnahmen sollten mit Blick auf den Erhalt der Boden-
funktionen – wie z.B. die Wasseraufnahme- und -speicherfähigkeit – nach Möglichkeit am 
Standort des Vorhabens bzw. in räumlichem Verbund erfolgen. Die LABO Arbeitshilfe zum 
Thema „Bodenschutz in der Umweltprüfung nach BauGB - Leitfaden für die Praxis der Bo-
denschutzbehörden in der Bauleitplanung“ (Januar 2009) bietet fachliche Unterstützung für 
die Planungsträger bei Durchführung der Prüfschritte. 

Satz 3 enthält eine Regelung für den Fall, dass infolge der Ausweisung des Solarenergie-
gebiets im Flächennutzungsplan Handlungen zu erwarten sind, die Bestimmungen der 



 - 49 - Bearbeitungsstand: 02.04.2024  13:18 

Erklärung zur Unterschutzstellung eines Landschaftsschutzgebiets entgegenstehen. Dies 
kann insbesondere der Fall sein, wenn das Solarenergiegebiet sich ganz oder teilweise mit 
einem ausgewiesenen Landschaftsschutzgebiet überschneidet. Die Gemeinde kann dann 
beantragen, dass vor der Aufstellung, Änderung oder Ergänzung des Flächennutzungs-
plans eine Ausnahme oder Befreiung von den Bestimmungen der Unterschutzstellung ent-
schieden wird. Welche Behörde zuständig ist, richtet sich nach Landesrecht. Handelt es 
sich hierbei um eine Behörde innerhalb der Gemeindeverwaltung, entfällt das Antragserfor-
dernis. Die Länder können ergänzende Regelungen zum Verfahren treffen. 

Zu Absatz 3 

In Absatz 3 wird den Ländern im Wege einer Länderöffnungsklausel ermöglicht, in Raum-
ordnungsplänen Vorranggebiete für die in Absatz 1 Satz 1 genannten Vorhaben mit den in 
den Absätzen 1 Satz 2 Nummer 1 bis 3 sowie Absatz 2 geregelten Wirkungen für die Vor-
habenzulässigkeit festzulegen.  

Die Hochzonung auf die Raumordnungspläne bietet sich insbesondere dann an, wenn die 
Ausweisung von Windenergiegebieten nach § 249 Absatz 2 BauGB in erster Linie auf 
Ebene der Raumordnung erfolgt und die Flächenbereitstellung zur Nutzung der Solarener-
gie durch Integration in dieselben Planwerke für sinnvoll erachtet wird. Insbesondere kön-
nen sich durch eine Bündelung weitere Beschleunigungseffekte ergeben. 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Gebiete für die Windenergie und solche für die So-
larenergie nicht zwangsläufig im selben Verfahren ausgewiesen werden müssen, auch 
wenn die Ausweisung auf derselben Planebene erfolgen soll. Ohne Weiteres möglich sind 
auch getrennte Verfahren, insbesondere wenn ansonsten die Gefahr besteht, dass lau-
fende Planverfahren verzögert würden. 

Zu Absatz 4 

Absatz 4 enthält eine Regelung zur Förderung der Mehrfachnutzung und Bündelung von 
Flächen für die Nutzung der Wind- und Sonnenenergie. Die Bündelung dient dem Schutz 
des Außenbereichs und damit einem wesentlichen Grundsatz des Bauplanungsrechts. Bei 
mit Windenergieanlagen belegten Gebieten werden die Bereiche zwischen den einzelnen 
Anlagen von den Windenergieanlagen und der zugehörigen Infrastruktur oftmals nicht in 
Anspruch genommen. Sollten die Standorte sich aber gleichermaßen auch für die Belegung 
mit Solarenergieanlagen eignen, etwa weil es sich um landwirtschaftlich nicht nutzbare oder 
ökologisch minderwertige Flächen handelt, kann die Bündelung eine weitergehende Inan-
spruchnahme des Außenbereichs erübrigen. 

Die Bündelung bedarf jedoch der Koordination. So muss das Verhältnis der Technologien 
zueinander eindeutig geregelt werden.  

Der Interessenausgleich soll dadurch hergestellt werden, dass ein gesetzlicher Vorrang der 
Windenergie angeordnet wird. Dies ermöglicht es auch, die Gebiete weiterhin voll auf die 
Flächenbeitragswerte des Windenergieflächenbedarfsgesetzes anrechnen zu können. Der 
Vorrang wird auf Vorhabenebene konkret umgesetzt, indem sich der Vorhabenträger einer 
Solaranlage vor Errichtung dazu verpflichten muss, die Anlage in erforderlichem Umfang 
zurückzubauen oder den Rückbau zu dulden, soweit dies räumlich und zeitlich für die Er-
richtung, den Betrieb oder das Repowering eines Vorhabens nach § 35 Absatz 1 Nummer 5 
BauGB, das der Erforschung, Entwicklung oder Nutzung der Windenergie dient, erforderlich 
ist. Dies dürfte regelmäßig nur einen Teil der Anlage betreffen.  

Ob und inwieweit ein Vorhabenträger die planungsrechtliche Möglichkeit trotz des Rück-
baurisikos nutzt, ist seine unternehmerische Entscheidung. Regelmäßig wird es für die Vor-
habenträger attraktiver sein, Solarenergieanlagen erst dann zu errichten, wenn der Stand-
ort der Windenergieanlagen feststeht bzw. die Fläche bereits mit Windenergieanlagen be-
baut ist. Aber auch für diesen Fall ist die Rückbauverpflichtung erforderlich, damit 
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Standortverlagerungen der Windenergieanlagen im späteren Planungsverlauf oder im Rah-
men des Repowerings nicht zu ungelösten Konflikten führen. 

Da die Windenergieplanung- und -genehmigung einen beträchtlichen Zeitraum in Anspruch 
nehmen kann, kann die Fläche in dieser Zeit ggf. auch übergangsweise durch Solarenergie-
Module genutzt werden. So wird sichergestellt, dass sinnvoll nutzbare Flächen nicht unnötig 
blockiert werden.  

Zu § 249c (Beschleunigungsgebiete für Solarenergie) 

Solarenergiegebiete nach § 249b BauGB können zusätzlich auch als Beschleunigungsge-
biete für Solarenergie dargestellt werden. Die Vorschrift dient der Umsetzung des Artikels 
15c der Richtlinie (EU) 2018/2001. Die Vorschrift ist angelehnt an die Regelung zu den 
Beschleunigungsgebieten für die Windenergie an Land in § 249a BauGB, sodass auf die 
dortige Erläuterung grundsätzlich verwiesen wird.  

Wie auch bei § 249a BauGB finden für die Darstellung im Flächennutzungsplan – im Ein-
klang mit Artikel 15d Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2018/2001 – die allgemeinen Verfahrens-
regelungen über die Planaufstellung bzw. -änderung einschließlich der dort vorgesehenen 
Umweltprüfung und Öffentlichkeitsbeteiligung Anwendung, vgl. Artikel 15d Absatz 1 der 
Richtlinie (EU) 2018/2001. Durch die allgemeinen Vorschriften zur Ermittlung und Bewer-
tung des Abwägungsmaterials im Sinne des § 1c BauGB sowie der Abwägung nach § 1 
Absatz 5 BauGB und die ergänzenden Regelungen zur Umweltprüfung und zum Umwelt-
bericht in § 2 Absatz 4 in Verbindung mit der Anlage 1 ist sichergestellt, dass die Gemein-
den alle geeigneten und verhältnismäßigen Instrumente und Datensätze zur Gebietsermitt-
lung heranziehen. 

Der Grundsatz des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden gemäß § 1b Absatz 2 
BauGB sowie die umweltbezogenen Belange in § 1c Absatz 3, die Belange der Landwirt-
schaft in § 1c Absatz 4 Nummer 2 BauGB sowie der Belang der multifunktionalen Nutzung 
in § 1b Absatz 5 Nummer 2 BauGB stellen sicher, dass die Gemeinden künstliche und ver-
siegelte sowie vorbelastete, für die Landwirtschaft nicht nutzbare Flächen vorrangig aus-
wählen Dadurch ist den Anforderungen des Artikels 15c Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe 
a i) und iii) der Richtlinie (EU) 2018/2001 Rechnung getragen. Die genannten Planungs-
grundsätze sind insoweit richtlinienkonform auszulegen. 

Bedingt durch die unterschiedlichen Auswirkungen der verschiedenen Technologien erge-
ben sich Abweichungen zu § 249a BauGB. Insbesondere sind die ökologischen Auswirkun-
gen von Solarenergieanlagen andere als bei Windenergieanlagen. Bei der Windenergie 
entstehen die wesentlichen Auswirkungen auf Arten beim Betrieb, bei der Solarenergie hin-
gegen bei der Errichtung der Anlage. Außerdem sind anlagenbezogene Auswirkungen auf 
die Art zu betrachten.  

Zu Fehler! Keine Dokumentvariable verfügbar. 

Absatz 1 Satz 2 definiert die Flächen, die aufgrund ihrer ökologischen Sensibilität nicht als 
Beschleunigungsgebiete für Solarenergie ausgewiesen werden dürfen.  

Neben den auch für die Windenergie ausgeschlossenen Flächen werden zusätzlich natio-
nale Naturmonumente im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes ausgenommen, da diese 
gemäß § 24 Absatz 3 Satz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes wie Naturschutzgebiete zu 
schützen sind.  

Die sensiblen Gebiete in Satz 2 Nummer 2 werden unter Berücksichtigung der bei der So-
larenergie zu erwartenden Auswirkungen auf geschützte Arten anders als bei der Wind-
energie definiert. Auszuschließen sind Gebiete nur, wenn ein dauerhafter Lebensraumver-
lust für besonders bedeutende Vorkommen geschützter Arten zu erwarten ist. Eine nur vo-
rübergehende Verdrängung von Arten während der Errichtung führt nicht zu einem 
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Gebietsausschluss, wenn zu erwarten ist, dass die Arten die in Anspruch genommenen 
Flächen nach der Errichtung wieder als Lebensraum nutzen. 

Abweichend zu § 249a BauGB gelten die normierten Ausschlüsse nicht für Flächen, die 
künstlich und bebaut sind. Gemeint sind nach der Richtlinie insbesondere Flächen wie Dä-
cher, Parkplätze oder Verkehrsinfrastruktur. Solche Flächen können von der Gemeinde je-
doch nur dann in das Beschleunigungsgebiet einbezogen werden, wenn sie zusätzlich als 
nicht ökologisch sensibel eingeschätzt werden. Dabei spricht die Künstlichkeit bzw. die Be-
bauung der Flächen grundsätzlich für eine geringere ökologische Sensibilität. Insbesondere 
wenn die menschliche Nutzung der Flächen nicht mehr besteht, können sich mitunter öko-
logisch wertvolle Strukturen auf derartigen Flächen entwickeln. Die Gemeinde wird solche 
Flächen dann nicht in das Beschleunigungsgebiet einbeziehen können.  

Nach Satz 3 sind Gewässer von der Darstellung als Beschleunigungsgebiet ausgeschlos-
sen. Diese Ausnahme trägt dem Umstand Rechnung, dass noch keine hinreichenden Er-
kenntnisse zu den gewässerökologischen und naturschutzfachlichen Auswirkungen von 
schwimmenden Solaranlagen vorliegen.  

Zu Fehler! Keine Dokumentvariable verfügbar. 

Absatz 2 entspricht dem § 249a Absatz 2 BauGB, auf dessen Begründung hier verwiesen 
werden kann. Die Minderungsmaßnahmen sind auf die spezifischen Auswirkungen der So-
larenergieanlage bzw. des Energiespeichers zuzuschneiden.  

Ist absehbar, dass die Bewirtschaftungsziele nach § 27 WHG im Falle einer vorgesehenen 
Errichtung von Freiflächenanlagen im Uferbereich eines Gewässers oder auf einer für die 
Gewässerentwicklung vorgesehenen angrenzenden Fläche nicht eingehalten werden kön-
nen, ist dem, soweit erforderlich, insbesondere dadurch Rechnung zu tragen, dass von der 
Errichtung der Anlagen im Uferbereich bzw. auf dieser Fläche abgesehen wird und der 
Standort der Anlage entsprechend verlegt wird 

Zu Fehler! Keine Dokumentvariable verfügbar. 

Absatz 3 stellt klar, dass Fehler bei der Darstellung einer Fläche als Beschleunigungsgebiet 
nicht zur Unwirksamkeit des zugrundeliegenden Solarenergiegebietes im Übrigen führen. 
Ergänzend wird auf die Begründung zu § 249a Absatz 3 verwiesen. 

Zu Nummer 5 

Es handelt sich um eine Folgeänderung aufgrund der Einfügung der §§ 249a, 249b und 
249c. 

Zu Fehler! Keine Dokumentvariable verfügbar. 

[wird während der Ressortabstimmung ergänzt] 

Zu Artikel 5 (Änderungen des Raumordnungsgesetzes) 

Zu den Fehler! Keine Dokumentvariable verfügbar., 2 und 3 

Es handelt sich um Folgeänderungen zur Änderung in Nummer 4. 

Zu Fehler! Keine Dokumentvariable verfügbar. 

§ 28 ROG beinhaltet Sonderregelungen für den Ausbau der Windenergie an Land.  
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Zu § 28 Absatz 1 

Die Vorschrift ersetzt den bisherigen § 7 Absatz 3 Satz 6 und § 27 Absatz 4. Hierdurch 
sollen sämtliche Abweichungsregelungen für Windenergie an Land in einer Vorschrift ge-
bündelt und somit eine für den Rechtsanwender transparente Systematik geschaffen wer-
den.  

Zu § 28 Absatz 2 

Absatz 2 setzt Artikel 15c der Richtlinie (EU) 2018/2001 im Bereich der Windenergie an 
Land um, soweit die dortigen Vorgaben das Planungsrecht der Raumordnung betreffen. 
Artikel 15c verpflichtet die Mitgliedstaaten dazu, bis zum 21. Februar 2026 sicherzustellen, 
dass Beschleunigungsgebiete für die erneuerbaren Energien in erheblichem Umfang aus-
gewiesen werden. 

Satz 1 knüpft an die Ausweisung von Windenergiegebieten nach § 2 Nummer 1 WindBG 
an. Das Wort „zusätzlich“ stellt klar, dass es sich bei den Ausweisungen als Vorranggebiet 
und als Beschleunigungsgebiet um getrennte Planfestlegungen handelt. 

Satz 1 setzt in den Nummern 1 und 2 Artikel 15c der Richtlinie insoweit um, als danach 
Beschleunigungsgebiete dort ausgeschlossen sind, wo Vorhaben voraussichtlich erhebli-
che Umweltauswirkungen haben würden. Satz 1 definiert die Fälle erheblicher Umweltaus-
wirkungen für die Zwecke der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2018/2001 und abweichend 
von dem Inhalt dieses Begriffs im Rahmen des Gesetzes über die Umweltverträglichkeits-
prüfung im Wege einer gebietsbezogenen Ausnahmeregelung: Die in den Nummern 1 und 
2 genannten Kategorien von Gebieten gestalten abschließend die Fälle aus, in denen es 
voraussichtlich erhebliche Umweltauswirkungen im Sinne dieser Vorschrift geben würde. 
Die als Nummer 1 genannte Kategorie betrifft Natura 2000-Gebiete und Gebiete, die im 
Rahmen nationaler Programme zum Schutz der Natur und der biologischen Vielfalt ausge-
wiesen sind; die als Nummer 2 genannte Kategorie betrifft weitere sensible Gebiete. Bei 
letzteren handelt es sich um ökologisch hochwertige und empfindliche Gebiete wie z. B. 
Dichtezentren, Schwerpunktvorkommen, Brut- und Rastgebiete, Kolonien und sonstige An-
sammlungen betroffener Arten. Bei der Festlegung der sensiblen Gebiete ist artspezifisch 
zu prüfen, ob ein angemessener Sicherheitsabstand vorzusehen ist.  

Satz 2 regelt eine Abweichung von der Übergangsvorschrift des § 27 Absatz 1: Die Pflicht 
zur Ausweisung von Beschleunigungsgebieten gilt nach Satz 2 auch für laufende Planauf-
stellungsverfahren. Für diese laufenden Verfahren regelt Satz 2 als „Soll“-Vorschrift, dass 
die Ausweisung als Beschleunigungsgebiet im Regelfall in demselben Planaufstellungsver-
fahren erfolgt, in dem das Windenergiegebiet ausgewiesen wird. Im Ausnahmefall kann die 
Ausweisung als Beschleunigungsgebiet jedoch nachträglich in einem gesonderten Verfah-
ren zur Änderung des Raumordnungsplanes vorgenommen werden. Diese Ausnahmemög-
lichkeit soll den Planungsträgern insbesondere die notwendige zeitliche Flexibilität geben, 
um eine Erreichung der Flächenbeitragswerte des Windenergieflächenbedarfsgesetzes zu 
den gesetzlichen Stichtagen zu gewährleisten. Ein solcher Ausnahmefall wird daher insbe-
sondere dann anzunehmen sein, wenn die Behörde, die den Plan mit der Ausweisung des 
Windenergiegebietes aufstellt, erkennt, dass eine zusätzliche Ausweisung als Beschleuni-
gungsgebiet das Verfahren in erheblicher Weise verzögern würde. Dies kann etwa dann 
der Fall sein, wenn bereits eine Veröffentlichung nach § 9 Absatz 2 Satz 2 stattgefunden 
hat oder in manchen Fällen sogar schon, wenn eine solche Veröffentlichung erst kurz be-
vorsteht, aber beispielsweise durch intensive Vorabstimmungen vorbereitet wurde. Bei ei-
ner ausnahmsweisen nachträglichen Ausweisung in einem gesonderten Planaufstellungs-
verfahren wird regelmäßig § 9 Absatz 5 ROG zur Anwendung kommen können. Die plan-
aufstellende Behörde wird in diesem Zuge prüfen, ob die Ausweisung bestimmte öffentliche 
Stellen oder Teile der Öffentlichkeit in ihren Belangen berührt. Kommt sie zu dem Schluss, 
dass dies nicht der Fall ist und dass auch die übrigen Tatbestandsvoraussetzungen erfüllt 



 - 53 - Bearbeitungsstand: 02.04.2024  13:18 

sind, kann sie von einer Beteiligung der Öffentlichkeit und der öffentlichen Stellen bei der 
Planaufstellung absehen. 

Im Gegensatz zu voraussichtlichen „erheblichen Umweltauswirkungen“, welche nach Satz 
1 einen Ausschluss von Beschleunigungsgebieten bewirken, führen mögliche Umweltaus-
wirkungen, die nicht erheblich sind, nicht zu einem Ausschluss, sondern gemäß Artikel 15c 
Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe b der Richtlinie zu der Verpflichtung, im Plan Regelun-
gen für wirksame Minderungsmaßnahmen festzulegen. Diese Verpflichtung wird in Satz 3 
umgesetzt. Eine Nichteinhaltung der Bewirtschaftungsziele nach § 27 WHG wird in diesem 
Zusammenhang nicht als gebietsbezogener Ausschlusstatbestand aufgeführt, da bei Nicht-
einhaltung der Bewirtschaftungsziele nicht ein bestimmtes Gebiet als Beschleunigungsge-
biet ausscheidet. Ist absehbar, dass die Bewirtschaftungsziele nach § 27 WHG etwa im 
Falle einer vorgesehenen Errichtung von Windenergieanlagen in einem oberirdischen Ge-
wässer einschließlich seines Ufers oder auf einer für die Gewässerentwicklung vorgesehe-
nen angrenzenden Fläche nicht eingehalten werden können, ist dem vielmehr, soweit er-
forderlich, insbesondere dadurch Rechnung zu tragen, dass von der Errichtung der Anlagen 
im Gewässer bzw. auf dieser Fläche abgesehen wird und der Standort der Anlage entspre-
chend verlegt wird (Minderungsmaßnahme im Sinne von Satz 3). 

Satz 3 vermeidet den Begriff „Umweltauswirkungen“, da dieser schon in § 8 mit einer an-
deren Bedeutung geregelt ist, welche der des Gesetzes über die Umweltverträglichkeits-
prüfung entspricht. Im Gegensatz dazu ist der Begriff im Sinne von Artikel 15c der Richtlinie 
hinsichtlich seiner Schutzgüter enger zu verstehen: Es geht nur um Auswirkungen auf die 
Erhaltungsziele nach § 7 Absatz 1 Nummer 9 des Bundesnaturschutzgesetzes, auf beson-
ders geschützte Arten nach § 7 Absatz 2 Nummer 13 des Bundesnaturschutzgesetzes und 
auf die Bewirtschaftungsziele des Wasserhaushaltsgesetzes. Daher wird in Satz 3 der Be-
griff „Auswirkungen“ verwendet, und diese Auswirkungen werden durch den direkten Bezug 
auf die in den Nummern 1 bis 3 abschließend gelisteten Erhaltungsziele, besonders ge-
schützte Arten und Bewirtschaftungsziele konkretisiert bzw. definiert.   

Satz 4 trägt der von Artikel 15c der Richtlinie intendierten Beschleunigungswirkung Rech-
nung. Er regelt, dass die planaufstellenden Behörden ihrer Verpflichtung aus Satz 3, Min-
derungsmaßnahmen festzulegen, [auch dadurch nachkommen können, dass sie auf den in 
der neuen Anlage 3 befindlichen Katalog verweisen. Dieser enthält Regeln für Minderungs-
maßnahmen, welche sich auf die Errichtung und den Betrieb von Anlagen beziehen.] 

Zu § 28 Absatz 3 

Absatz 3 stellt klar, dass etwaige Fehler bei der Ausweisung als Beschleunigungsgebiet 
nicht zur Unwirksamkeit des zugrundeliegenden Vorranggebietes für Windenergie oder des 
Raumordnungsplanes im Übrigen führen. 

Zu § 29 

§ 29 ROG beinhaltet Sonderregelungen für den Ausbau der Solarenergie.  

Zu § 29 Absatz 1 

Die Vorschrift ersetzt inhaltsgleich den bisherigen § 7 Absatz 3 Satz 7. Hierdurch sollen 
sämtliche Abweichungsregelungen für Solarenergie in einer Vorschrift gebündelt und somit 
eine für den Rechtsanwender transparente Systematik geschaffen werden. 

Zu § 29 Absatz 2 

Nach Absatz 2 Satz 1 können Vorranggebiete für Solarenergie zusätzlich als Beschleuni-
gungsgebiete ausgewiesen werden. Damit wird Artikel 15c der Richtlinie (EU) 2018/2001 
im Bereich der Solarenergie umgesetzt, soweit die dortigen Vorgaben das Planungsrecht 
der Raumordnung betreffen.  
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Für die planerische Ausweisung – im Einklang mit Artikel 15d Absatz 1 der Richtlinie (EU) 
2018/2001 – finden die allgemeinen Verfahrensregelungen über die Planaufstellung bzw. -
änderung nach ROG einschließlich der dort vorgesehenen Umweltprüfung und Öffentlich-
keitsbeteiligung Anwendung, vgl. Artikel 15d Absatz 1 Richtlinie (EU) 2018/2001. Durch die 
allgemeinen Vorschriften des ROG zur Ermittlung und Bewertung des Abwägungsmaterials 
sowie der Abwägung und die ergänzenden Regelungen zur Umweltprüfung in § 8 ROG in 
Verbindung mit Anlage 1 ist sichergestellt, dass die planaufstellenden Behörden alle geeig-
neten und verhältnismäßigen Instrumente und Datensätze zur Gebietsermittlung heranzie-
hen. 

Die gesetzlichen Grundsätze des Freiraumschutzes gemäß § 2 Absatz 2 Nummer 2 Satz 5 
ROG, des Vorranges der Brachflächenentwicklung vor der Flächenneuinanspruchnahme 
nach § 2 Absatz 2 Nummer 2 Satz 6 ROG, der Vermeidung der Zerschneidung der freien 
Landschaft und von Wald- und Moorflächen nach § 2 Absatz 2 Nummer 2 Satz 7 ROG 
sowie der gesetzliche Grundsatz der sparsamen und schonenden Inanspruchnahme von 
Naturgütern bei der Gestaltung räumlicher Nutzungen nach § 2 Absatz 2 Nummer 6 Satz 2 
ROG stellen sicher, dass die Raumordnungsbehörden bei der Planung künstliche und ver-
siegelte sowie vorbelastete, für die Landwirtschaft nicht nutzbare Flächen vorrangig aus-
wählen. Dadurch ist den Anforderungen des Artikels 15c Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe 
a i) der Richtlinie (EU) 2018/2001 Rechnung getragen. Die genannten Planungsgrundsätze 
sind insoweit richtlinienkonform auszulegen. 

Bedingt durch die unterschiedlichen Auswirkungen der verschiedenen Technologien erge-
ben sich einzelne Abweichungen zu § 28 ROG, welcher Artikel 15c der Richtlinie im Bereich 
der Windenergie an Land betreffend das Planungsrecht der Raumordnung umsetzt: 

Absatz 2 Satz 1 definiert in den Nummern 1, 2 und 3 die Flächen, die aufgrund ihrer ökolo-
gischen Sensibilität nicht als Beschleunigungsgebiete für die Solarenergie ausgewiesen 
werden dürfen. Die sensiblen Gebiete nach Nummer 2 werden unter Berücksichtigung der 
bei der Solarenergie zu erwartenden Auswirkungen auf geschützte Arten und Lebensräume 
anders als bei der Windenergie definiert. Im Vordergrund steht hier die Prüfung, ob infolge 
der Errichtung oder des Betriebs von Solaranlagen Lebensräume bestimmter geschützter 
Arten dauerhaft verloren gehen. Eine nur vorübergehende Verdrängung von Arten während 
der Errichtungsphase führt nicht zu einem Flächenausschluss, wenn zu erwarten ist, dass 
die Arten die in Anspruch genommenen Flächen in der Betriebsphase wieder als Lebens-
raum nutzen. Nach Nummer 3 können Vorranggebiete für Solarenergie nicht als Beschleu-
nigungsgebiete ausgewiesen werden, soweit sie in und über Gewässern liegen. Diese Aus-
nahme trägt dem Umstand Rechnung, dass noch keine hinreichenden Erkenntnisse zu den 
gewässerökologischen und naturschutzfachlichen Auswirkungen von schwimmenden So-
laranlagen vorliegen. 

Im Übrigen entspricht die Umsetzung der Richtlinie (EU) 2018/2001 im Bereich der Solar-
energie durch den § 29 der Umsetzung der Richtlinie im Bereich der Windenergie an Land 
durch den § 28. Daher verweist § 29 Absatz 2 Satz 2 auf § 28 Absatz 2 Satz 3 und 4 sowie 
Absatz 3, und entsprechend kann auch auf die Begründung zu diesen Regelungen verwie-
sen werden. 

Zu Nummer 5 

[wird während der Ressortabstimmung ergänzt] 
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Zu Artikel 6 (Änderung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes) 

Zu Nummer 1(§ 97) 

Zu Buchstabe a (Absatz 1) 

Mit den Änderungen in § 97 Absatz 1 EEG 2023 wird zunächst der bislang statische Ver-
weis des EEG 2023 auf das Windenergieflächenbedarfsgesetz in einen dynamischen Ver-
weis geändert. Die in den §§ 97 und 98 vorgesehene Koordinierung der Datenerfassung 
und Berichterstattung im Kooperationsausschuss muss sich an der jeweils aktuellen Fas-
sung des WindBG orientieren. 

Zudem wird das Mandat des Kooperationsausschusses erweitert. Hier soll nun auch eine 
Koordinierung der Datenerfassung zum Stand der Ausweisung von Beschleunigungsgebie-
ten im Sinne des § 2 Nummer 4 WindBG stattfinden. Bislang war dies bereits im Hinblick 
auf Daten zu Flächen für die Nutzung der Windenergie an Land und zur Umsetzung der 
Flächenbeitragswerte nach dem WindBG vorgesehen. An die bestehende Praxis kann an-
geknüpft werden.  

Zu Buchstabe b (Absatz 5) 

Mit der Änderung in § 97 Absatz 5 EEG 2023 wird konkretisiert, welche Daten zu erfassen 
sind. Aus der in Artikel 15c der Richtlinie (EU) 2018/2001 vorgesehen Ausweisung soge-
nannter Beschleunigungsgebiete in den Mitgliedstaaten ergibt sich der Bedarf zusätzlicher 
Daten. Dies schafft die Datengrundlage für eine Berichterstattung zum Stand der Umset-
zung dieser Richtlinienbestimmung gegenüber der Europäischen Kommission und die in 
Artikel 15c Absatz 3 ggf. vorgesehene Überprüfung im Rahmen der nationalen Energie- 
und Klimapläne. 

Zu Nummer 2 (§ 98)Zu Buchstabe a (Absatz 1) 

Die Änderungen in Absatz 1 erweitern die Berichterstattung der Länder um den Stand der 
Ausweisung von Beschleunigungsgebieten nach § 2 Nummer 4 WindBG. 

Zu Buchstabe b (Absatz 5) 

Der neue Absatz 5 Satz 2 erweitert die jährliche Berichterstattung der Bundesregierung 
zum Ausbau der erneuerbaren Energien um eine Bewertung zum Stand der Ausweisung 
von Beschleunigungsgebieten nach § 2 Nummer 4 des Windenergieflächenbedarfsgeset-
zes. Ergänzend zu den in Satz 1 bereits vorgesehenen Berichtsinhalten sollen ab dem 1. 
Januar 2026 auch Aussagen dazu getroffen werden, in welchem Umfang Ausweisungen 
von Beschleunigungsgebieten erfolgt sind. Diese Inhalte sind in den in Absatz 5 Satz 1 
vorgesehen Bericht zu integrieren. Die Inhalte nach Satz 1 stellen dabei weiterhin den 
Schwerpunkt des Berichtes dar. Absatz 6 findet auch auf die Berichterstattung zu den Be-
schleunigungsgebieten Anwendung.  

Zu Artikel 7 (Inkrafttreten) 

Artikel 7 regelt gemäß Artikel 82 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes das Inkrafttreten des 
Gesetzes. Das Gesetz tritt insgesamt am Tag nach der Verkündung in Kraft.  

Nach Artikel 5 Absatz 1 Unterabsatz 1 der Richtlinie (EU) 2023/2413 muss die Umsetzung 
der Richtlinie grundsätzlich am 21. Mai 2025 abgeschlossen sein. Die Frist zur Umsetzung 
(unter anderem) des Artikel 16 der geänderten Richtlinie (EU) 2018/2001 läuft allerdings 
bereits am 1. Juli 2024 ab (Artikel 5 Absatz 1 Unterabsatz 2 der Richtlinie (EU) 2023/2413). 
Zudem ist ein schnelles Inkrafttreten erforderlich, um Rechtssicherheit für die Planungsträ-
ger zu schaffen, sodass die planungsrechtlichen Vorgaben dieses Gesetzes noch im 
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Rahmen der laufenden Planungsprozesse zur Umsetzung der Flächenbeitragswerte des 
WindBG berücksichtigt werden können.  

Im Hinblick auf die in diesem Gesetz enthaltenen Regelungen betreffend die Raumordnung 
weicht das Gesetz damit von der Frist des Artikel 72 Absatz 3 Satz 2 GG ab. Es bedarf 
daher der Zustimmung des Bundesrates. Soweit das Gesetz Regelungen zum Verwal-
tungsverfahren trifft, findet die Frist des Artikel 84 Absatz 1 Satz 3 GG keine Anwendung, 
da keine abweichenden landesrechtlichen Regelungen bestehen. Ansonsten wäre auch in-
soweit ein sofortiges Inkrafttreten mit Zustimmung des Bundesrates möglich.  
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	Artikel 1
	Änderung des Windenergieflächenbedarfsgesetzes
	Das Windenergieflächenbedarfsgesetz vom 20. Juli 2022 (BGBl. I S. 1353), das zuletzt durch … [aktualisieren: Fundstelle Solarpaket] geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. Der Bezeichnung des Gesetzes werden folgende Wörter angefügt:
	„und zur Genehmigungserleichterung in bestimmten Gebieten für erneuerbare Energien“

	2. Dem § 2 wird folgende Nummer 4 angefügt:
	3. Die Überschrift des § 6 wird wie folgt gefasst:
	§ 6 „
	Genehmigungserleichterung in Windenergiegebieten“.

	4. Nach § 6a werden die folgenden § 6b und § 6c eingefügt:
	„§ 6b
	Genehmigungserleichterungen in Beschleunigungsgebieten für Windenergie an Land
	(1) Wird die Errichtung und der Betrieb oder die Änderung der Lage, der Beschaffenheit oder des Betriebs einer Windenergieanlage an Land und der dazugehörigen Nebenanlagen im Sinne des § 3 Nummer 15a des Erneuerbaren-Energien-Gesetzes in einem Beschle...
	(2) Die zuständige Behörde führt stattdessen ein Überprüfungsverfahren auf Grundlage vorhandener Daten durch. Die Daten müssen eine ausreichende räumliche Genauigkeit aufweisen und dürfen zum Zeitpunkt der Entscheidung über den Genehmigungsantrag in d...
	(3) Trifft die zuständige Behörde im Überprüfungsverfahren nach Absatz 2 innerhalb der Frist nach Absatz 2 Satz 7 keine begründete Entscheidung darüber, ob höchstwahrscheinlich Auswirkungen im Sinne des Absatzes 2 Satz 5 zu erwarten sind, die nicht du...
	(4) Ergibt das Überprüfungsverfahren, dass höchstwahrscheinlich keine Auswirkungen im Sinne des Absatzes 2 Satz 5 zu erwarten sind, so ordnet die Genehmigungsbehörde die erforderlichen Maßnahmen im Genehmigungsbescheid an. Mit Durchführung der angeord...
	(5) Ergibt das Überprüfungsverfahren, dass höchstwahrscheinlich Auswirkungen im Sinne des Absatzes 2 Satz 5 zu erwarten sind, ordnet die zuständige Behörde geeignete und verhältnismäßige Minderungsmaßnahmen im Hinblick auf diese Auswirkungen an. Sowei...
	(6) Soweit Maßnahmen für den Schutz von Arten nicht verfügbar oder Daten nicht vorhanden sind, hat der Betreiber eine Zahlung in Geld zu leisten. Die Zahlung ist von der zuständigen Behörde zusammen mit der Genehmigung für die Dauer des Betriebes als ...
	(7) § 6 ist vorrangig anzuwenden.
	(8) Von den in den Absätzen 1 bis 6 getroffenen Regelungen des Verwaltungsverfahrens kann durch Landesrecht nicht abgewichen werden.

	§ 6c
	Genehmigungserleichterungen in Beschleunigungsgebieten für Solarenergie
	(1) Wird die Errichtung, der Betrieb oder die Änderung der Lage, der Beschaffenheit oder des Betriebs einer Anlage zur Erzeugung von Strom oder Wärme aus solarer Strahlungsenergie (Solarenergieanlage), der dazugehörigen Nebenanlagen im Sinne des § 3 N...
	(2) Die zuständige Behörde führt stattdessen ein Überprüfungsverfahren auf Grundlage vorhandener Daten durch. Die Daten müssen eine ausreichende räumliche Genauigkeit aufweisen und dürfen zum Zeitpunkt der Entscheidung über den Genehmigungsantrag in d...
	(3) Ergibt das Überprüfungsverfahren, dass höchstwahrscheinlich keine Auswirkungen im Sinne des Absatzes 2 Satz 5 zu erwarten sind, so ordnet die Genehmigungsbehörde die erforderlichen Maßnahmen im Genehmigungsbescheid an. Mit Durchführung der angeord...
	(4) Ergibt das Überprüfungsverfahren, dass höchstwahrscheinlich Auswirkungen im Sinne des Absatzes 2 Satz 5 zu erwarten sind, ordnet die zuständige Behörde geeignete und verhältnismäßige Minderungsmaßnahmen im Hinblick auf diese Auswirkungen an. Sowei...
	(5) Ein Vorhaben auf entwässerten Moorböden ist nur zulässig, wenn diese mit der Errichtung der Solaranlage dauerhaft wiedervernässt werden. Die Anforderung ist vor Inbetriebnahme der Anlage durch Vorlage der wasserrechtlichen Zulassung nachzuweisen; ...
	(6) Soweit Maßnahmen für den Schutz von Arten nicht verfügbar oder Daten nicht vorhanden sind, hat der Betreiber eine Zahlung in Geld zu leisten. Die Zahlung ist von der zuständigen Behörde zusammen mit der Genehmigung für die Dauer des Betriebes als ...




	Artikel 2
	Änderung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes
	Das Bundes-Immissionsschutzgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274; 2021 I S. 123), das zuletzt durch Artikel 11 Absatz 3 des Gesetzes vom 26. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 202) geändert worden ist, wird wie folgt geän...
	1. In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu § 10 folgende Angabe eingefügt:
	2. § 10 Absatz 5a wird aufgehoben.
	3. Nach § 10 wird folgender § 10a eingefügt:
	„§ 10a
	Sonderregelungen für das Genehmigungsverfahren bei Vorhaben nach der Richtlinie 2018/2001
	(1) Die nachstehenden Absätze finden ergänzend Anwendung, wenn das Vorhaben eine Anlage betrifft, die in den Anwendungsbereich der Richtlinie (EU) 2018/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2018 zur Förderung der Nutzung von ...
	(2) Auf Antrag des Trägers des Vorhabens werden das Genehmigungsverfahren sowie alle sonstigen Zulassungsverfahren, die für die Durchführung des Vorhabens nach Bundes- oder Landesrecht erforderlich sind, über eine einheitliche Stelle abgewickelt.
	(3) Die einheitliche Stelle nach Absatz 2 stellt ein Verfahrenshandbuch für Träger von Vorhaben bereit und macht diese Informationen auch im Internet zugänglich. Dabei geht sie gesondert auch auf kleinere Vorhaben im Bereich erneuerbare Energie und Vo...
	(4) § 7 der Verordnung über das Genehmigungsverfahren ist mit folgenden Maßgaben anzuwenden:
	(5) Ab dem 21. November 2025 ist das Genehmigungsverfahren elektronisch durchzuführen.
	(6) Die Dauer des Genehmigungsverfahrens umfasst nicht die Dauer für gerichtliche Rechtsbehelfe und Rechtsmittel, andere Gerichtsverfahren sowie alternative Streitbeilegungsverfahren einschließlich Beschwerdeverfahren und nichtgerichtlichen Berufungsv...


	4. § 23b wird wie folgt geändert:
	„(4a) §10a ist entsprechend anzuwenden.“



	Artikel 3
	Änderung des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung
	Das Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. März 2021 (BGBl. I S. 540), das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 22. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 409) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu § 14b gestrichen.
	2. Dem § 2 wird folgender Absatz 12 angefügt:
	(12) „ Städtebauprojekte sind Bauvorhaben einer gewissen Größe, die ihrem Wesen nach städtisch sind und daher Wohnbauten, Geschäftsbauten oder Bauten, die Sozial-, Bildungs- und Freizeiteinrichtungen einschließlich der dafür vorgesehenen Infrastruktur...

	3. § 14b wird aufgehoben.
	4. In Anlage 1 Nummer 18.7 werden die Wörter „Städtebauprojektes für sonstige bauliche Anlagen“ ersetzt durch die Wörter „sonstigen Städtebauprojektes“.
	5. In Anlage 5 wird nach Nummer 1.18 die folgende Nummer 1.19 eingefügt:


	Artikel 4
	Änderung des Baugesetzbuchs
	Das Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 394) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:
	2. § 5 Absatz 2b wird wie folgt gefasst:
	„(2b) Für die Zwecke des § 35 Absatz 3 Satz 3, des § 249 Absatz 2, des § 249a Absatz 1 und des § 249b Absatz 1 und des § 249c Absatz 1 können sachliche Teilflächennutzungspläne aufgestellt werden; sie können auch für Teile des Gemeindegebiets aufgeste...

	3. § 245f wird wie folgt geändert:
	„§ 245f
	Überleitungsvorschriften aus Anlass des Gesetzes zur Stärkung der Digitalisierung im Bauleitplanverfahren und zur Änderung weiterer Vorschriften sowie des Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2023/2413 im Bereich Windenergie an Land und Solarene...
	(3) „ Abweichend von § 233 Absatz 1 sollen Windenergiegebiete im Sinne des § 2 Nummer 1 des Windenergieflächenbedarfsgesetzes, für die vor dem … [einsetzen: Datum des Tages des Inkrafttretens dieses Gesetzes nach Artikel 7] ein Beschluss über die Aufs...


	4. Nach § 249 werden die folgenden §§ 249a bis 249c eingefügt:
	„§ 249a
	Beschleunigungsgebiete für Windenergie an Land
	(1) Windenergiegebiete im Sinne des § 2 Nummer 1 des Windenergieflächenbedarfsgesetzes sind im Flächennutzungsplan zusätzlich als Beschleunigungsgebiete darzustellen. Die Darstellung ist ausgeschlossen, soweit ein Beschleunigungsgebiet
	(2) Im Falle möglicher negativer Umweltauswirkungen sind geeignete Regeln für wirksame Minderungsmaßnahmen für die Errichtung und den Betrieb von Anlagen und ihrem Netzanschluss darzustellen, um diese Auswirkungen zu vermeiden oder, falls dies nicht m...
	(3) Eine Verletzung der Anforderungen der Absätze 1 bis 2 zur Ausweisung von Beschleunigungsgebieten ist für die Rechtswirksamkeit des Windenergiegebietes im Übrigen unbeachtlich.

	§ 249b
	Sonderregelungen für Solarenergiegebiete
	(1) Die Gemeinde kann im Flächennutzungsplan grundsätzlich geeignete Bereiche im Außenbereich für bestimmte Vorhaben zur Nutzung solarer Strahlungsenergie, auch in Kombination und im räumlichen Zusammenhang mit bestimmten, nicht planfeststellungspflic...
	(2) In Solarenergiegebieten können den im Plan bezeichneten Vorhaben nicht entgegengehalten werden:
	(3) Die Länder können durch Gesetz bestimmen, dass in Raumordnungsplänen festgelegt werden kann, dass in Vorranggebieten für Solarenergie für die vorrangigen Vorhaben im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 der Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 bis 3 und Satz 3 sowie A...
	(4) Soweit sich Solarenergiegebiete mit Windenergiegebieten im Sinne des § 2 Nummer 1 des Windenergieflächenbedarfsgesetzes überschneiden, ist der Windenergienutzung der Vorrang einzuräumen. Dazu ist für Vorhaben im Sinne von Absatz 1 Satz 1 als weite...

	§ 249c
	Beschleunigungsgebiete für Solarenergie
	(1) Solarenergiegebiete im Sinne des § 249b Absatz 1 können im Flächennutzungsplan zusätzlich als Beschleunigungsgebiete dargestellt werden. Soweit ein Beschleunigungsgebiet
	(2) Im Falle möglicher negativer Umweltauswirkungen sind geeignete Regeln für wirksame Minderungsmaßnahmen darzustellen, um diese Auswirkungen zu vermeiden oder, falls dies nicht möglich ist, erheblich zu verringern. Abweichend von den Regelungen des ...
	(3) Eine Verletzung der Anforderungen der Absätze 1 und 2 zur Darstellung von Beschleunigungsgebieten ist für die Rechtswirksamkeit des Solarenergiegebietes im Übrigen unbeachtlich.“


	5. Die bisherigen §§ 249a und 249b werden die §§ 249d und 249e.
	6. Nach Anlage 2 wird folgende Anlage 3 eingefügt:
	„Anlage 3
	(zu § 249a Absatz 2 Satz 3 und § 249c Absatz 2 Satz 3)
	[Regeln für Minderungsmaßnahmen



	Artikel 5
	Änderung des Raumordnungsgesetzes
	Das Raumordnungsgesetz vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 88) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:
	2. § 7 Absatz 3 Satz 6 und 7 wird aufgehoben.
	3. § 27 Absatz 4 wird aufgehoben.
	4. Nach § 27 werden die folgenden § 28 und § 29 eingefügt:
	„§ 28
	Sonderregelung für Windenergie an Land
	(1) Auf Windenergiegebiete nach § 2 Nummer 1 des Windenergieflächenbedarfsgesetzes sind vorrangig die §§ 245e und 249 des Baugesetzbuchs anzuwenden; § 7 Absatz 3 Satz 3 bis 5 findet keine Anwendung.
	(2) Windenergiegebiete nach § 2 Nummer 1a des Windenergieflächenbedarfsgesetzes werden, soweit sie nicht in
	(3) Eine Verletzung der Vorschriften des Absatzes 2 über die zusätzliche Ausweisung als Beschleunigungsgebiet ist für die Rechtswirksamkeit des Vorranggebiets unbeachtlich.

	§ 29
	Sonderregelung für Solarenergie
	(1) Auf Vorranggebiete für Solarenergie findet § 7 Absatz 3 Satz 3 bis 5 keine Anwendung.
	(2) Vorranggebiete für Solarenergie können, soweit sie nicht


	5. Nach Anlage 2 wird folgende Anlage 3 eingefügt:
	„Anlage 3
	(zu § 28 Absatz 2 und § 29 Absatz 2)
	[Regeln für Minderungsmaßnahmen



	Artikel 6
	Änderung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes
	Das Erneuerbare-Energien-Gesetz vom 21. Juli 2014 (BGBl. I S. 1066), das zuletzt durch … [aktualisieren: Fundstelle Solarpaket] geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. § 97 wird wie folgt geändert:
	2. § 98 wird wie folgt geändert:


	Artikel 7
	Inkrafttreten
	Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.
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